
Die kommenden Europawahlen 
sind entscheidend in der 
Geschichte der europäischen 
Linken. Autoritäre Nationa-
listen und ultrarechte Parteien 
versuchen, Europa von innen 
zu sprengen und schlagen ihre 
Funken aus der institutionellen 
Krise der Brüsseler Technokra-
tie und dem Verdruss ob der 
unsozialen Politik der EU. Aber 
es geht auch um die Möglich-
keit, dass Europa eine sozialere 
und demokratischere Perspek-
tive bekommt. 

Europa ist mehr als die 
EU. Die europäische Linke 
sollte sich daher jenseits 
ihrer Unterschiede über ihre 
gemeinsamen Möglichkeiten 
verständigen. Auch das war für 
mich ein Grund, im Mai Jeremy 
Corbyn, den Vorsitzenden der 
Labour-Partei, im britischen 
Unterhaus zu treffen. Zudem 
besuchte ich den Labour-
Parteitag im September in 
Liverpool und folgte einer Einla-
dung von Pablo Iglesias, dem 
Vorsitzenden der spanischen 
Partei Podemos, im Oktober 
zur Herbstuniversität in Madrid. 

Jeremy Corbyn ist für viele 
Linke weiter ein ermutigendes 
Beispiel – und zeigt, dass 
SozialdemokratInnen noch 
gewinnen können. Während 
die Sozialdemokratie in fast 
allen europäischen Ländern 
an Boden verliert, bleibt die 
Labour Party im Aufwind – 
gerade weil Corbyn sich klar 
gegen den Neoliberalismus 
stellt, gerade weil er Labour auf 
einen ausdrücklich linken Kurs 
gebracht hat und die Partei 
für viele junge Leute öffnen 
konnte. Auch wenn Labour und 
DIE LINKE unterschiedlichen 
Parteienfamilien angehören, 
drehte sich unser Gespräch 
um gemeinsame Ziele wie die 
Notwendigkeit einer Entspan-
nungs- und Friedenspolitik 
sowie den Kampf gegen die Pri-
vatisierung. Jeremy Corbyn und 
ich waren uns einig, dass die 
linken fortschrittlichen Kräfte 
in und außerhalb der EU mehr 
denn je gemeinsame Allianzen 
ausbauen müssen – gegen 
Austerität und Rechtsruck. 

Der Labour-Parteitag in Liver-
pool hat mir gezeigt, dass eine 

große linke Partei in Europa tat-
sächlich zweierlei leisten kann: 
Sie kann in einer kultivierten 
und zugleich leidenschaftlichen 
Art nicht nur über den Umgang 
mit dem Brexit-Referendum 
diskutieren, sondern sie schafft 
es auch, gleichzeitig einen 
kreativen Raum für Initiativen 
innerhalb und außerhalb der 
Partei zu organisieren. Denn 
parallel zum klassischen 
Parteitag organisierte die 
„Momentum“-Bewegung das 
sehr gut besuchte Forum 
„The World Transformed“. 
Mit seinen unterschiedlichen 
Debattenformaten war es 
mindestens so wichtig wie der 
Parteitag. Auf dem Parteitag in 
Liverpool konnte man erleben, 
dass Labour nicht nur reale 
Chancen auf einen Regie-
rungswechsel bei Neuwahlen 
hat, sondern unter Corbyn zu 
einem dynamischen Zentrum 
progressiver Politik geworden 
ist – heftige Kontroversen 
eingeschlossen. Dazu gehört 
auch, dass sich Labour jetzt 
mit einer offensiven Haltung 
einer möglichen Regierungs-
übernahme nähern will und 
zugleich die Tür für ein zweites 
Referendum über die endgül-
tigen Bedingungen des Brexit 
auf kluge Weise offen hält. 

Labour wird an diesen Europa-
wahlen nicht mehr teilnehmen, 
gibt aber die Idee einer linken 
europäischen Initiative gegen 
die neoliberale Spar- und 
Privatisierungspolitik nicht auf. 
Die gesamte Linke in Euro-
pa sollte Jeremy Corbyn bei 
seinem Versuch unterstützen, 
im Herzland des europäischen 
Neoliberalismus einen linken 
Politikwechsel zu schaffen. 

Die nächsten Wahlen zum 
EU-Parlament werden darüber 
entscheiden, ob Europa weiter 
nach rechts driftet, in Richtung 
eines autoritären Kapitalismus 
im Sinne eines Kurz, Salvini, 
Orban oder Gauland. Oder ob 
es eine fortschrittliche Alter-
native gibt: Für die LINKE ist 
dabei auch entscheidend, ob 
es uns gelingt, eine möglichst 
breite, starke und plurale Frak-
tion im kommenden Europä-
ischen Parlament zu haben. 

• Katja Kipping
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Gemeinsam zehn Jahre in einer Schu-
le lernen – das war einmal! Viele, die 
das DDR-Schulsystem durchliefen, ha-
ben positive Erinnerungen daran. Wenn 
man unter ehemaligen Klassenkame-
raden und der Parallelklasse eine Um-
frage macht, wie es der Autor dieser 
Zeilen praktiziert hat, kann man Bemer-
kenswertes zutage fördern. Auf die Fra-
ge: „Bist Du der Meinung, dass Du eine 
schönere Schulzeit hattest als Deine 
Kinder?“ stimmten über achtzig Prozent 
von den ehemaligen Mitschülern mit 
„Ja“. So nimmt es nicht Wunder, dass 
lauf Emnid-Umfrage etwa zwei Drittel 
der Eltern in Sachsen für ein längeres 
gemeinsames Lernen von Kindern vo-
tiert haben. Das Zauberwort heißt aktu-
ell „Gemeinschaftsschulen“. Diese gibt 
es mittlerweile in vielen Bundesländern 
– in Sachsen jedoch nicht. Eine Initiati-
ve will das jetzt mit Hilfe eines Volksan-
trages ändern. Man kann an etwa hun-
dert Orten in Sachsen unterschreiben. 
Näheres findet sich unter www.gemein-
schaftsschulen-in-sachsen.de 

Frau Professor Breuer, bevor wir 
ins Thema einsteigen, vielleicht 
ein paar Worte zu Ihrem Hinter-
grund. Woher stammen Sie?
Gebürtig bin ich aus dem Sauerland, 
aber sozialisiert in Dortmund. Studiert 
habe ich in Bochum.

Also kommen Sie aus Nordrhein-
Westfalen, dem bevölkerungs-
reichsten Bundesland. Wie sieht 
es dort mit den Schulen aus?
Bei uns gibt es die Gesamtschule, ver-
gleichbar mit einer Gemeinschaftsschu-
le, die allerdings zu meiner Schulzeit 
noch sehr verteufelt wurde. Eingeführt 
wurde sie in den 70er Jahren. Mit dieser 
Schulform wurde ein Ort längeren ge-
meinsamen Lernens geschaffen, wo Kin-
der beziehungsweise Jugendliche von 
der fünften bis maximal zur 13. Klasse 
gemeinsam lernen können.

War die Einführung erfolgreich 
und gibt es die Schulform überall?
Alles in allem kann man durchaus be-
haupten, dass sich die Gesamtschule 
als Schulform neben anderen flächen-
deckend durchgesetzt hat. Abhängig da-
von, ob sich Eltern und Lehrer für die-
se Schulform aussprachen, wurden sie 
etabliert. Was natürlich bedeutet, dass 
es Gesamtschulen nicht überall – insbe-
sondere in ländlichen Regionen – gibt.

Was hat Sie bewegt, sich als Juni-
orprofessorin im Bereich Grund-
schuldidaktik, Sport und Be-
wegungserziehung als eine der 
Erstunterzeichnerinnen für länge-
res gemeinsames Lernen in Sach-
sen einzusetzen?
Das hat vielleicht weniger etwas mit 
meiner Professur zu tun als vielmehr 
mit meinem grundsätzlichen Ansatz, 
dass jeder Mensch die gleichen Chan-
cen verdient. Gerade in Zeiten scheinbar 
zunehmender gesellschaftlicher Spal-
tung empfinde ich es als bedeutsam, 
dass Kinder nicht nach der Grundschu-
le in verschiedene Schulen verteilt wer-
den und den Zusammenhalt durch die-
se Selektion verlieren, um erst später 
im Leben dann festzustellen, dass eine 
Gesellschaft doch sehr viel vielschichti-
ger ist, als sie sich in einem gymnasia-
len Oberstufenkurs dargestellt hat. Das 
Miteinander der verschiedensten Grup-
pen, das in der ersten Klasse beginnt, 
darf nicht mit der vierten Klasse aufhö-
ren. Denn sonst geht die Fähigkeit des 
einst eingeübten Umgangs miteinander 
verloren und muss erst zu einem späte-

ren Zeitpunkt wieder erworben werden, 
was dann doch dem einen oder anderen 
schwer fallen kann. Der Umgang mit He-
terogenität, mit Vielfalt muss aus mei-
ner Sicht gefördert werden – dass mein 
Fach Sport dazu noch einen besonderen 
Beitrag leisten kann, steht außer Frage!

Nun beruft sich das sächsische 
Kultusministerium auf eine Stu-
die des arbeitgebernahen Insti-
tutes der Deutschen Wirtschaft. 
Nach dieser hat Sachsen in die-
sem Jahr zum 13. Mal in Folge das 
beste Bildungssystem. Müssten 
da nicht alle anderen Bundeslän-
der sich am sächsischen Modell 
orientieren?
Das kommt darauf an, wie man eine 
wirklich gute Schule definiert. Wenn 
man ausschließlich die Leistung be-
trachtet, dann mag das vielleicht zu-
treffen. Wenn es aber um die genauso 
wichtigen Faktoren wie Chancengleich-
heit und Wohlbefinden der Kinder und 
Jugendlichen geht, dann sind wir wohl 
noch sehr weit von dem entfernt, was 
eine gute Schule ausmacht.

Die Studie entsteht im Auftrag 
der von Kapitalinteressen gelei-
teten Initiative für Neue Soziale 
Marktwirtschaft. Wer erstellt in 
anderen Ländern eigentlich sol-
che Studien und was ist von die-
ser Untersuchung, auf die man 
sich in Sachsen schließlich aus-
schließlich beruft, überhaupt zu 
halten?
Generell ist es schwierig, wenn Lob-
bygruppen Studien in Auftrag geben. 
Ich finde, Studien sollten von unab-
hängigen Institutionen durchgeführt 
werden. Meines Wissens vergibt in 
Schweden beispielsweise das Bil-
dungsministerium den Auftrag, mittels 
Studien die Qualität des Schulsystems 
zu evaluieren. Zudem wäre es wichtig, 
mehrere Studien zu haben.

Wo sehen Sie die Schwachpunk-
te im aktuellen System?
Wenn mir schon Drittklässler sagen: 
„Also Mittwochnachmittag … das ist 
der Nachmittag, wo ich mal frei ha-
be!“, dann denke ich daran, was wir 
eigentlich unseren Kindern so zumu-
ten, wenn wir sie einzig und allein auf 
Leistung trimmen. Natürlich ist auch 
da ein Land wie Südkorea Spitze – 
aber der Preis ist unglaublich hoch, 
wenn man dazu etwa die Suizidraten 
von Schülern ins Verhältnis setzt, die 
ihrem Leben nicht etwa aus Liebes-
kummer ein Ende setzen, sondern 
einzig und allein deswegen, weil sie 
vielleicht eine Prüfung nicht geschafft 
haben oder die Noten nicht den hohen 
Erwartungen der Eltern entsprechen. 
Ist so eine Lernatmosphäre gesund? 
Lernt man gern in so einem System?

Wo soll denn Ihrer Meinung 
nach das Ziel sein?
Wir müssen dazu kommen, dass Kin-
der gerne lernen und leisten. Das 
sollte das Ziel sein. Schüler sollten 
gern in die Schule gehen und sich 
dort wertgeschätzt fühlen. Ist das 
nicht der Fall, hat das Konsequen-
zen für das weitere Leben. Solche 
Kinder und Jugendliche suchen sich 
dann draußen einen Halt, den ihnen 
die Gesellschaft verweigert hat. Ich 
bin dafür, dass wir Schule als Ge-
meinschaftsprojekt von allen für alle 
denken, in dem alle drei Faktoren – 
Leistung, Chancengleichheit, Wohlbe-
finden – wichtig sind. In Kanada zum 
Beispiel hat man das verstanden.

Links! im Gespräch

Endlich länger 
gemeinsam lernen!
Ralf Richter sprach mit der Juniorprofessorin 
Meike Breuer von der TU Chemnitz, einer  
Erstunterzeichnerin des Volksantrages

Peter Sodann schreibt Genossenschaftsgeschichte
In Staucha bei Lommatzsch wurde am 
17. November Genossenschaftsge-
schichte geschrieben. Eine Bibliothek 
als Genossenschaft? So etwas hat es in 
der deutschen Geschichte noch nicht 
gegeben! Bei schönstem Sonnenschein 
und allen Unkenrufen der Lokalpresse 
zum Trotz versammelten sich in einer 
Scheune etwa hundert Personen, um 
eine Genossenschaft zu gründen. Im 
Paragraph 1 der Satzung wurde stolz 
verkündet: „Die Genossenschaft führt 
den Namen Peter-Sodann Bibliothek eT 
„… wider dem vergehen“.

In seinen Vorbemerkungen stellte der 
82jährige Schauspieler noch einmal 

dar, wie es zu seiner Sammelwut kam, 
die sich auf Bücher konzentriert, die in 
der DDR bzw. der Sowjetischen Besat-
zungszone zwischen 1945 und 1990 
entstanden. Ab 1990 wurden im Os-
ten nicht nur Kombinate und Betrie-
be massenhaft abgewickelt, sondern 
es kam auch – eine literarische Ver-
arbeitung des Stoffes steht noch aus 
– zur massenhaften Bücherverbren-
nung von DDR-Literatur. Komplette 
Gewerkschaftsbibliotheken wurden 
„entsorgt“. Bei einem solchen Erleb-
nis kam Sodann zu seiner Obsession. 
Er sagte Links! schon im Sommer: „Mir 
liegt nicht daran, auf irgendeine Weise 
den Fortbestand der DDR zu sichern, 

sondern viel mehr an dem Wissen der 
Menschen dieses Staates – und die-
ses Wissen steckt in den Büchern. … 
Ich sammle Bücher, damit eine andere 
Weltsicht – nicht nur die gerade aktuel-
le – zur Kenntnis genommen wird.“

Bis jetzt nimmt die Bibliothek Geld ein 
durch Buchverkäufe, Führungen, Ver-
anstaltungen, Zuschüsse und Förder-
mittel. Daran wird sich auch in naher 
Zukunft nichts ändern. Die Hauptauf-
gabe der Genossenschaft wird darin 
liegen, Fördermittel und Spenden ein-
zuwerben. Darüber hinaus wird die Ge-
nossenschaft, die derzeit weniger als 
hundert Mitglieder hat, versuchen, zu 

wachsen. Gleichzeitig gibt es Ideen, in 
Thüringen und Sachsen-Anhalt Nieder-
lassungen zu gründen. 

Eine kleine Schwachstelle ist bislang 
die Öffentlichkeitsarbeit: Es fehlt der 
Peter-Sodann-Bibliothek ein Online-
Newsletter. Wer sich über den Fortgang 
des Projektes informieren will, muss 
bislang noch die Homepage besuchen 
unter www.psb-staucha.de Am 15. De-
zember kann man die Bibliothek anläss-
lich des Weihnachtsmarktes in Staucha 
besuchen. Betriebsferien sind vom 24. 
Dezember bis zum 6. Januar.

• Ralf Richter
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Wie oft höre ich das. Aber was nach 
dem „aber“ kommt, verstört mich. Es 
verstört mich politisch und gramma-
tisch. In der Grammatik gilt „aber“ als 
adversative Konjunktion. Das heißt, 
sie leitet nach der ersten Aussage zu-
mindest eine die erste Aussage ein-
schränkende oder ihr gar widerspre-
chende Aussage ein. In unserem Fall 
verwahrt man sich mit dem „aber“ ge-
gen die Einordnung als Nazi, nur weil 
man etwas sagt, was dies für andere 
oder auf den ersten Blick unterstützt.

Ich will mich also auseinandersetzen 
mit dem, was nach „aber“ kommt und 
warum es nicht für die Qualifizierung 
als Nazi reichen sollte: Nach 1945 ver-
suchte man sich sowohl in der entste-
henden Bundesrepublik und in Öster-
reich als auch in der DDR zumindest 
antinazistisch oder sogar konsequent 
antifaschistisch zu definieren. Man 
berief sich dabei auf unterschiedli-
che Begründungen. In Österreich und 
der BRD war es vor allem der brutale 
Antisemitismus, der im Holocaust, in 
der Shoa gipfelte. In der DDR hob man 
den kommunistischen antifaschisti-
schen Widerstand und seine unbe-

strittenen Heldentaten in einem un-
menschlichen Alltag hervor. Das war 
zwar beides nicht alles, es wirkte aber 
(!) doch so, dass damit alltägliche fa-
schistische und faschistoide Auffas-
sungen und Praktiken in den Hinter-
grund traten, unbeachtet blieben. Es 
begegnete mir als Heranwachsender 
in den 50er Jahren des vorigen Jahr-
hunderts z.B. ein unkritisch reprodu-
zierter Antisemitismus. Er fiel kaum 
auf, wenn der lärmenden Schulklasse 
vom Schuldirektor ein „hier geht es 
zu wie in der Judenschule“ entgegen-
geschleudert wurde. Wer assoziierte 
schon die todbringenden Vorurteile ei-
nes Antiziganismus, wenn der unauf-
geräumte Raum mit einem „hier sieht 
es ja aus wie bei den Zigeunern“ be-
schrieben wurde? Es gibt freilich noch 
Subtileres. Das Patriarchat behaupte-
te sich. Der Mann blieb noch lange ge-
setzlicher Haushaltsvorstand. Obwohl 
juristisch aufgehoben, benehmen 
sich auch heute noch viele Männer 
so. Männliche Gewalt in der Familie 
ist deshalb nicht verschwunden, im 
Gegenteil, sie ist Alltag für viele Frau-
en und Kinder geblieben. Für Kinder 
ist das auch so wegen des Weiterbe-

stehens strenger autoritärer Erzie-
hungskonzepte. Wenn die DDR freudig 
verkündete, den Frauen mit Wasch-
maschinen ihre „zweite Schicht“ zu 
erleichtern, so sagt das sicher auch 
etwas über die weit verbreitete famili-
äre Arbeits- und Rollenverteilung. Ge-
sellschaftlich dominante Homopho-
bie macht Heterosexualität nicht nur 

zur einklagbaren Normalität im All-
tag, sondern verdrängt Homosexuali-
tät oder Transsexualität in das Ghet-
to des zu Verbergenden. „Schwul“ ist 
heute in vielen Milieus immer noch 
ein Schimpfwort; alles trotz gesetz-
geberischer Toleranz vorerst in der 
DDR, später auch in der BRD und in 
Österreich. Junge Leute wissen kaum 
noch von den „Rosa Winkeln“ in den 
KZs. Ethnozentrismus, die Auffassung 
von der Überlegenheit des westeuro-
päischen „weißen Mannes“ ist nicht 
verschwunden. Im österreichischen 

Gymnasium verkündete uns der Geo-
grafielehrer das „Kulturgefälle von 
West nach Ost“. Bei einer Zugfahrt 
in der DDR, Anfang der 1980er Jah-
re, hörte ich zum ersten Mal die Wör-
ter „Brikett“ für Schwarzafrikaner und 
„Fidschi“ für Vietnamesen. Das unfrei-
willig wahrgenommene, weil ungeniert 
laut ablaufende, Gespräch junger 
Männer belehrte mich, dass „Neger“ 
in der Straßenbahn nicht sitzen dürf-
ten, wenn Deutsche stehen, und dass 
es doch verboten werden sollte, dass 
sich Vietnamesen für ihren Arbeits-
lohn Mopeds kauften und in ihre Hei-
mat schickten. Die gehörten doch den 
Deutschen. 

Der Beispiele hätte ich noch viele. Der 
Sprachwissenschaftler weiß, es sind 
die sogenannten „frames“, die Rah-
men, in denen sich das Bild von Welt 
und Gesellschaft im Alltagsbewusst-
sein sprachlich verfestigt. Einzelne 
Wörter sind dort in einen Zusammen-
hang gebracht, der ihre Bedeutung be-
stimmt und damit auch die möglichen 
Textbedeutungen formt, wenn man 
sie verwendet. Jene frames, in denen 
meine Beispiele eingerahmt sind, ha-
ben Platz gehalten für die Wiederau-
ferstehung eines alten Faschismus. 
Sie machen Dinge plötzlich wieder 
aussprechbar, die wir als lange über-
wunden glaubten. Es passt doch ins 
gut gerahmte Weltbild. Nein und noch-
mals Nein! Lasst uns aus dem Rahmen 
fallen.

Die dritte Seite

Ich bin kein Nazi, 
aber …

Der Braunkohleausstieg wird kom-
men. Im Interesse des Klimaschut-
zes muss er kommen. Keines der vier 
deutschen Braunkohlereviere ist vom 
Ausstieg so stark betroffen wie die 
Lausitz. In keinem der Reviere ist die 
ökonomische Abhängigkeit von der 
Braunkohleindustrie, aber auch ihre 
soziokulturelle Verankerung so stark 
wie hier. Für uns als LINKE ergeben 
sich daraus besondere Herausforde-
rungen. Denn einerseits wissen wir, 
dass die Pariser Klimaziele nur durch 
einen schnellen Ausstieg erreichbar 
sind. Auf der anderen Seite haben wir 
einen sozialen Anspruch und eine Ver-
antwortung für die Menschen in der 
schon jetzt eher strukturschwachen 
Lausitz. Wir müssen alles dafür tun, 
dass sich eine Situation wie in den 
1990er Jahren nicht wiederholt, als 
Betriebe über Nacht geschlossen wur-
den, Menschen in vielen Regionen zu 
Tausenden auf der Straße standen und 
es keinerlei wirksame Unterstützung 
seitens der herrschenden Politik gab. 

Soziale und ökologische Ansprüche 
zu verknüpfen ist keine einfache, aber 
für moderne linke Politik schlichtweg 
eine notwendige Aufgabe. Diese Ver-
bindung unterscheidet uns von allen 
anderen Parteien, die wie die Grünen 
allein die ökologische Frage sehen, 
wie SPD und Union einen möglichst 
langen Verbleib in der Braunkohle ver-
sprechen oder wie die AfD den Klima-
wandel schlicht leugnen. Wir dürfen 
die Lausitz nicht denjenigen überlas-

sen, die leugnen, dass der Kohleaus-
stieg kommt. Wir dürfen die Lausitz 
nicht der AfD oder der CDU überlas-
sen, die sich einem Strukturwandel 
verwehren und die Region an den Ab-
grund führen. Wir müssen es besser 
machen. An der Seite der Klimabewe-
gung zu kämpfen und gleichzeitig die 
Interessen der Kohlekumpel und der 
Region zu vertreten ist kein Wider-
spruch. Deswegen habe ich den Ge-
danken der Beschäftigungsgarantie im 
Sinne einer staatlich garantierten Wei-
terbeschäftigung für Kohlekumpel ins 
Spiel gebracht.

Die Beschäftigungsgarantie soll allen 
zum Zeitpunkt des Kohleausstiegs in 

der Braunkohleindustrie direkt Be-
schäftigten eine Weiterbeschäftigung 
in neuen Jobs zu gleichen Konditio-
nen garantieren. Denkbar wäre dies 
beispielsweise in einer staatlichen 
Gesellschaft für die Stilllegung, Sa-
nierung und Rekultivierung von berg-
baulichen und industriellen Altlas-
ten. Einen Vorschlag dazu hat unsere 
Landtagsfraktion vorgestellt. Denn 
klar ist: Egal wann der Braunkohleaus-
stieg kommt, es wird noch Jahrzehn-
te dauern, Tagebaue zu schließen und 
Landschaften zu rekultivieren.

Mit dem Instrument der Beschäfti-
gungsgarantie wird den Arbeiterin-
nen und Arbeitern die Angst genom-

men, dass nach der Kohle die große 
Leere für sie und die Region kommt. 
Auf meiner Sommertour habe ich be-
merkt, dass ein durchaus schwieri-
ges Gespräch mit dem Betriebsrat 
der LEAG erst eine positive Wendung 
nahm, als ich die Beschäftigungsga-
rantie ins Spiel brachtwe. Dies hat 
mich bestärkt, die Idee weiter zu ver-
folgen und mich an vielen Stellen für 
die Beschäftigungsgarantie einzuset-
zen. So können wir Mehrheiten für ei-
nen frühen Kohleausstieg gewinnen 
und gleichzeitig den Menschen ihre 
Angst vor einer ungewissen Zukunft 
nehmen. 

Mir ist bewusst, dass ein erfolgreicher 
Strukturwandel noch einiges mehr 
braucht. Die Lausitz braucht einen 
neuen industriellen Kern. Ich werbe 
dafür, dass die Lausitz Energieregion 
bleibt und zu einem Zentrum der er-
neuerbaren Energien wird. Denkbar 
wäre beispielsweise die Ansiedlung 
einer modernen Batteriefabrik. Dar-
über hinaus muss die Infrastruktur in 
der Lausitz verbessert werden. Gute 
Bahn- und Straßenanbindungen so-
wie ausgebaute Internetverbindun-
gen sind elementare Bestandteile des 
Strukturwandels. Diese Maßnahmen 
sollen über einen Strukturwandel-
fonds über 500 Millionen Euro jährlich 
finanziert werden. Dieser Instrumen-
tenmix soll eine zukunftsfähige und le-
benswerte Lausitz ermöglichen. 

• Caren Lay

Kohleausstieg und Beschäftigungsgarantie



Links! 12/2018 Seite 4

Im Zusammenhang mit dem Thema Or-
ganspende sehen wir uns mit gravie-
renden Problemen konfrontiert. Ihrer 
Lösung kommen wir nicht näher, wenn 
in erster Linie das Bild eines nach Or-
ganen gierenden Staates gezeichnet 
wird. Ein konstruktives Ziel sollte es 
sein, dass sich möglichst viele Men-
schen mit dem Thema auseinanderset-
zen. Über 100.000 Menschen warten 
in Deutschland auf ein Spenderorgan. 
Obwohl laut der Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung 84 Prozent 
der Bevölkerung die Organspende als 
positiv ansehen, besitzen nur 36 Pro-
zent einen orange-blauen Ausweis. 
In Sachsen lag 2017 in nur 17 von 50 
Fällen eine schriftliche Willenserklä-
rung in Form eines Organspendeaus-
weises oder einer Patientenverfügung 
vor. In 29 Fällen mussten die Angehö-
rigen einer Entnahme zustimmen. In 
ganz Deutschland wurden 2017 von 
797 Organspenderinnen und Organ-
spendern 2.765 Organe entnommen. 
Zum 31.12.2017 standen in Deutsch-
land mit 10.107 fast 13-mal so viele 
schwerkranke Menschen auf der War-
teliste den wenigen Spenderinnen und 
Spendern von EUROTRANSPLANT ge-
genüber.

Die Verwendung von Begriffen wie 
„menschlich-organische ERSATZTEIL-
LAGER“ (LINKS Oktober 2018, „Über 
Leben und Tod“, Ralf Becker) fördert 
eher nicht das Vertrauen, das für eine 
selbstbestimmte Entscheidung über 
eine Organspende notwendig ist. Da-
her brauchen wir eine Versachlichung 
der Diskussion über die Alternativen 
zur derzeitigen Regelung. Dieser Bei-
trag ist der Start einer Reihe, um die 
Diskussion zu befördern. Denn es geht 
vor allem darum, Menschenleben zu 
retten und erkrankten Menschen mehr 
Lebensqualität zu verschaffen.

Das Thema Organspende berührt viele 
grundsätzliche Fragen. Die Debatte da-
zu wird in Politik, Medizin und Rechts-
wissenschaft seit längerem geführt, der 
Diskussionsstand ist unübersichtlich. 
Eine besonders kontrovers diskutierte 
Frage ist, unter welchen Voraussetzun-
gen eine Entnahme von Organen recht-
lich zulässig sein soll. Gesetzgeberi-
scher Handlungsbedarf wird aus dem 
großen Bedarf an Organen sowie den 
sehr niedrigen Spenderzahlen einer-
seits und der in Erhebungen festgestell-
ten großen Spendebereitschaft 
andererseits 
abgeleitet. 

Zur Klärung 
dieser Fra-
ge, zur Erar-
beitung eines 
Standpunkts, 
ist es erforder-
lich, zunächst 
die gesetzliche 
Regelung in den 
Blick zu nehmen. 
Anschließend 
sind die Alterna-
tiven genauer zu 
beleuchten, um dann eine 
eigene Positionierung vorzunehmen. 
Dabei beschränkt sich die folgende 
Darstellung zunächst auf den Bereich 
der postmortalen Organspende, d.h. 
auf die Organentnahme bei toten Or-
ganspenderinnen und -spendern. 

Die Rechtslage

Die gesetzliche Grundlage wurde 1997 
mit dem Transplantationsgesetz ge-
schaffen. Voraussetzungen für eine Or-
ganentnahme bei toten Spenderinnen 
und Spendern sind, dass die spenden-
de Person in die Entnahme eingewil-
ligt hat, der Tod der spendenden Per-

son regelgerecht festgestellt wurde 
und der Eingriff durch eine Ärztin oder 
einenn Arzt vorgenommen wird. Falls 
seitens der spendenden Person keine 
ausdrückliche Einwilligung vorliegt, hat 
die Ärztin oder der Arzt die oder den 
nächste/n Angehörige/n zu fragen, ob 
ihr oder ihm eine Erklärung der poten-
tiellen Spenderperson bekannt ist. An-
dernfalls ist sie oder er von der in Frage 
kommenden Organentnahme zu unter-
richten und die Zustimmung einzu-
holen.

Nächs-
te Angehörige besitzen diese 

Befugnisse aber nur, wenn sie in den 
zwei Jahren vor dem Tod der potentiel-
len Spenderperson mit dieser tatsäch-
lich in Kontakt standen. Den nächsten 
Angehörigen sind volljährige Perso-
nen gleichgestellt, die der potentiellen 
Spenderperson bis zu ihrem Tode in 
besonderer persönlicher Verbunden-
heit nahe standen. Die derzeitige Re-
gelung wird auch als „erweiterte Ein-
willigungslösung“ bezeichnet, da sich 
hier der Spender oder die Spenderin im 
Wege einer ausdrücklichen Einwilligung 
für die Organspende entscheiden soll  
oder diese Einwilligung durch nahe An-
gehörige oder besonders nahe stehen-
de Personen ersetzt werden kann.

Diskutierte Alternativen

Eine seit längerem diskutierte Möglich-
keit, die Zulässigkeit der Entnahme bei 
toten Spenderpersonen zu regeln, ist 
die „Widerspruchslösung“. Hier soll an 
die Stelle des Zustimmungserforder-
nisses ein Widerspruchserfordernis 
treten, d. h. eine Organentnahme soll 
nach festgestelltem Tod grundsätzlich 
möglich sein, es sei denn, die potenti-
elle Spenderperson hat ihr ausdrück-
lich widersprochen („strikte Wider-
spruchslösung“). Eine „erweiterte 
Widerspruchslösung“ gibt auch nahen 
Angehörigen bzw. besonders nahe ste-
henden Personen die Möglichkeit, der 
Organentnahme zu „widersprechen“. 

Befürworter der Widerspruchslösun-
gen stützen sich vor allem auf ein zu er-
wartendes höheres Spendenaufkom-
men, das etwa in Italien, Österreich 
und Spanien, wo es eine „strikte Wider-
spruchslösung“ gibt, zu verzeichnen 
sei. Ein Vergleich mit den Organent-
nahmen mit Deutschland scheint ihnen 
Recht zu geben. Kritiker wenden ein, 
mit einer solchen Regelung könne nicht 
mehr von einer „Spende“ die Rede sein. 
Geäußert werden verfassungsrechtli-
che Bedenken, oft mit Verweis auf die 
Menschenwürde und deren Schutz in 
Artikel 1 des Grundgesetzes, jedoch in 
der Regel ohne konkrete Begründung, 
worin der Verstoß liegt. Ein weiteres Ar-
gument ist der damit in Frage gestellte 
Rechtsgrundsatz, dass ein Schweigen 
im Rechtsverkehr in der Regel keine 
Rechtswirkung entfalte, also weder Zu-
stimmung noch Ablehnung zum Aus-
druck bringe. Zudem bemängeln Kriti-
ker, die Zahl der Organspenden in den 
Bundesländern mit den meisten Organ-
spenden sei im Ergebnis nicht sehr weit 
von denen der europäischen Länder 
mit Widerspruchslösung entfernt.

Hintergrund

Immer mehr Wohnungslose in Sachsen 
Die Staatsregierung bleibt (fast) tatenlos, kritisiert  
Susanne SchaperSozial-Skandal des Monats

Die Tage werden kürzer, die Nächte 
kälter – und für mindestens 700 Men-
schen in Sachsen stellt sich die Frage 
nach einem Dach über den Kopf. Unser 
Dank gilt allen ehren- und hauptamtli-
chen Helferinnen und Helfern, die sich 
das ganze Jahr aufopfernd um diese 
Menschen kümmern und ihnen Trost, 
warme Mahlzeiten und Obdach spen-
den. Ihnen ist es auch zu verdanken, 
dass zumindest ein Teil der von Woh-
nungslosigkeit betroffenen und bedroh-
ten Menschen statistisch erfasst wird.

Dank der Diakonie wissen wir, dass in 
Chemnitz die Zahl der Obdachlosen von 
111 im Jahr 2014 auf 129 im Jahr 2017 
angestiegen ist. Noch gravierender ist 
der Anstieg bei den von Wohnungslo-

sigkeit bedrohten Menschen: von 92 
in 2014 auf 236 im Jahr 2017. In Leip-
zig hatten 2017 knapp 250 Menschen 
die Wohnungslosenhilfe der Diakonie 
als Postadresse angegeben und müs-
sen somit als obdachlos gelten. Nur in 
Dresden sind mit 320 noch mehr Men-
schen von Wohnungslosigkeit betrof-
fen. Das zeigen Zahlen der Stadtver-
waltung. 

Deshalb haben wir  erneut einen Antrag 
(Drucksache 6/14579) ins Landtags-
plenum eingebracht. Wir wollen eine 
Wohnungsnotfallberichterstattung, ein 
Gesamtkonzept zum Schutz vor Woh-
nungslosigkeit und der von Wohnungs-
losigkeit betroffenen und bedrohten 
Menschen, sozialwissenschaftliche Be-

gleitforschung sowie Sofortmaßnah-
men, damit Betroffene auch in diesem 
Winter an kalten Tagen Unterkünfte 
aufsuchen können. Doch leider wurde 
auch dieser Antrag von der Landtags-
mehrheit abgelehnt.

Die Gründe für Wohnungslosigkeit sind 
vielfältig. In den Berichten der Diakonie 
wird deutlich, dass vor allem Schulden 
und der Bezug von Sozialleistungen zu 
Wohnungslosigkeit führen bzw. zur Be-
drohung werden, das Dach über dem 
Kopf zu verlieren. Das liegt zum einen 
an den viel zu niedrigen Regelsätzen 
und zum anderen an der Sanktionie-
rung der Grundsicherung. Auch dage-
gen will die Landesregierung nicht vor-
gehen.

Klar ist, dass bei den Zahlen der Diako-
nie diejenigen Menschen nicht erfasst 
werden, die sich aus Scham oder an-
deren Gründen nicht bei Anlaufstellen 
melden. Deshalb ist es angesichts der 
dennoch steigenden Zahlen umso wich-
tiger, endlich eine Wohnungsnotfallbe-
richterstattung einzuführen.

Wir werden auch künftig dafür kämp-
fen, dass dieses Thema nicht totge-
schwiegen wird und hoffen, dass auch 
die Staatsregierung endlich einsieht, 
dass ihre Untätigkeit Menschenleben 
kosten kann. Wir hoffen, dass die von 
Wohnungslosigkeit betroffenen und be-
drohten Menschen gut über den Winter 
kommen, dass die Unterkünfte in allen 
Kommunen ausreichen. 

Susanne Schaper und Frank Neuhaus plädieren für eine konstruktive Debatte – Teil 1

Sachlich über das Thema Organspende diskutieren
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Die Größe einer Gefahr und die zuläs-
sigen Zwangsmittel ergeben sich aus 
der Eintrittswahrscheinlichkeit der 
Gefahr und der Stärke des bedrohten 
Rechtsgutes. Im Gesetzentwurf wird 
der Wahrscheinlichkeitsgrad herabge-
setzt:

„Die Polizei kann eine Person dazu ver-
pflichten, ein technisches Mittel, mit 
dem der Aufenthaltsort dieser Person 
elektronisch überwacht werden kann, 
ständig in betriebsbereitem Zustand 
am Körper bei sich zu führen und des-
sen Funktionsfähigkeit nicht zu beein-
trächtigen, wenn das Verhalten dieser 
Person die konkrete Wahrschein-
lichkeit begründet, dass sie in über-
schaubarer Zukunft eine terroristische 
Straftat begehen wird“ (§ 61 des Ge-
setzentwurfs des SächsPVDG)

Identische Formulierungen finden 
sich in § 21 „Aufenthaltsanordnung 
und Kontaktverbot“, § 61 „Ausschrei-
bung zur polizeilichen Beobachtung 
und zur gezielten Kontrolle“, § 63 „Län-
gerfristige Observation unter Einsatz 
technischer Mittel“ und § 66 „Tele-
kommunikationsüberwachung“. In § 
80 „Datenweitergabe an andere Be-
hörden“ findet sich folgende Formu-
lierung: „Personen, bei denen Anlass 
zur Weiterverarbeitung besteht, weil 
tatsächliche Anhaltspunkte die An-
nahme rechtfertigen, dass sie in naher 
Zukunft Straftaten von erheblicher Be-
deutung begehen werden.“

Zum anderen wird die Eingriffsschwel-
le dadurch gesenkt, dass die Quali-
tät des bedrohten Rechtsgutes redu-
ziert wird. In § 23 des Gesetzentwurfs 
SächsPVDG steht es so: „Die Polizei-
behörden können eine Wohnung ohne 
Einwilligung des Inhabers betreten und 
durchsuchen […], wenn dies zur Ab-
wehr einer gegenwärtigen Gefahr für 
Leib, Leben oder Freiheit einer Person 
oder für bedeutende Sach- oder Ver-
mögenswerte erforderlich ist.“ In der 
Begründung zum Gesetzentwurf wird 
das so konkretisiert: „Satz 2 stellt si-
cher, dass auch eine nächtliche Ruhe-
störung effektiv beendet werden kann. 
Abweichend zu Satz 1 lässt Satz 2 ei-
ne Durchsuchung bereits bei Vorliegen 
einer dringenden Gefahr für die Ge-
sundheit Dritter ausreichen. Nicht je-
de nächtliche Ruhestörung wird diesen 
Anforderungen genügen, sondern nur 
solche Ruhestörungen, die nach Art, 
Ausmaß oder Dauer geeignet sind, die 
Gesundheit der in der Nachbarschaft 
wohnenden Personen zu schädigen.“

Im geltenden Polizeigesetz ist es nach 
§ 25 zulässig, eine Wohnung „zur Ab-
wehr einer gemeinen Gefahr oder einer 
Lebensgefahr oder schweren Gesund-
heitsgefahr für einzelne Personen“ zu 
betreten, jedoch nicht diese zu durch-
suchen. In Zukunft werden Wohnungs-
durchsuchungen also erleichtert.

Durch die Herabsetzung der Eingriffs-
schwellen und das Einführen neuer 
Maßnahmen weit im Vorfeld einer kon-
kreten Gefahr könnten zukünftig mehr 
Menschen durch polizeiliche Maßnah-
men betroffen sein, ohne konkrete 
Vorwürfe oder nur aufgrund einer Pro-
gnose, dass von ihnen vielleicht eine 
Gefahr ausgehen kann. Dieses Prinzip 

wird in der Begründung zum Gesetz-
entwurf so beschrieben: „Die Nummer 
2 des Absatzes 2 verlagert den Anord-
nungsanlass weiter in das Vorfeld einer 
konkreten Gefahr und lässt hierzu in 
Anlehnung an die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts zum BKAG 
(Az. 1 BvR 966/09 und 1 BvR 1140/09, 
Rn. 112) bei terroristischen Straftaten 
ein bestimmtes gefahrbegründendes 
individuelles Verhalten ausreichend 
sein. […] In Bezug auf terroristische 
Straftaten und die mit ihnen bedroh-
ten Rechtsgüter sieht das Gericht die 
Grenze der Erkennbarkeit einer Gefah-
renlage noch weiter im Vorfeld einer 
konkreten Gefahr und erlaubte Über-
wachungsmaßnahmen auch dann, 
wenn noch nicht ein seiner Art nach 
konkretisiertes und zeitlich absehbares 
Geschehen erkennbar ist, jedoch das 
individuelle Verhalten einer Person die 
konkrete Wahrscheinlichkeit begrün-
det, dass sie solche Straftaten in über-
schaubarer Zukunft begehen wird.‘“  
(Begründung des Gesetzentwurfs 
SächsPVDG zu § 21 „Aufenthaltsanord-
nung und Kontaktverbot“)

Es ist ein wichtiges Rechtsstaatsprin-
zip, dass Bürger anhand der Gesetze 
erkennen können, welche Folgen aus 
ihren Handlungen resultieren und so 
staatliche Interventionen abschätzen 
können. Deshalb müssen Gesetze hin-
reichend konkret formuliert sein, ob-
wohl sie zugleich so offen  gestaltet 
sein müssen, dass möglichst alle even-
tuellen Sachverhalte umfasst sind. 
Das Bundesverfassungsgericht führte 
hierzu aus: „Je ungenauer die Anforde-
rungen an die dafür maßgebende tat-
sächliche Ausgangslage gesetzlich um-
schrieben sind, umso größer ist das 
Risiko unangemessener Zuordnung von 
rechtlich erheblichen Belangen.“ (Ur-
teil des Ersten Senats des Bundesver-
fassungsgerichts vom 26.07.2005, 1 
BvR 782/94)

Gesetze sollen hierzu ein Übermaß an 
unbestimmten Rechtbegriffen, Gene-
ralklauseln und Auslegungsmöglich-
keiten vermeiden. Der Gesetzentwurf 
zum Polizeirecht erfüllt das Gebot der 
Normenbestimmtheit nur unzurei-
chend. Denn erstens werden eine Viel-
zahl neuer unbestimmter Rechtsbegrif-
fe eingeführt wie z. B. „überschaubarer 
Zukunft“ (u.a. § 21), „nahe Zukunft“ (§ 
80) oder „konkrete Wahrscheinlich-
keit“ (u.a. § 60). Zweitens ergeben sich 
Unklarheiten ergeben sich in Bezug auf 
die Bewaffnung des Polizeivollzugs-
dienstes (§§ 40 und 46 des Gesetzent-
wurfs) sowie auf „besondere Formen 
von Munition“. So ist unklar, ob mit Ma-
schinengewehren und Handgranaten 
besondere Waffen abschließend gere-
gelt sind und ob der „Taser“ tatsäch-
lich als besondere Munition und nicht 
als Waffe gelten kann. Auch in der For-
mulierung „sonstige für Observatio-
nen bestimmte besondere technische 
Mittel“ (§ 63 des Gesetzentwurfs zum 
SächsPVDG) ist unzureichend geklärt, 
welche technischen Mittel darunter 
verstanden werden können.

Bei Formulierungsänderungen im Ent-
wurf zum SächsPVDG ist gegenüber 
dem geltenden Polizeigesetz unklar, ob 
es sich um redaktionelle Anpassungen 
an eine zeitgemäße Sprache handelt 
oder um Herabsetzungen der Eingriffs-
schwelle. In § 21 Abs. 3 des geltenden 
Polizeigesetzes ist zu lesen: „Die Po-
lizei kann eine Person für bis zu zwei 
Wochen aus einer Wohnung und dem 
unmittelbar angrenzenden Bereich ver-
weisen und ihr die Rückkehr in diesen 
Bereich untersagen, wenn dies zur Ab-
wehr einer von dieser Person ausge-
henden gegenwärtigen Gefahr für Leib, 
Leben oder Freiheit von Bewohnern 
derselben Wohnung erforderlich ist.“

In § 19 Abs. 1 des Gesetzentwurfs 
zum SächsPVDG steht hingegen: „Die 

Polizei kann eine Person für die Dau-
er von höchstens 14 Tagen aus ihrer 
Wohnung, einschließlich dem unmit-
telbar angrenzenden Bereich, verwei-
sen (Wohnungsverweisung) und ihr die 
Rückkehr in diesen Bereich untersa-
gen, wenn dies zur Abwehr einer von 
dieser Person ausgehenden gegen-
wärtigen Gefahr für Leben, Gesund-
heit oder Freiheit für eine in derselben 
Wohnung lebende Person erforderlich 
ist.“ Offenbar ging es beim Austausch 
des Begriffs „Gefahr für Leib“ durch 
„Gefahr für Gesundheit“ nicht um eine 
redaktionelle Anpassung, sondern um 
ein Herabsetzen der Eingriffsschwelle. 
Nach verschiedenen Rechtsauffassun-
gen ist eine „Gefahr für Leib“ gradu-
ell schwerwiegender als eine „Gefahr 
für Gesundheit“. Bei einer Leibesge-
fahr handelt es sich um die Gefahr ei-
ner erheblichen Beeinträchtigung der 
körperlichen Integrität (Fischer 2014). 
„Eine Gesundheitsschädigung ist nach 
ständiger Rechtsprechung und über-
wiegender Literaturauffassung zu § 
223 Abs. 1 StGB das Hervorrufen oder 
Steigern eines vom Normalzustand 
der körperlichen und seelischen Funk-
tionen nachteilig abweichenden pa-
thologischen Zustands, unabhängig 
von dessen Dauer (siehe BGHSt 36, 1, 
6; 36, 262, 265; 43, 346, 354).“ (Pet-
ri 2017)

Im Gesetzentwurf finden sich auch 
beide Formulierungen „Gesundheit“ 
und „Leib“, sogar in ein und derselben 
Rechtsnorm (vgl. § 27 Abs. 4). Die Be-
gründung zum Gesetzentwurf führt 
zu den Gründen und zu bezweckten 
Folgen nicht aus, was zu einer erheb-
lichen Unsicherheit hinsichtlich der 
Auslegung der Absichten des Gesetz-
gebers führen wird.

Erstmals soll in Sachsen zudem durch 
das neue Gesetz der Begriff „Öffentli-
che Ordnung“ legal definiert werden: 
„Öffentliche Ordnung: die Gesamtheit 
der im Rahmen der verfassungsmäßi-
gen Ordnung liegenden ungeschrie-
benen Regeln für das Verhalten des 
Einzelnen in der Öffentlichkeit, de-
ren Beachtung nach den jeweils herr-
schenden Anschauungen als unerläss-
liche Voraussetzung eines geordneten 
Zusammenlebens betrachtet wird“ 
(§ 4 Abs. 2 des Gesetzentwurfs zum 
des SächsPVDG). Diese Formulierung 
geht auf Bill Drews, den Präsidenten 
des Preußischen Oberverwaltungsge-
richts, zurück und wurde 1931 in die 
Begründung des Preußischen Polizei-
verwaltungsgesetzes übernommen. 
Mit der Ergänzung „verfassungsmäßi-
ge Ordnung“ wird diese Formulierung 
auch vom Bundesverfassungsgericht 
verwendet (BverfGE 69, 315 (352)).

Literatur

Fischer, Thomas: Strafgesetzbuch mit Nebenge-
setzen. Verlag C.H. Beck, München 2013.
Petri, Thomas: Stellungnahme des Bayrischen 
Datenschutzbeauftragten zum Gesetz zur Neu-
ordnung des Bayerischen Polizeirechts (PAG-
Neuordnungsgesetz). München 2017.

Wir drucken in Teilen einen Aufsatz von 
Enrico Stange und Florian Krahmer. 
Stange ist Mitglied des Landtags und in-
nenpolitischer Sprecher der Linksfrak-
tion, Krahmer ist Politikwissenschaftler 
und Lehrbeauftragter an der Uni Leipzig.

Kleinere Hürden für 
Polizeimaßnahmen
Wie passt das neue Polizeigesetz in die  
deutsche Sicherheitsarchitektur? Teil 4 – 
von Enrico Stange und Florian Krahmer
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Das jahrelange Engagement der Links-
fraktion im Leipziger Stadtrat für eine 
Begrenzung der Fahrpreise und eine 
bessere Finanzierung der Leipziger Ver-
kehrsbetriebe (LVB) hat sich endlich 
ausgezahlt. Seit 2009 hatte die Frak-
tion immer wieder auf die Unterfinan-
zierung der LVB hingewiesen und 2013 
erstmals mit einem Tarifmoratorium 
den Stopp der jährlichen Preiserhö-
hungen gefordert. Denn in den letzten 
Jahren gab es in der Tarifzone Leipzig 
immer pünktlich zum 1. August Preiser-
höhungen von jeweils ca. 3,5 Prozent. 

Jetzt ist es in der Ratsversammlung 
am 24. Oktober 2018 auf Beschluss-
vorschlage der LINKEN gelungen, die 
Ticketpreise 2019 und 2020 stabil zu 
halten und der LVB mehr Geld zur Ver-
fügung zu stellen. Endlich ist die Preis-
spirale gestoppt. Außerdem wird mit 
dem Beschluss auch die LVB finanziell 
bessergestellt. Sie erhielten bisher 45 
Millionen Euro jährlich. Dieser Betrag 
wird 2019 auf 54 Millionen und 2020 

auf 56 Millionen Euro erhöht. Dies ist 
zwar lange noch nicht ausreichend, 
aber ein wichtiger Schritt in die richti-
ge Richtung. Denn mittelfristig benö-
tigen die LVB bis 2030 noch erheblich 
mehr Geld für Betrieb, Erhaltung und 
Investition. Die Linksfraktion im Stadt-
rat wird jedoch auch weiterhin auf eine 
stärkere Beteiligung von Bund und Land 
drängen. 

Eine Wende in der Finanzierung des ÖP-
NV war mehr als notwendig. Es ist nicht 
akzeptabel, dass die Fahrgäste und die 
Beschäftigten ungerechtfertigt große 
Anteile der jährlich steigenden Kosten 
stemmen mussten. Das Wichtigste: Der 
jetzige Beschluss, die Preise für die Jah-
re 2019 und 2020 stabil zu halten, ist fi-
nanzierbar. Damit konnte die LINKE in 
Leipzig auch ein wichtiges Ziel aus dem 
Kommunalwahlprogramm von 2013 
umsetzen. 

• Steffen Wehmann und  
Franziska Riekewald 

Hintergrund

Anja Besand ist Professorin für Didak-
tik der politischen Bildung. Sie lehrt 
seit 2009 an der TU Dresden, wo sie 
den gleichnamigen Lehrstuhl innehat. 
Zu ihren Forschungsschwerpunkten ge-
hört u.a. die Analyse des Verhältnisses 
von ästhetischem und politischem Ler-
nen im Zeitalter der Neuen Medien. Im 
Auftrag des Sächsischen Kultusministe-
riums wirkte die Hochschulprofessorin 
2017 an der Erstellung eines sogenann-
ten „Handlungskonzeptes“ namens „W 
wie Werte“ mit, von dem sich die Kul-
tusbehörde eine „Stärkung der demo-
kratischen Schulentwicklung und politi-
schen Bildung an sächsischen Schulen“ 
verspricht. 

Nun ist die Politikdidaktikerin ins Visier 
der AfD geraten. Die Anklage lautet auf 
Verstoß gegen die Neutralitätspflicht 
des Beutelsbacher Konsenses. Als Be-
weis zitiert die anklagende AfD die Pro-
fessorin aus einem „Magazin für Medi-
en und Politik“ namens „Funkturm“ mit 
den Sätzen: „Der Beutelsbacher Kon-
sens gilt. Aber das heißt nicht, dass wir 
zu irgendeiner Art politischer Neutrali-
tät verpflichtet sind.“

Beim Beutelsbacher Konsens, der aus 
dem Jahr 1976 stammt, handelt es sich 
um das didaktische Grundprinzip po-
litischer Bildung. Kurz gesagt besteht 
der Konsens aus einem Verbot und ei-
nem Gebot. Verboten ist die Indoktri-
nation der Schülerinnen und Schüler 
(sog. Überwältigungsverbot). Lehrerin-
nen und Lehrer, die politische Bildung 
unterrichten, dürfen den Schülerinnen 
und Schüler kraft ihres Amtes keine 
Meinung vorgeben. Geboten ist dage-
gen der Austausch kontroverser Posi-
tionen im Unterricht. Was in Wissen-
schaft und Politik umstritten ist, das 
muss auch im Unterricht strittig sein. 
Dazu bedarf es der Perspektivenviel-
falt. Hier könnte man von einem Gebot 
der Kontroversität sprechen. 

Was bislang weitgehend unbeanstan-
det praktiziert worden ist, das stellt 

die AfD nun infrage. Sie will die Lehr-
kräfte an Schulen und Hochschulen auf 
eine strikte „Neutralität in der politi-
schen Bildungsvermittlung“ verpflich-
ten. Was als Neutralität ausgegeben 
wird, bedeutet in Wirklichkeit das Ver-
bot von Kritik an der rechtsradikalen 
Partei. Zur Durchsetzung und Kontrolle 
der Neutralitätspflicht in politischer Bil-
dung hat die sächsische Landtagsfrak-
tion der AfD seit dem 12. Oktober 2018 
die Plattform „Lehrer-SOS“ im Inter-
net installiert. Das ist auf scharfe Kritik 
von Parteien und Verbänden gestoßen 
und als „Denunziationsplattform“ oder 
„Lehrerpranger“ bezeichnet worden. 
Eine rechtliche Handhabe, von der AfD 
die Löschung der Internet-Plattform zu 
verlangen, gibt es jedoch nicht.

Verstöße gegen die parteioffizielle Auf-
fassung von politischer Bildungsver-
mittlung ahndet die AfD sofort. Das 
zeigt der angesprochene Fall. Ihrer ver-
meintlich ungebührlichen Äußerungen 
wegen wird die Hochschulprofessorin 
zum Gegenstand einer parlamentari-
schen Anfrage. Von der sächsischen 
Landesregierung will der hochschul-
politische Sprecher der AfD-Landtags-
fraktion wissen, wie sie die Aussage 
der Hochschuldidaktikerin beurteilt 
und was die Regierung gegebenenfalls 
gegen die Professorin zu unternehmen 
gedenkt. Und wie in solchen Fällen üb-
lich, wird auch Auskunft verlangt über 
die Beteiligung der Landesregierung an 

der Finanzierung des Magazins, das die 
inkriminierten Äußerungen abgedruckt 
hat. Nicht allein unliebsame Lehrkräfte 
will die AfD disziplinieren, sondern auch 
deren Publikationsorganen die Finan-
zierungsgrundlage entziehen. Im vorlie-
genden Fall sieht der Kultusminister je-
doch keinen Anlass einzuschreiten. 

Soweit wollen es Erziehungswissen-
schaftler der Universität Leipzig gar 
nicht erst kommen lassen. Um einer 
möglichen Anklageerhebung zuvor zu 
kommen, haben sie einen Offenen Brief 
an die AfD-Landtagsfraktion gerich-
tet, in dem sie Selbstanzeige erstatten. 
Die Unterzeichner fordern die AfD auf, 
ihre Namen auf deren Plattform „Leh-
rer-SOS“ aufzuführen. Weil sie „auch in 
Zukunft dafür Sorge tragen, dass Lehr-
amtsstudierende sich und ihre Schüler 
dazu befähigen und anregen, sich über 
den Charakter Ihrer Partei ein Bild zu 
machen“, erscheint es den Leipziger Er-
ziehungswissenschaftlern unvermeid-
lich, früher oder später auf der AfD-
Plattform aufgelistet zu werden. Warum 
also das Verfahren nicht abkürzen. Ein 
subversiver Akt, der die ursprüngliche 
Intention ins Gegenteil verkehrt: Aus 
dem Lehrer-Pranger entsteht ein Inter-
netportal von couragierten Demokra-
ten. Und ein demonstrativer Akt der 
Solidarität. Die Verfasser des Offenen 
Briefes solidarisieren sich mit den Leh-
rerinnen und Lehrern, die wegen ihrer 
klaren Worte über die AfD ins Visier der 

Rechtsaußen-Partei geraten sind. Sie 
mögen sich nicht einschüchtern und 
von ihrem Recht auf freie Meinungsäu-
ßerung nicht abbringen zu lassen. Gera-
de nicht in der Schule. Nachahmung ist 
also erwünscht.

Die unter AfD-Anklage stehende Anja 
Besand nennt das „eine politische Bil-
dung mit Haltung“. In besagtem Inter-
view, das die AfD arg verkürzt wieder 
gibt, fügt die Hochschuldidaktikerin ih-
rem Widerspruch gegen eine angebli-
che Neutralitätspflicht hinzu: „Wir sind 
verpflichtet, Kontroversen zum Mittel-
punkt unserer Anstrengungen zu ma-
chen. Es gibt durchaus ein normatives 
Fundament politischer Bildung. Das 
kann man mit dem Grundgesetz fassen, 
das kann man aber auch durch Men-
schenrechte fassen.“

Versuche, eine politische Vormund-
schaft über Schulen und Hochschu-
len auszuüben, sind nicht hinnehmbar. 
Das „Prinzip der Publizität“ (Kant), „das 
Recht, alles zu sagen und das Recht, 
alles öffentlich zu sagen und es zu ver-
öffentlichen“, ist insbesondere für die 
Universität konstitutiv. Jede Einschrän-
kung der Publizität beschädigt die Uni-
versität. Allerdings haben die techno-
kratischen Reformen der vergangenen 
Jahre genau das bewirkt: eine Entpoliti-
sierung der Hochschulen. Sich mit dem 
Argument zu verteidigen, man sei eine 
weltoffene Einrichtung, weil man exzel-
lente Fachkräfte aus aller Welt anziehe, 
reicht für eine Wiedergewinnung des 
Politischen nicht aus. Hierfür braucht 
es eine Politik, die aus den Hochschu-
len wieder das macht, was zu ihrer bes-
ten Zeit einmal waren: eine Produk-
tionsstätte und eine demokratische 
Republik, einen Ort der Wissenschaft 
und einen Ort der Politik. Schließlich 
kann nicht ausgeschlossen werden, 
dass die Denunziation einer Hochschul-
professorin aus der Universität selbst 
kam und nicht von außen, aus den Rei-
hen der Studierenden oder aus dem 
Lehrkörper. 

Streitbar oder 
neutral?
Jochen Mattern über die AfD und die Frage, 
was Lehrkräfte tun dürfen und sollten

Preiserhöhungen bei den LVB gestoppt
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Es wurde einst ein Wörterbuch über-
setzt, das „Dictionnaire Critique du 
Marxisme (Kritisches Wörterbuch des 
Marxismus)“, herausgegeben von Geor-
ges Labica und Gérard Bensussan. He-
rausgeber der deutschen Übersetzung 
war Wolfgang Fritz Haug. Das geschah 
von 1983 bis 1989. Bald stellte sich he-
raus, dass zum Verständnis des im Kon-
text der französischen Marx-Rezepti-
on entstandenen Werks für vorrangig 
deutsche Benutzer Hilfe nötig ist. Sie 
sollte mit „Supplementbänden“ ge-
währt werden. Ein schwieriges Unter-
nehmen, wie wir im ersten Band (1994) 
der nun zum „Historisch-kritischen 
Wörterbuch des Marxismus“ (HKWM) 
mutierten „Supplemente“ erfahren: 
„Alle an Marx anschließenden Richtun-
gen waren zur Mitarbeit eingeladen. 
Als sich das Projekt zwischen dogma-
tischem Bannfluch und sozialliberalen 
Berührungsängsten im damals noch 
zweistaatlichen Deutschland blockiert 
fand, internationalisierte es sich und 
suchte nicht zuletzt, soweit möglich, 
die Zusammenarbeit mit Intellektuellen 
aus dem ,Trikontinent‘ Asien, Afrika und 
Lateinamerika. Bald wurde die Form ei-
nes Supplements gesprengt, schon aus 
dem äußerlichen Grund, daß es im Um-
fang auf ein Mehrfaches des übersetz-
ten Werkes angewachsen war.“ (Wolf-
gang Fritz Haug, HKWM, Vorwort zu 
Band 1, Berlin 1994, S. I)   

Als eigenes Projekt gegründet wurde 
das Wörterbuch am Rande der Veran-
staltungen zu Marx' 100. Todestag in 
der DDR. Durch eine Neugründung und 
die Festlegung auf den Namen „Histo-
risch-kritisches Wörterbuch des Mar-
xismus“ überlebte das Projekt den Zu-
sammenbruch des Staatssozialismus. 
Der erste Band erschien viel später 
als geplant, nämlich 1994. Fertig sein 
wollte man etwa im Jahr 2000. Nun ist 
das Projekt in seinem 35. Jahr und ge-
rade mal bis zur Hälfte des Alphabets 
gediehen. Mir liegt 2018 der Band 9/I 
vor: „Maschinerie bis Mitbestimmung“. 
Wann und mit wem das Werk zu Ende 
gebracht sein wird, ist wohl offen. Aber 
zu Ende gebracht werden sollte es. 

Wurde es ihm zunächst um 1990 auch 
prophezeit, so ist der Marxismus längst 
nicht tot. Haug war sich 1994 sicher: 
„Sowenig die Geschichte des Christen-
tums mit dem Sturz der ersten christli-
chen Herrschaft beendet war, so wenig 
wird die theoretisch-praktische Suche 
nach solidarischer und umweltverträg-
licher Vergesellschaftung beendet sein 
mit dem Sturz der kommunistischen 
Herrschaft.“ (HKWM, Vorwort, Band 
I, 1994, S. II) Und er meinte zu Recht: 
„Das Besserwissen, das sich nach einer 
Niederlage einstellt, ist nicht unbedingt 
besseres Wissen.“ (ebenda, S. III) Um 
„besseres Wissen“ geht es. Da steht an 
erster Stelle die Erkenntnis, dass „Mar-
xismus“ keine monolithische Denk-
schule ist. Für so manche vielleicht et-
was Neues, aber Richtiges – Marxismus 
ist vielmehr ein pluralistisches Projekt. 
„Gemessen an der Geschichte marxis-
tischen Denkens gehört zum Neuen 
heute nicht die Wiederherstellung einer 
,geschlossenen Weltanschauung‘, son-
dern die Wahrnehmung der ,unganzen 
Ganzheit‘ (Sartre) …“ (Haug, HKWM, 
Vorwort Band 2, 1995, S. I) Hierin sehe 
ich den dominanten Wert der Unterneh-

mung. Es öffnet sie für Divergenzen und 
Differenzen im Theoretischen wieim 
praktisch-politischen Bezug und erwei-
tert die Sichtweise des „Marxistischen“ 
auf die sich verändernde Welt, ohne 
sich im Grundsätzlichen aufzugeben. 
Der Titel des Wörterbuches verdeckt 
das etwas. Es müsste eigentlich als ein 
„Historisch-kritisches Wörterbuch der 
Marxismen“ angeboten werden. Das 
Werk verschreibt sich der Aufgabe, 
„die Täuschungen innerhalb marxscher 
Theoreme und ihre Ideologisierung 
durch die Marxismen an der Macht his-
torisch-kritisch aufzuarbeiten. Nicht 
weniger aber gilt es, die Arbeit an der 
marxistischen Theorie fortzusetzen. 
Der Sinn des historisch-kritischen Pro-
jektes ist die Gewinnung der Zukunft.“ 
(Haug, HKWM, Vorwort Band 4, 1999, 
S. III) Diesen Weg geht man gerne mit. 
Es ist ein Weg auch in ungewisse Ge-
wissheiten. Es war am Anfang nicht vor-
herzusehen, welche Begriffe sich in den 
Weg stellen würden. Vor allem der „Brü-
ckenschlag in die Gegenwart zu neuen 
sozialen Bewegungen“ (Haug, HKWM, 

Vorwort Band 6, 2004, S. III) brachte 
Neuigkeiten. Wer hätte 1998 schon ge-
dacht, dass 2004 Begriffe wie „Homo-
sexualität“ und „Heteronormativität“ 
aufzunehmen sind. Wer die Artikel liest, 
wird schnell feststellen, dass eine mar-
xistische Perspektive notwendig ist. 
Eine große Bereicherung erfährt das 
Buch durch die Durchdringung mit mar-
xistisch-feministischer Begrifflichkeit. 
Hauptsächlich verantwortlich dafür ist 
Frigga Haug. 

Das Wörterbuch vermittelt nicht ein-
fach gesichertes Wissen. Es folgt 
vielmehr dem Pluralismus der „Mar-
xismen“, spaltet sie in ihren Begrifflich-
keiten auf, vermittelt das damit ver-
bundene „bessere Wissen“ aber nie als 
„Besserwisserei“. Wo die Divergenzen 
offensichtlich und groß sind, schreiben 
mehrere zum gleichen Begriff. Haug 
bekennt 2015: „Im Blick auf die Wider-
sprüche des Marxismus und des Mar-
xistseins haben wir uns mit aller Kraft 
bemüht, in der Beobachtung genau und 
in der Darstellung rücksichtslos offen 

zu sein. Dass wir das nicht im zeugenlo-
sen Selbstgespräch, sondern öffentlich 
tun, grenzt an Tollkühnheit.“ (HKWM, 
Vorwort zu Band 8/II, 2015, S. II)

Es ist in jeder Zeile des bisher Erschie-
nenen die persönliche Verantwortung 
der Autorin oder des Autors für das 
Ausgeführte erkennbar. Obwohl in sich 
widerstreitend ist damit wohl auch ein 
Subjekt des Marxismus oder zumin-
dest ein wichtiger Teil dieses Subjek-
tes erkennbar. Damit wird das HKWM 
zu einem Bekenntnis persönlicher Ver-
antwortung für den Fortgang der Ge-
schichte unter marxistischen Vorzei-
chen. Es unterscheiden sich damit 
marxistische Theorie und Praxis und 
ihre Akteure und Akteurinnen funda-
mental von jenen des Kapitalismus. Sie 
erfüllen eine historische Aufgabe. Den 
Herausgeberinnen und Herausgebern, 
den institutionell Unterstützenden und 
den Sponsorinnen und Sponsoren sei 
Dank gesagt. Es lohnt alle Mühe: „Wer, 
wenn nicht in marxscher Kritik der po-
litischen Ökonomie gebildete, kapita-
lismuskritische Geister sollte sich die 
brennende Problem-, Konflikt- und Kri-
senwelt des Kapitalismus aufladen? Die 
Kapitalisten, ihre staatlichen ,Gesamt-
kapitalisten‘ und ihr intellektueller An-
hang sind absorbiert vom Unmittelba-
ren des Moments bzw. vom absehbaren 
Unmittelbaren der nahen Zukunft. Sie 
müssen sich der Weltprobleme nur in-
sofern annehmen, als diese die Grund-
lage des Weiter-so unmittelbar gefähr-
den. Der Gefahr, die der Kapitalismus 
selbst darstellt, kehren sie den Rücken 
zu. Da Kapitalismus eine in ständiger 
Wandlung sich reproduzierende, pro-
zessierende Struktur antagonistischer 
Akteure ohne einheitliches Subjekt ist, 
muss niemand für ihn die Verantwor-
tung übernehmen.“ (Haug, HKWM, Vor-
wort zu Band 8/II, 2015, S. IIf.)

Freilich, wer die marxsche Kritik in die 
Gesellschaft tragen will, muss in der 
Gesellschaft verstanden werden. Die 
Sprache des HKWM ist dazu eher sel-
ten unmittelbar geeignet. Das ist ein 
Problem der Arbeitsteilung, die akade-
mische Eliten kennt. Genau dies muss 
aber von Marxistinnen und Marxisten 
aufhebbar sein. Es kann werden, je 
mehr marxistische Gesellschaftskritik 
greift, weil die Arbeitsteilung als Aus-
bund des Kapitalismus natürlich auch 
Gegenstand der Kritik werden muss. 
Das HKWM kann schon heute eine 
Gehhilfe sein beim Weg in eine Gesell-
schaft, „… wo Jeder nicht einen aus-
schließlichen Kreis der Tätigkeit hat, 
sondern sich in jedem beliebigen Zwei-
ge ausbilden kann, die Gesellschaft die 
allgemeine Produktion regelt und mir 
eben dadurch möglich macht, heute 
dies, morgen jenes zu tun, morgens zu 
jagen, nachmittags zu fischen, abends 
Viehzucht zu treiben, nach dem Essen 
zu kritisieren, wie ich gerade Lust habe, 
ohne je Jäger, Fischer, Hirt oder Kritiker 
zu werden.“ (Karl Marx/Friedrich En-
gels, Die deutsche Ideologie. MEW 3, S. 
3) Akademische Debatten in politische 
Bildung verwandeln ist eine aktuelle 
Aufgabe. Das HKWM sollte sich künftig 
etwas mehr bemühen, ohne Qualitäts-
verlust an der Lösung dieser Aufgabe 
mitzuwirken. Artikel zu „Sprachkritik“ 
oder „Soziolinguistik“ könnten da zur 
Selbsthilfe beitragen.

„Ungewisse 
Gewissheiten“
Das „Historisch-Kritische Wörterbuch  
des Marxismus“ ist nach 35 Jahren auf der  
Hälfte des Weges. Von Prof. Dr. Peter Porsch
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In der Geburtsklinik „Ramón Gonzáles 
Coro“ in Havanna kommen jährlich 
rund 4.000 Kinder zur Welt. Die 
Intensivstation dieser Klinik ist von 
nationaler Bedeutung: Hier können 
Neugeborene mit einem Geburtsge-
wicht von weniger als 1.500 Gramm 
sowie Säuglinge von Müttern mit 
bestimmten Vorerkrankungen be-
handelt werden. Die Intensivstation 
spielt damit eine wichtige Rolle in 
dem Bestreben, die Säuglingssterb-
lichkeit in Kuba weiter zu senken. 
Sie liegt derzeit bei 4,0 pro Tausend 
Lebendgeburten – ein Spitzenwert in 
Lateinamerika und vergleichbar mit 
den Werten in der EU.

Die gute und vor allem kostenfreie 
medizinische Versorgung in Kuba ist 

eine der großen Errungenschaften 
der kubanischen Revolution. Insbe-
sondere den Kleinsten wird in Kuba 
große Aufmerksamkeit geschenkt. 
Die Regierung Kubas betrachtet den 
freien Zugang zu einer umfassenden 
medizinischen Versorgung als eines 
der fundamentalen Menschenrechte. 

Aufgrund der seit über 50 Jahre wäh-
renden Blockade durch die USA ist es 
für Kuba nach wie vor sehr schwierig, 
hochwertige Medizintechnik auf dem 
internationalen Markt direkt zu kau-
fen. In den Blockadegesetzen der USA 
ist unter anderem festgeschrieben, 
dass Geräte, die mehr als zehn Pro-
zent US-amerikanische Komponenten 
enthalten, nicht nach Kuba verkauft 
werden dürfen. Viele medizinische 

Geräte in der Geburtsklinik „Ramón 
Gonzáles Coro“ sind heute deshalb 
veraltet oder defekt. Cuba Sí will hel-
fen. Mit finanziellen Spenden sollen 
unter anderem ein Ultraschallgerät, 

Beatmungsgeräte und Inkubatoren für 
die Geburtsklinik gekauft werden. 

Schon im Mai konnten die Cuba 
Sí-Mitstreiter einen ersten Solidari-
tätscontainer mit Medizintechnik und 
medizinischem Verbrauchsmaterial 
nach Kuba schicken. Bitte unterstüt-
zen auch Sie unsere Solidaritäts-
aktion für die kleinen Patienten in 
Havanna. 

Spendenkonto: DIE LINKE/Cuba Si
IBAN: DE06 1005 0000 0013 2222 
10
BIC/SWIFT: BE LA DE BE XXX
Verwendungszweck: Kuba muss 
überleben

Mehr unter www.cuba-si.org

Plädoyer für eine Hundertjährige
Die Novemberrevolution als friedens- und gesellschaftspolitische Großtat. Von Wulf Skaun

„Die deutsche Novemberrevolution 
1918 bedarf ... eines differenziert re-
vidierten Geschichtsbil-des.“ Zu die-
sem Schluss kam Ottokar Luban, ein 
exzellenter Kenner der Materie, be-
reits 2009. Seine Kritik richtete sich 
gegen vorherrschende ideologische 
Deutungsmuster, die die Rolle der re-
volutionären Arbeiter- und Soldatenrä-
te herabminderten und stattdessen die 
Mehrheitssozialdemokratie Friedrich 
Eberts adelten, die Revolution vom 9. 
November angeführt und ihr zum Erfolg 
verholfen zu haben. 

Einer Revision bedurfte aber auch der 
traditionell eher geringschätzige Blick 
auf die Errungenschaften der bis dato 
größten Massenaktionen in Deutsch-
land. Von der ungeliebten, weil halben, 
unvollendeten, ja gescheiterten Revo-
lution war in der internationalen His-
toriographie abwertend die Rede, ehe 
sie nach einem Paradigmenwechsel in 
den letzten Jahren zu gerechterer Beur-
teilung fand. In diesem Geiste widme-
te sich auch der 38. Jour fixe seinem 
Diskursthema „100 Jahre November-
revolution“. Wiederum am gewohn-
ten Tagungsort der RLS Sachsen in der 
Leipziger Harkortstraße 10 und wiede-
rum vor vollbesetzten Stuhlreihen skiz-
zierte Klaus Kinner, der auch die Debat-
te moderierte, zunächst den aktuellen 
Stand der Dis¬kus¬sion und Forschung. 

Mit Blick auf die Resultate der 1918er 
Revolutionstage und ihre neue Wert-
schätzung betonte Kinner, dass die oft 
geschmähte Novemberrevolution den 
imperialistischen Weltkrieg beendet, 
die Monarchie gestürzt und eine Repu-
blik geschaffen habe, die zu den ers-
ten parlamentarischen Demokratien 
in einem industriell hoch entwickelten 
Land zählt. Ihr seien Achtstundentag, 

Betriebsräte, Frauenwahlrecht, verbes-
serte Sozial- und Altersversicherung, 
Tarifpartnerschaft, aber auch die Tren-
nung von Kirche und Staat zu verdan-
ken. Kritisch beleuchtete er in seinem 
„Plädoyer“ gegen destruktive Bewer-
tungen der Revolution die Rolle der So-
zialdemokratie, die sich mit der USPD 
ihres linken Flügels entledigt hatte „und 
zur Jagd getragen werden musste“. Sei-
ne beiläufige Bemerkung, die SPD habe 
die Revolution nicht verraten, sondern 
gemäß ihren originären Positionen ge-
handelt, löste allerdings Widerspruch 
im interessiert mitgehenden Auditori-
um aus.

Der Berliner Historiker Florian Wilde, 
Laureat des Wissenschafts¬preises 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen 
2013, machte die Jour-fixe-Gemeinde 
dann mit seiner Biogra¬phie eines fast 
vergessenen Hauptakteurs der Revo-
lution bekannt. Sie trägt den program-
matischen Titel „Revolution als Realpo-
litik“ und ist Ernst Meyer (1887−1930) 
gewidmet. In einem temperamentvollen 

Vortrag porträtierte Wilde den Mitstrei-
ter von Rosa Luxemburg und Karl Lieb-
knecht, der in der Spartakusgruppe 
und der jungen KPD eine bedeutende 
Führungsrolle spielte. In den späteren 
strategischen Debatten habe er sich 
konsequent für eine Einheitsfront der 
Arbeiterbewegung als einer Form revo-
lutionärer Realpolitik eingesetzt. Im Zu-
ge der Stalinisierung der KPD sei er an 
den Rand und aus dem Gedächtnis der 
Partei gedrängt worden.

Über ein aus dem öffentlichen Blick 
lange entschwundenes historisches 
Dokument der Revolutionszeit infor-
mierte Manfred Neuhaus. Für den an-
gekündigten, doch kurzfristig verhin-
derten Berliner Stiftungskollegen Jörn 
Schütrumpf stellte er dessen spektaku-
läres Publikationsprojekt „Spartakus-
aufstand“ vor. Es handelt sich um den 
parlamentarischen Untersuchungsbe-
richt über die Januar-Unruhen, den die 
verfassunggebende Preußische Lan-
desversammlung im März 1919 in Auf-
trag gegebenen hatte. Wie Schütrumpf 

die kuriose Entstehungs- und Wirkungs-
geschichte rekonstruiert, sei ein Kabi-
nettstück. Die zum Revolutionsjubiläum 
vom Dietz Verlag publizierte original-
getreue Reproduktion der 1921 ge-
druckten, aber seither kaum beachte-
ten Unter¬su¬chungsresultate entziehe 
der Legende vom „Spartakusaufstand“ 
den Boden. Nach eingehendem Akten-
studium und Zeugenbefragungen sei 
es bereits im Juli 1919 zur Gewissheit 
geworden, dass die Kommunisten die 
Januar-Unruhen weder verursacht, ge-
schweige denn angeführt haben. Dafür 
hätten hauptsächlich die revolutionären 
Obleute und die Berliner Organisation 
der USPD Verantwortung getragen.

Den drei informativen Vorträgen folg-
te eine sehr lebhafte Diskussion. So er-
klärte Bernd Rüdiger mit Bezug auf die 
Ergebnisse der Novemberrevolution, 
dass die parlamentarische Demokratie 
auch für die sozialistische Linke günsti-
gere Kampfbedingungen bedeutete. Vor 
allem aber habe sie die Forderung der 
Massen erfüllt, den mörderischen Krieg 
zu beenden und „Frieden und Brot“ zu 
schaffen. Monika Runge wandte sich 
am Beispiel des Revolutionsgesche-
hens gegen unrealistische politische 
Strategien, „die Geschichte zu über-
listen“. Bestimmten historischen Epo-
chen entsprächen bestimmte Staats-
typen. Der Untergang der Monarchien 
am Ende des Ersten Weltkrieges setzte 
demnach die Errichtung bürgerlich-de-
mokratischer Republiken auf die Tages-
ordnung. Auf die lokalpolitische Ebene 
holte Volker Külow die Novemberre-
volution. Am 8. November 1918, noch 
vor dem Berliner Fanal, seien Matrosen 
vom Leipziger Hauptbahnhof nach Con-
newitz gezogen, während vom Rathaus 
die rote Fahne den Anbruch einer neu-
en Zeit verkündete ...

Solidarische Hilfe für kleine Patienten
Die Solidaritätsorganisation Cuba Sí unterstützt eine Intensivstation für Frühgeburten und 
Problemschwangerschaften in Havanna

Kleiner Patient in der Geburtsklinik 
„Ramón Gonzáles Coro“.  
Bild: Cuba Sí
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Geboren am 5. Februar 1900 in Mus-
kau/Oberlausitz, wird der gelernte 
Elektriker Erich Hausen noch im letzten 
Kriegsjahr 1918 zum kaiserlichen Hee-
resdienst einberufen. Nach seiner Ent-
lassung im Januar 1919 tritt er der Os-
tern 1917 gegründeten USPD bei. 1920 
gehört er zu den Linken der Partei, die 

zur KPD übertreten. Nach der März-Ak-
tion 1921 wird er in Cottbus Lokalre-
dakteur der KPD-Zeitung „Rote Fahne“ 
für die Lausitz. In der Folgezeit gehört 
er der KPD-Bezirksleitung als Mitglied 
an, bevor er 1921 zum Kandidat und 
1923 zum Mitglied des Zentralaus-
schusses (ZA) der KPD gewählt wird. 
Während des Parteiverbots illegal tätig, 

wird er am 7. Dezember 1923 verhaftet 
und zu drei Jahren Gefängnis verurteilt.

Am 26. August 1925 aus der Gefäng-
nishaft entlassen, wird er kurz darauf 
Politischer Leiter für den Parteibezirk 
Schlesien. Als er wegen der Korrupti-
on in Verbindung mit der Wittdorf-Affä-
re prinzipielle Kritik an Ernst Thälmann 
übt, wird er jedoch seiner Funktion in 
Breslau enthoben und im November 
1928 als Mitglied des ZA der KPD nach 
Moskau geladen, wo er vor dem Exeku-
tivkomitee der Komintern (EKKI) zum 
Abgehen von seiner Kritik an der Füh-
rung der KPD veranlasst werden soll. 
Ausführlich begründet er vor dem Präsi-
dium des EKKI seine Entschlossenheit, 
Kommunist zu bleiben, aber Widerstand 
gegen die ultralinke Linie der KPD-Füh-
rung zu leisten. Die organisierte Oppo-
sitionsarbeit werde eingestellt, wenn 
über die Strategie und Taktik der Partei 

demokratisch diskutiert und entschie-
den werde. Daraufhin beschloss das 
Präsidium den Ausschluss Hausens aus 
dem EKKI. Damit ist der KPD-Führung 
grünes Licht für den Ausschluss opposi-
tioneller Parteimitglieder gegeben. 

Nachdem Ernst Wollweber, als Inst-
rukteur des ZA nach Breslau gesandt, 
vorher in Abwesenheit von Hausen mit 
einem regelrechten innerparteilichen 
Putsch alle Funktionen der dortigen Be-
zirksleitung mit thälmanntreuen RFB-
Mitgliedern neu besetzt hat, wird Hau-
sen Anfang Dezember 1928 in Breslau 
zusammen mit 16 Genossen aus der 
KPD ausgeschlossen. Am 28. Dezem-
ber 1928 erfolgt in Berlin, beschlossen 
von 74 Delegierten, die Gründung der 
KPD-Opposition (KPD-O) als einer orga-
nisierten Richtung im Kommunismus. 
Zuvor hat Hausen gemeinsam mit sei-
ner Frau Lisa am 17. November 1928 in 
Breslau die Zeitung „Gegen den Strom“ 
gegründet, die in kurzer Zeit zur wich-
tigsten zentralen Publikation der KPD 
(O) wird. Hausen, der nunmehr nach 
Stuttgart geht, ist Sekretär der dortigen 
Bezirksleitung der KPD (O) und gehört 
gleichzeitig deren Reichsleitung an.
Nach der faschistischen Machtüber-

nahme ist er in Berlin Politischer Leiter 
des illegalen Komitees der KPD (O). Auf 
dem Weg zu einem Grenzübertritt in 
die CSR in Bad Elster verhaftet, kommt 
er, im Besitz eines gültigen französi-
schen Passes, nach sechs Monaten frei 
und es erfolgt seine Abschiebung nach 
Frankreich. Dort lebt er zunächst oh-
ne Aufenthaltsgenehmigung illegal in 
Straßburg, danach anderenorts, zuletzt 
in Paris, verantwortlich für die illegale 
Inlandsarbeit der KPD (O) im faschisti-
schen Deutschland. Bei Kriegsausbruch 
verhaftet und in verschiedenen Lagern 
interniert, gelingt es ihm und seiner 
Frau 1941 nach den USA zu entkomm-
men, wo er jedoch erst nach elfjährigen 
Bemühungen als politischer Flüchtling 
anerkannt wird.

Nachdem zu Kriegsbeginn die KPD 
(O) formell aufgelöst worden war, be-
schließt Hausen, seine parteipolitische 
Arbeit zu beenden. Er hält enge Kontak-
te mit Emigrationsfreunden und nach 
1945 mit ehemaligen KPD(O)-Mitglie-
dern in Deutschland. Zunächst noch als 
Elektromonteur in den USA tätig, ver-
stirbt Hausen am 19. Dezember 1973.

• Prof. Dr. Kurt Schneider

Die von Klaus Dallmer, Jahrgang 1951, 
unter dem Titel „Wladimir Lenins Großer 
Sozialistischer Oktoberumsturz und die 
Folgen“ verfasste Publikation arbeitet 
heraus, dass der Sturz der zaristischen 
Selbstherrschaft nicht als ein von Lenin 
ausgedachter Putsch in Leningrad statt-
fand, sondern eine tiefgreifende Revo-
lution breiter Massen von Arbeiter und 
Bauern in Russland war, die das interna-
tionale Geschehen weitgehend prägte.

Lenin war der hauptsächliche Architekt 
der Oktoberrevolution, wobei die vom 
Autor als Oktoberputsch bezeichnete 
Machteroberung das Werk mehrerer ta-
lentierter Persönlichkeiten der Bolsche-
wiki darstellte.
Dallmer behandelt den überaus opfer-
reichen Bürgerkrieg gegen die junge So-
wjetmacht und die Herrschaft der Bol-
schewiki, von allen beteiligten Seiten mit 
äußerster Brutalität geführt – mitbestrit-
ten von militärischen Interventionsver-
bänden aus 14 Ländern. Als Quintessenz 
gilt: Die weißen Konterrevolutionäre und 
die ausländischen Interventen hatten 
keine Chance, da sie nur die vorrevoluti-
onären Eigentums- und Machtverhältnis-
se zu bieten hatten. In diesem Gesche-
hen ist in hohem Maße die Ausprägung 
des Herrschaftssystems als Diktatur 
des Parteiapparates begründet, dem die 
Strukturierung der staatlich geleiteten 
Kommandowirtschaft folgte.

Das Wirken der Komintern und der inter-
nationalen kommunistischen Bewegung 
wurde stets überlagert von den außen-
politischen strategischen Interessen der 
Sowjetunion. Das verdeutlicht der Au-
tor in Verbindung mit dem spanischen 
Bürgerkrieg wie an der Verfahrensweise 
nach dem Zweiten Weltkrieg bezüglich 
der Linksentwicklung in Italien und des 
Bürgerkrieges in Griechenland.

Einige grundlegende Folgen der Okto-
berrevolution und der Entwicklung der 
Sowjetunion bleiben in der von Dallmer 

abgefassten Publikation faktisch unbe-
rücksichtigt. Zu Recht wird das Stalin-
sche Herrschaftssystem mit den unzäh-
ligen Opfern gebrandmarkt. Trotzdem 
wirkten maßgeblich auch andere Fakto-
ren. Wie wäre es sonst zu erklären, dass 
nach dem heimtückischen Überfall Hit-
lerdeutschlands auf die Sowjetunion in 
dem aus ihrer Sicht Großen Vaterländi-
schen Krieg dazu imstande waren, den 
militärischen Hauptbeitrag bei der Nie-
derringung der deutschen Wehrmacht 

und ihrer Verbündeten zu erbringen und 
eine Reihe von Völkern vom faschisti-
schen Joch zu befreien? Darüber hin-
aus mussten die Völker der Sowjetunion 
die Mittel aufbringen, um das US-Atom-
waffenmonopol kurz nach dem Zweiten 
Weltkrieg zu brechen – unabdingbar für 
die Friedenssicherung. Ebenso wird mit 
keiner Silbe der jahrzehntelange Kalte 
Krieg erwähnt, der von den USA und ih-
ren Verbündeten gegen die Sowjetuni-
on und die anderen damaligen sozialisti-
schen Länder geführt wurde.

In dem mit „Außen“ überschriebenen 
Abschnitt wird nur das Wirken der So-
wjetunion nach außen hin behandelt 
oder erwähnt (ausschließlich negativ), 
als Gegengewicht gegen das imperia-
listische Lager und für die Unabhängig-
keits- und Befreiungsbewegungen der 
kolonialisierten Völker. Völlig ausgespart 
wird der Kalte Krieg auch in der Hinsicht, 
dass die USA und die NATO diesen ge-
gen die Warschauer-Vertrags-Staaten 
geführt haben und letztlich über das 
Wettrüsten das Wegbrechen des sozia-
listischen Systems in Europa bewirken 
konnten. Das Scheitern des Sozialismus 
wird so ausschließlich auf dessen inne-
re Entwicklung in diesen Ländern redu-
ziert. Letztere wird treffend dargestellt.

Es ist Klaus Dallmer voll zuzustimmen, 
wenn er im mit „Künftig anders“ über-

schriebenen Schlussabschnitt schreibt: 
„Es ist durchaus empfehlenswert, die 
Herrschaft des Kapitals. ... abzuschaffen 
... Möglich ist dies nur, wenn in den ge-
sellschaftlichen Auseinandersetzungen 
die Köpfe und Herzen der Mehrheit er-
obert werden für eine selbstbestimmte 
ausbeutungsfreie Gestaltung der Gesell-
schaft der Zukunft.“

Offenbar entstand die Publikation mit 
heißer Feder. Das wird neben manchen 
Textstellen auch sichtbar am lockeren 
Umgang mit dem Quellenmaterial. Un-
üblich ist der Hinweis an den interessier-
ten Leser, detaillierte bibliografische Da-
ten im Internet abzurufen. Dieser laxe 
Umgang trifft auch auf die Angaben zur 
benutzten Literatur zu, die fern jeglicher 
Anforderungen abgefasst sind.

Geschichte

Oktoberrevolution 
und die Folgen

Vor 45 Jahren verstorben:
Erich Hausen

Winfried Steffen rezensiert eine Publikation 
des Politologen Klaus Dallmer
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Geweihte Nacht
Im Weihrauch verraucht
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• Janina Niemann-Rich

Schöne Bescherung!
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Politspießern
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• Jürgen Riedel
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Leipzig, 10.-12. Dezember, 20.00 
Uhr
n	Aufführung
THEATER WERKSTATT: CYANKA-
LI nach Friedrich Wolf
Eine Produktion von Kornelius Friz in 
Zusammenarbeit mit Werkstattma-
cher e.V. und LOFFT – DAS THEATER. 
Gefördert von der Stadt Leipzig, Kul-
turamt und mit Unterstützung der RLS 
Sachsen.
LOFFT in der D22, Demmeringstr. 22, 
04177 Leipzig

Hete ist schwanger. Da sie und ihr 
Freund Paul ohne Einkommen daste-
hen, versucht Hete alles, um das Un-
geborene loszuwerden. Letztlich ist 
es ihre Mutter, die ihr Zyankali verab-
reicht. Das Gift wirkt, aber der eilig ge-
rufene Arzt kann der Sterbenden nicht 
mehr helfen. Stattdessen zeigt er sie 
und ihre Mutter an: wegen Abtreibung.
Als „Cyankali“ 1929 in Berlin uraufge-
führt wurde, galt der Abbruch einer 
Schwangerschaft als Straftat. Auch 
2018 hat sich daran nichts geändert. 
In dieser an das Skandalstück des Arz-
tes und Dramatikers Friedrich Wolf an-
gelehnten Inszenierung legen Frauen 
Zeugnis ab. Eintritt: 9 €, ermäßigt 6 €

Leipzig, 13. Dezember, 16.00 Uhr
n	Vortrag und Diskussion                                 
In memoriam Professor Dr. Hans 
Piazza 
REIHE: Jour Fixe - Ein unkonventionel-
ler Gesprächskreis. Mit Prof. Dr. Man-
fred Neuhaus.
RLS Sachsen, Harkortstraße 10, Leipzig
                                   
Kollegen und Freunde gedenken des im 
vergangenen Jahr verstorbenen Leip-
ziger Historikers und Gründungsmit-
glieds der Rosa-Luxemburg-Stiftung 
Sachsen. Der Chemnitzer Arbeiterjun-
ge Hans Piazza (*1932) hat als Schü-
ler Walter Markovs, Geschichtsprofes-
sor, Sektionsdirektor und Prorektor im 
Rektoratskollegium von Lothar Rath-
mann Spuren in der Leipziger Universi-
tätsgeschichte hinterlassen.

Dresden, 15. Dezember, 14.30 Uhr
n	Vortrag und Workshop
Was ist und was kann Demokra-
tie sein?
Mit Dr. Friedemann Affolderbach  (So-
zialräumliche Grundlagen Sozialer Ar-
beit an der Hochschule Rhein Main) 
und Prof. Dr. Uwe Hirschfeld (Evangeli-
sche Hochschule Dresden).
Evangelische Hochschule Dresden, 
Dürerstraße 25, 01307 Dresden

Chemnitz, 5. Januar, 14.00 Uhr
n	Ausstellungsbesuch
Mario Pfeifer. Again /  
noch einmal*
Kunstsammlungen Chemnitz, Theater-
platz 1, 09111 Chemnitz

In dieser Arbeit greift Pfeifer einen Vor-
fall im sächsischen Arnsdorf wieder 
auf, als ein Geflüchteter von vier deut-
schen Männern nach einem Streit im 
Supermarkt an einen Baum gefesselt 
wurde. Der Fall wurde nicht vor Gericht 
verhandelt, da der Geflüchtete tra-
gisch verstarb und das Gericht kein öf-

fentliches Interesse an einer Strafver-
folgung sah. Pfeifer rekonstruiert den 
Vorfall und lädt zehn Bürger*innen mit 
unterschiedlichen Flucht- und Migrati-
onserfahrungen ein, der Rekonstrukti-
on beizuwohnen und anschließend ihre 
Sicht zu erläutern. Der Künstler zeigt 
die unterschiedlichen Perspektiven, 
untersucht ethische Normen und die 
fließenden Grenzen zwischen Notwehr, 
Zivilcourage und Selbstjustiz. Er lädt 
die Betrachter*innen der Videoinstal-
lation ein, sich ihr Urteil zu bilden. Ein-
tritt: 5 Euro, ermäßigt: 2,50 Euro. 

Leipzig, 9. Januar, 18.00 Uhr
n	Vortrag und Diskussion
„fest und klar und heiter sein“ 
− eine Hommage an Rosa Luxemburg 
und Karl Liebknecht aus Anlass des 
100. Todestages. REIHE: Jour Fixe - Ein 
unkonventioneller Gesprächskreis. Mit 
Dr. sc. Harald Koth, Prof. Dr. Manfred 
Neuhaus, Dr. Antonia Opitz, Dr. Holger 
Politt, Dr. Monika Runge, Dr. sc. Wil-
fried Trompelt, Dr. Ursula Wohlfeld und 
Dr. Volker Külow. Moderation: Prof. Dr. 
Klaus Kinner.
RLS Sachsen, Harkortstraße 10, 04107 
Leipzig

Dresden, 12. Januar, 12.30 Uhr
n	Diskussion
Antisemitismus – was ist das ei-
gentlich?
REIHE: RedBagLunch. Mit Stefan 
Schwarz (Projektmitarbeiter HATiKVA).
WIR-AG, Martin-Luther-Straße 21, 
01099 Dresden

In den Medien heißt es aktuell, dass 
es wieder verstärkt zu antisemitischen 
Vorfällen kommt. Doch was ist eigent-
lich Antisemitismus? Wodurch ist er 
gekennzeichnet und wo kommt er her? 
Woran erkenne ich ihn? Lasst uns ge-
meinsam darüber diskutieren und vor 
allem wie wir dem entgegenwirken 
können. Wir essen gemeinsam, bilden 
uns, diskutieren. Mitbringen: Mittages-
sen (wenn ihr mögt), das Leitungswas-
ser stellen wir, Mikrowelle und Herd 
vorhanden.

Leipzig, 15. Januar - 5. März, diens-
tags-sonntags 10.00-18.00 Uhr, 
mittwochs 12.00-20.00 Uhr
n	Ausstellung
Ute Richter - Der 15. Januar 1919 
war ein Mittwoch
Eine Ausstellung zu einem Zeitungspro-
jekt von Ute Richter mit Drucken basie-
rend auf Rosa-Luxemburgs Herbarium 
und einem Text von Dietmar Dath und 
einem Text von Britt Schlehahn. Das 
Zeitungsprojekt entstand mit Unter-
stützung der RLS Sachsen.
Foyer des Museums der Bildenden 
Künste Leipzig, Katharinenstraße 10, 
04109 Leipzig

Dresden, 16. Januar, 19.00 Uhr
n	Ehrung
„Die Revolution ist großartig, al-
les andere ist Quark.“ (Rosa 
Luxemburg)
Zum 100. Todestag von Rosa Luxem-
burg. Mit Christian Wintrich (Ortsamts-
leiter Dresden-Pieschen), Dagmar 
Enkelmann (Vorsitzende der Rosa-Lu-

xemburg-Stiftung), Kristin Dänhardt 
(Autorin), Richard Kaniewski (Vorsit-
zender der SPD Dresden), Sven Bra-
jer (Historiker, RLS Sachsen), Dr. Wil-
fried Trompelt (Autor, RLS Sachsen) 
Uli Reinsch (Musiker) und Annekatrin 
Klepsch (Kulturbürgermeisterin Dres-
den) 
Theaterhaus Rudi, Fechnerstraße 2a, 
01139 Dresden

Chemnitz, 14. Januar, 18.30 Uhr
n	Vortrag und Diskussion
Brasilien nach den Präsident-
schaftswahlen*
Mit Gerhard Dilger (Büroleiter der RLS 
in Sao Paulo).
Rothaus, Lohstraße 2, 09111 Chemnitz

Dresden, 15. Januar, 18.00 Uhr
n	Vortrag und Diskussion
Brasilien nach den Präsident-
schaftswahlen*
Mit Gerhard Dilger (Büroleiter der RLS 
in Sao Paulo).
WIR-AG, Martin-Luther-Straße 21, 
01099 Dresden

Leipzig, 16. Januar, 18.00 Uhr
n	Vortrag und Diskussion
Brasilien nach den Präsident-
schaftswahlen*
Mit Gerhard Dilger (Büroleiter der RLS 
in Sao Paulo).
RLS Sachsen, Harkortstraße 10, 04107 
Leipzig

Leipzig, 26. Januar, 14.00 Uhr
n	 Preisverleihung
Verleihung des Wissenschafts-
preises der Rosa-Luxemburg-
Stiftung Sachsen mit anschließen-
dem Neujahrsempfang
RLS Sachsen, Harkortstraße 10, 04107 
Leipzig

Frankenberg, 29. Januar, 19.00 Uhr
n	Lesung
„Bleib ein Mensch, Kamerad, ...“ - 
Jura Soyfer und seine Zeit*
Mit Mike Melzer (RLS Sachsen). Ei-

ne Veranstaltung des Frankenberger 
Bündnisses für Toleranz und Demo-
kratie - Gegen Rechtsextremismus, 
Fremdenfeindlichkeit und Antisemitis-
mus und der RLS Sachsen.
Haus der Vereine, Bahnhofstraße 1, 
09669 Frankenberg

Jura Soyfer (1912 - 1939) betrachtete 
als Kolumnist  und Kommunist seine 
Zeit und schrieb bissig-böse Kommen-
tare über SA-Bullen, über einfache 
Menschen, über KDF, über deutsche 
Juristen sowie über die deutsche Ver-
fassung. Er schrieb Stücke wie „Der 
Weltuntergang“ oder „Broadway-Me-
lodie 1492“, die auch heute nichts 
an Aktualität verloren haben. Er wur-
de 1938 verhaftet, kam ins KZ Dach-
au und starb mit 26 Jahren im KZ Bu-
chenwald. 

Leipzig, 29. Januar, 18.00 Uhr
n	Vortrag und Diskussion
Mythos und Geschichte*
REIHE: Philosophische Dienstagsge-
sellschaft. Mit Dr. Peter Fischer (Philo-
soph), Moderation: Prof. Dr. Manfred 
Neuhaus.
RLS Sachsen, Harkortstraße 10, 04107 
Leipzig

Weil „Mythos“ u.a. auch „Erzählung“ 
bedeuten kann, werden in neueren 
Debatten unter der Überschrift „Nar-
ration“ die Begriffe Mythos und Ge-
schichte einander angenähert. Gegen 
diesen Trend sollen aus philosophi-
scher Sicht die beiden Begriffe im Un-
terschied zueinander bestimmt wer-
den, wobei sich weitere begriffliche 
Differenzierungen als nötig erweisen, 
wie z.B.: Ritus und Mythos, genuiner 
und hergestellter Mythos, geschicht-
liches Bewusstsein, regionalontolo-
gischer Geschichtsbegriff und Ge-
schichtswissenschaft.

* in Kooperation der Rosa-Luxemburg-
Stiftung. Gesellschaftsanalyse und po-
litische Bildung e.V.
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Als Petra Köpping im August erstmals 
bei Jour fixe, dem unkonventionellen 
Leipziger  Gesprächskreis der Rosa-
Luxemburg-Stiftung Sachsen auftrat, 
war sie nicht jedem ein Begriff. Inzwi-
schen ist die sächsische Staatsminis-
terin für Gleichstellung und Integration 
bundesweit bekannt. In Presse, Funk 
und Fernsehen hat sie als gefragte Ge-
sprächspartnerin ihre aufklärerische 
Mission artikuliert, die Nachwendezeit 
in öffentlicher Diskussion endlich auf-
zuarbeiten und dabei die regierungs-
amtlich lange beschwiegenen schick-
salsschweren Totalumbrüche im Leben 
der Ostdeutschen in den Mittelpunkt 
zu rücken. „Integriert doch erst mal 
uns!“, heißt ihre im September mit die-
ser Botschaft erschienene Publikati-
on, der sie das Attribut „Streitschrift 
für den Osten“ beigegeben hat. Weil es 
ihr darauf ankomme, das umstrittene 
und strittige Thema in sachlichem Ge-
danken- und Meinungsaustausch mit 
Gleichgesinnten wie Andersdenkenden 
auszuloten. Diese Absicht führte Pet-
ra Köpping Ende November auch in die 
Thalia Buchhandlung in der Leipziger 
Karl-Liebknecht-Straße, wohin Jour fi-
xe 39, wie immer öffentlich, eingeladen 

hatte. Vor mehr als 60 Gästen, darun-
ter auffällig vielen jungen Frauen, erin-
nerte Moderatorin Ursula Wohlfeld an 
den August-Auftritt der Staatsministe-
rin zur Treuhandpolitik. Diesmal ginge 
es ihr darum, ihre ostdeutschen Mit-
bürger aufzufordern und zu ermutigen, 
sich gesellschaftlich einzumischen und 
Politik aktiv mitzugestalten, wie im 
Motto des Abends angezeigt: „Ich will 
nicht, dasswir jammern, ich will Ge-
rechtigkeit.“

Dann legte die ministeriale Autorin mit 
der ihr eigenen Leidenschaftlichkeit 
und Eloquenz los. Talkshow-gewitzt 
baute sie in ihre Vortragsdramatur-
gie kommunikativ-freundliche Span-
nungsbögen ein. So vermittelte sie 
dem aufmerksam lauschenden Publi-
kum die Grundideen ihres Buches in 
einer Mischung aus historisch-doku-
mentarischer Perspektive und emoti-
onal berührenden Episoden aus ihren 
vielfältigen Begegnungen mit Angehö-
rigen der ersten ostdeutschen Nach-
wendegeneration. Am Schicksal Einzel-
ner illustrierte sie wichtige Etappen der 
Nachwendeentwicklung. Die damals 
Dabeigewesenen im Auditorium erleb-

ten Köppings facettenreiche Chronik 
dankbar als auffrischende Erinnerung. 
Den Nachgeborenen bot sie eine un-
terhaltsam-nachhaltige Lehrstunde ei-
ner für sie vielfach unbekannten Zeit-
geschichte, oft anhand erstaunlicher 
Tatsachen.

Wie sehr die Referentin den Nerv des 
Mehr-Generationen-Auditoriums ge-
troffen hatte, zeigte die anschließende 
Aussprache. Moderatorin Ursula Wohl-
feld hatte bereits in ihren Auftaktwor-
ten dazu ermuntert, der Ministerin an 
Fragen, Statements und eigenen Ideen 
mitzugeben, was deren selbstauferleg-
tem Auftrag zur Aufarbeitung der Un-
gerechtigkeiten in der Nachwendezeit 
dienen könnte. In diesem Sinne ging es 
nun ohne Schaltpause zwischen Jour-
fixe-Publikum und Petra Köpping ver-
trauensvoll hin und her. Die Ministerin, 
angespornt durch die partnerschaftli-
che Atmosphäre, lief nochmals zu gro-
ßer Form auf. Nicht ohne Stolz erklär-
te sie, dass das von ihr angestoßene 
Thema Ostdeutschland auch „oben“ 
angekommen sei, wie die Jubiläums-
reden zum Tag der deutschen Einheit 
bewiesen. Die Bundesregierung kom-

me nun an manchen Vorschlägen, die 
sie in ihrer Streitschrift dargelegt habe, 
um Benachteiligungen und mangeln-
de Wertschätzung der Ostdeutschen 
zu beenden, nicht mehr vorbei. Dazu 
gehörten zuvörderst die Reformierung 
der unsozialen Hartz-IV-Regelungen 
und der ungerechten Rentenpolitik. Zu 
ihrer Meinung über die Verantwortung 
der sächsischen CDU beim Erstarken 
des Rechtsextremismus befragt, blieb 
sie die Antwort nicht schuldig: Bevor 
Michael Kretschmer Parteivorsitz und 
Regierungsverantwortung übernahm, 
seien rechtsextremistische Umtriebe 
eher bagatellisiert worden, während 
der Linksextremismus als Hauptübel 
galt. Der neue Ministerpräsident ha-
be dies selbstkritisch als Fehler einge-
räumt und sich zu aktiver Auseinander-
setzung mit dem Rechtsextremismus 
bekannt.

Langer Beifall dankte der Sozialdemo-
kratin, die den Staffelstab ihres Vor-
bilds Regine Hildebrandt als „Mutter 
Courage des Ostens“ übernommen 
hat. Den Weg nach Hause traten nicht 
wenige Diskursgäste mit einer persön-
lichen Widmung in ihrem Buch an.

Rezensionen

„Ich will nicht, dass wir jammern“
Petra Köpping diskutiert bei Jour fixe ihr Buch „Integriert doch erst mal uns!“ Von Wulf Skaun

Ich will meine Akte!

Der Buchtitel des Autors Robert Allertz 
führt auf den Holzweg. Denn wer nun 
etwa gespannt ist zu lesen, „Wie west-
deutsche Geheimdienste Ostdeutsche 
bespitzeln“, erfährt das gerade nicht. 
Für Sächsinnen und Sachsen – insbe-
sondere solche aus Dresden – ist das 
Buch dennoch äußerst interessant, weil 
es ein Wiedersehen mit einem „alten 
Bekannten“ verschafft, dessen Kampf 
um seine Akte(n) beim BND und Ver-
fassungsschutz hier aufgeblättert wird: 
Hans Modrow, letzter Dresdner SED-
Bezirksparteisekretär.

Gerade in der Weihnachtszeit kommen 
Erinnerungen an die Zeit vor 89 hoch. 
Dazu gehörte natürlich bei vielen – und 
gegen Ende der DDR aufgrund der Aus-
reisewelle immer mehr – das Westpa-
ket! Der Austausch zwischen West und 
Ost auf der Basis von Briefen und ge-
legentlichen Treffen war immer etwas 
Besonderes. Dass die Post wochenlang 
unterwegs war, erklärte man sich mit 
dem Interesse der Stasi – die Geheim-
dienste im Westen hatte wohl keiner im 
Verdacht. Dabei wurden dort insbeson-
dere in den Großstädten wie Dresdens 
Partnerstadt Hamburg genauso fleißig 
Briefe mitgelesen. Damit gerieten aber 
nicht nur die Ostdeutschen in den Fo-
kus von BND und Verfassungsschutz, 
sondern genauso ihre Briefpartner im 
Westen. Ost-West-Kontakte erregten, 
zumal in Zeiten des Kalten Krieges, 
höchstes Interesse bei den geheimen 

Diensten in Ost und West. Besonders 
ging es natürlich um Informationen aus 
Wirtschaft, Politik und Militär. 

Hier liefert das Buch erstaunliche Ein-
blicke. Zwar gab es in den letzten Jah-
ren in den Medien Informationen, die 
sich mit der wichtigsten Abhörstation 
der Briten und Amerikaner mitten in 
West-Berlin auf dem Teufelsberg (Die 
Anlage wurde in diesem Jahr übrigens 
unter Denkmalschutz gestellt und soll-

te sächsischen Berlin-Besuchern ei-
nen Ausflug wert sein!) beschäftigten, 
aber hier wurde stets dargestellt, dass 
über die Station der Osten ausgekund-
schaftet wurde. Es fehlt in dieser Be-
richterstattung die Erwähnung des 
Tatbestandes, dass ebenso Westberli-
ner und Westdeutsche überwacht wur-
den. Noch unbekannter ist die Tatsa-
che, dass das MfS über die Ausspähung 
von Westdeutschen und Westberlinern 
durch Amerikaner und Briten in den 
80er Jahren ausgezeichnet informiert 
war und darüber umfangreiche Akten 
angelegt hatte. Als Joachim Gauck für 
die Stasi-Unterlagen zuständig war und 
Wolfgang Schäuble das Innenminis-
terium leitete, forderten die Amerika-
ner (die ihrerseits inzwischen wussten, 
dass sie beim Ausspionieren der West-
deutschen und Westberliner von DDR-
Aufklärern beobachtet wurden waren) 
„ihre Akten“ an. Diese wurden vom da-
maligen Verfassungsschutzpräsiden-
ten damals anstandslos dem FBI über-
geben – weder das Innenministerium 
noch die Gauckbehörde haben diese 
Aktion von sich aus jemals erwähnt.

Das Berliner Abhörspiel war schon im-
mer größer als ein kleines DDR-BRD-
Gerangel um Informationen überein-
ander. Hier prallten auf die Interesse 
insbesondere Moskaus und Washing-
tons aufeinander und selbstverständ-
lich waren deren Interesse und deren 
Aktionen den deutschen übergeordnet. 

Das Buch will auf Verschwiegenes auf-
merksam machen. Beim großen Hy-
pe um die Stasi-Akten nach der Wen-
de ging völlig unter, dass es auch jede 
Menge Akten über Ostdeutsche im 
Westen gibt – fein säuberlich angelegt 
von BND und Verfassungsschutz. Im 
Falle Modrow bestätigten „die Diens-
te“ seine Überwachung vom Zeitraum 
von 1956 bis 2012. Mindestens 70.000 
Ostdeutsche wurden insgesamt über-
wacht. Es geht aber nicht nur darum, 
Licht in die Vergangenheit zu bringen, 
sondern insbesondere soll sich der Fo-
kus auch auf Gegenwart und Zukunft 
richten. Denn die Überwachung ist seit 
1989 nicht etwa weniger geworden, 
sondern noch wesentlich vielseitiger, 
dank jeder Menge digitaler Geräte wie 
dem Smartphone, von denen viele von 
uns kaum ahnen, wie wunderbar man 
sie damit auf Schritt und Tritt überwa-
chen könnte. Und wer weiß denn wirk-
lich, wer ihn wie überwacht? Zumindest 
Behörden haben eine Auskunftspflicht 
– darüber hinaus sollten auch Amazon 
und andere Konzerne jedem ihrer Kun-
de offen legen müssen, was sie über 
ihn speichern und sammeln. Zudem will 
das Buch Ostdeutsche ermutigen, beim 
Verfassungsschutz und dem BND die 
eigene Akte zu verlangen.

Das Buch kostet 14,99 Euro und er-
schien in der edition ost der Eulenspie-
gel-Verlagsgruppe.

„Wie westdeutsche Geheimdienste Ostdeutsche bespitzeln“: Ralf Richter hat einen Buchtipp
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Jon Mitchell gehört neben Judy Col-
lins, Joan Baez, Buffy Sainte Marie und 
Odetta zweifelsohne zu den wichtigs-
ten Liedermacherinnen Nordameri-
kas. Ihr Repertoire besteht hauptsäch-
lich aus politisch gefärbten Folksongs 
mit pazifistisch geprägten Textinhal-
ten. Roberta Joan Anderson – so ihr 
eigentlicher Name – wurde 1943 in ei-
nem kleinen Vorort Torontos als Toch-
ter eines Lehrerehepaars geboren. 
Nach einer schweren Kindheit – sie er-
krankte an Kinderlähmung – und ihrer 
Genesung zog die Familie mit ihr nach 
Saskatoon, wo sie ihre Schulzeit be-
endete.

In den Anfängen der 60er Jahre be-
gann sie in Toronto ein Kunststudium 
im Fach Malerei. Nebenher trat sie in 
kleineren Bars und Studentenclubs 
auf, in denen sie, sich noch selbst auf 
der Ukulele begleitend, Folksongs vor-
trug, stark beeinflusst von Pete See-
ger. Beim Publikum stieß sie auf große 
Resonanz, da sie es schon damals ver-
stand, diese Lieder in ihren Aussagen 
geradlinig-schnörkellos vorzutragen.

Als sie nach dem Abbruch ihres Studi-
ums 1964 das Angebot erhielt, bei ei-
nem angesagten Folkfestival aufzutre-
ten, lernte sie den Folksänger Chuck 
Mitchell kennen, den sie kurz darauf 
heiratete. Roberta Joan Anderson 
nannte sich dann kurzerhand Joni Mit-
chell. Im Herbst 1965 lernte sie Neil 
Young kennen, mit dem sie bis heute 
befreundet ist.

Gemeinsam mit ihrem Mann zog sie 
nach Detroit, wo sich das Paar jedoch 
bald trennte. 1967 ging Mitchell nach 
New York, wo sie schnell Fuß fasste 
und innerhalb kurzer Zeit als Geheim-
tipp galt. In Greenwich Village traf sie 
den ebenfalls aus Kanada stammen-
den Poeten und Liedermacher Leo-
nard Cohen, der ihre spätere Arbeit 
als Liedtextdichterin wesentlich beein-
flusste. In dieser Zeit lernte sie auch 
den ehemaligen Sänger der Byrds Da-
vid Crosby kennen, der ihr vorschlug, 
eine erste Langspielplatte zu produ-
zieren. Diese kam 1968 auf den Markt, 
1969 folgte eine zweite Produktion, 
die zwar für Aufmerksamkeit sorgte, 
aber durch andere Interpreten publik 
gemacht wurde. Erst mit ihrer dritten 
Langspielplatte, die 1970 den Markt 
eroberte, erlangte sie auch internati-
onal gehörige Anerkennung: „Ladies 
of the Canyon“. Immerhin wurde der 
Song „Woodstock“ die Hymne der Hip-
pie-Bewegung. In dem Lied, das auch 
von Crosby, Stills, Nash & Young er-
folgreich gecovert wurde, beschreibt 
sie das Dilemma, nicht am legendär-
en Festival teilnehmen zu können, weil 
sie im Stau steckenblieb. 

Ein Jahr später erschien dann eines ih-
rer schönsten Alben: „Blue“. Hier bril-
lierte sie wiederum mit faszinierend 
minimalistischer Akkuratesse in den 
Arrangements. Auch die Platte „For 
the Roses“ von 1972 ist sehr lyrisch, 
doch tauchten in dieser Produktion 
bereits rockjazzige Passagen auf, die 
zwar noch recht zaghaft klangen, aber 
ihre spätere Arbeitsweise prägen soll-
ten. Mit der nächsten Scheibe „Court 
on Sparke“ von 1974 erlangte sie Welt-
ruhm. Das Album wird in Kennerkrei-

sen als ihr Gelungenstes bezeichnet. 
„The Hissing of Summer Lawns“ von 
1975 hingegen wurde von den Fans 
differenzierter aufgenommen. 

Von scheinbar verträumter Instrumen-
talisierung eingebettet schwelgte sie 
diesmal in weitaus ausgefeilteren Ly-
rics, welche dem Hörer konzentrierte-
re Aufmerksamkeit abforderten und 
somit nicht unbedingt den bis dahin 
gewohnten Erwartungshaltungen ent-
sprachen. Diesmal setzte sie ganz 
zielbewusst jazzige Wesensmerkma-
le ein und spätestens seit dieser Pro-
duktion wirkten ihre Platten nicht nur 
aufgrund ihrer Texte intellektueller, 
sie selbst sprach von einem Reifepro-
zess in Wortwahl und dessen lyrischer 
Qualität sowie in der hoch motivierten 

musikalischen Umsetzung. Auch pran-
gerte sie das voll auf Kommerz orien-
tierte Geschäftsgebaren der amerika-
nischen Musikindustrie an. Im letzten 
Titel des Albums zieht sie sämtliche 
Register ihres gesanglichen Könnens 
und kreiert aus allen Konturen ihren 
stimmlichem Möglichkeiten einen 
phantastischen Chor, bariton, alt, te-
nor, sopran, meisterhaft einmalig!

1976 folgten „Hejira“ und 1977 „Don 
Juan’s Rockless Daughter“. Am Bass 
war kein Geringerer als Jaco Pistori-
us von der legendären Elektrojazz-
rockband Weather Report zu hören, 
der Mann, der den Fretless Bass er-
fand, eine bundlose Bassgitarre, de-
ren Spielweise eine Fusion zwischen 
Kontra- und E-Bass klanglich zuließ. 

„Mingus“, so ihr folgendes Album, war 
dann ein absolutes Jazzprojekt mit 
Kompositionen des berühmten Bas-
sisten Charles Mingus, den sie mit 
hochkarätigen Musikern wie Eddie Go-
mez und Stanley Clarke am Bass, John 
Guerin und Toni Williams am Schlag-
zeug, Phil Woods am Alt-Saxophon, 
Gerry Mulligan am Bariton-Saxophon, 
John McLoughlin an den Gitarren und 
Jan Hammer an den Tasten in Form ei-
ner Geburtstagsfeierlichkeit würdig-
te. Eines ihrer aufregendsten Alben! 
Ebenso wirkten Jaco Pistorius, Wayne 
Shorter, Herbie Hancock, Peter Ershi-
ne, Don Alles und Emil Richards mit. 
Im gleichen Jahr sang Joni Mitchell als 
Gast beim Abschiedskonzert „The Last 
Waltz“ von The Band mit, das auch auf 
LP und als Musikfilm erschien. 

In den 80er Jahren nahm sich Joni Mit-
chell musikalisch etwas zurück, der 
Sound jener Zeit schien sie wohl et-
was abzuschrecken. So widmete sie 
sich stärker der Malerei. Trotzdem er-
schien 1985 das Album „Dog eat Dog“, 
das zwar in Kennerkreisen geschätzt, 
von ihr aber angezweifelt wurde – zu 
viele elektronische Effekte. 1994 erst 
ließ das Album „Turbulent Indigo“ die 
Musikwelt erneut freudig aufhorchen. 
Auf der Platte setzte sich Joni Mitchell 
hauptsächlich mit den Themen Frau-
enrechte, Tierschutz und gesellschaft-
lichen Widrigkeiten auseinander. 

Auf „Taming The Tigers“ kehrt sie wie-
der zu ihrer typischen Gesangsweise 
als Erzählerin zurück. Geblieben sind 
stark jazzige Momente, die durch kräf-
tige Bläserarrangements ihre Emotion 
hörbar aufladen. Das Plattencover, wie 
die meisten von ihr selbst gestaltet, 
sagt alles: Es stellt Joni Mitchell als 
Selbstbildnis im Stile van Goghs dar; 
statt des verbundenen Ohres aber 
schmückt sie eine entzückende Katze. 
Sie wollte gewiss daran erinnern, dass 
ihre Malerei so ernst zu nehmen sei 
wie ihre musikalische Leistung als ge-
standene Sängerin. 

2002 kam das Doppelalbum „Trave-
logue“ auf den Markt, das Kritikern zu-
folge als ihr Meisterwerk gelten soll-
te. Auf hier wirkten Wayne Shorter, 
Herbie Hancock und andere namhaf-
te Kollegen mit. Fortan widmete sich 
Mitchell stärker denn je der Malerei. 
Das Musikbusiness schien sie nicht 
mehr zu befriedigen, zu aufwändig das 
Ganze, wie sie einmal resignierend ge-
stand. 2007 erschien dann doch noch 
eine CD mit dem Titel „Shine“ und 
2014 der 4-CD-Sampler „Love Has 
Many Faces“, auf dem sie die Songs 
ihrer bis dahin vierzigjährigen Karrie-
re präsentiert – allerdings thematisch 
und nicht chronologisch sortiert. Das 
macht es zu einem abwechslungsrei-
chen, gelungenen Werk. Am 7. Novem-
ber feierte sie ihren 75. Geburtstag – 
dazu nachträglich alles Gute!

P.S.: 1981 wurde Joni Mitchell in die 
Canadian Music Hall of Fame aufge-
nommen, 1997 in die Rock’n’Roll Hall 
of Fame. 2000 erhielt sie den Stern 
auf dem Canada’s Walk of Fame und 
2015 den SF Jazz Achievement Award. 
2018 sprach ihr die Universität von 
Saskatchewan die Ehrendoktorwür-
de zu. 

Kunst mit 
Anspruch – 
politisch und 
gesanglich
Jens-Paul Wollenberg würdigt die kanadische 
Liedermacherin Joni Mitchell
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Der Herbst der LINKEN in Sachsen 
stand ganz und gar unter dem Motto 
„Basis ist Boss“. Am 1. Oktober fiel 
der Startschuss für die bis dato größte 
Mitgliederbefragung der LINKEN in 
Sachsen. Auf insgesamt 13 Regional-
konferenzen in den Kreisverbänden 
wurden Ideen und Thesen entwor-
fen, hitzig diskutiert, verteidigt und 
verworfen. Die Regionalkonferenzen 
waren die Grundlage für den ersten 
basisdemokratischen Mitgliederent-
scheid unserer etwa 8.000 Mitglieder 
in Sachsen zu den Schwerpunkten der 
Landtagswahl. Beteiligen konnten sich 
die Mitglieder, indem sie Thesen online 
(z.B. per Mail), per Post oder (theore-
tisch) auch per Brieftaube einreichten. 
Auf den Regionalkonferenzen konnten 
die Teilnehmer*innen dann entschei-
den, ob an schon vorhandenen Thesen 
weitergearbeitet werden sollte oder ob 
neue Thesen erarbeitet werden sollten. 
Im Zentrum stand dabei stets die 
Frage: Welche Schwerpunkte wollen 
wir als linke Partei für die kommende 
Landtagswahl setzen? 

Von Leipzig bis Görlitz standen so die 
zuvor eingereichten und erarbeiteten 
Thesen auf dem Prüfstand, wurden 
debattiert und abgeändert und neue 
Thesen entworfen. Auf jeder Konfe-
renz mit dabei war Rico Gebhardt, der 
Kandidat für die Funktion des Spitzkan-
didaten für den Landtagswahlkampf 
2019. Wie schon 2014 bewirbt sich der 
Landtagsfraktionschef für den Spitzen-
posten; diesmal stellt er sich jedoch 
zusätzlich dem Votum aller Mitglieder 
des Landesverbandes. Auf den Basis-
konferenzen stellte er sich dennoch 
den manchmal auch unbequemen 
Fragen der Mitglieder, bewies großes 
Durchhaltevermögen und unterstrich 
die Ernsthaftigkeit des Mottos „Basis 
ist Boss“.

Insgesamt nahmen mehrere hunderte 
Teilnehmer*innen in diesem Herbst 
auf den Regionalkonferenzen die 
Möglichkeit wahr, die Themen für die 
kommende Wahl zu erarbeiten. Dabei 
war das Feedback der Mitglieder meist 
durchweg positiv. So wurden vor allem 
der basisdemokratische Ansatz gelobt 
und die Möglichkeit, auf spezifisch 
regionale Probleme im eigenen 
Kreisverband hinzuweisen. Auch die 
Möglichkeit, Rico Gebhardt mit Fragen 
zu löchern, fand regen Zuspruch.

Am Ende dieses Mammutprozesses 
sind unglaubliche 156 Thesen zusam-
mengekommen. Von der These „Leipzig 
bei der Entwicklung zur Freien Hanse-
stadt unterstützen“ über Forderungen 
nach „Mehr Selbstbewusstsein für den 
Osten“ oder „Wir wollen die vollstän-
dige Legalisierung von Cannabis“ bis 
hin zum „Modellprojekt solidarisches 
Grundeinkommen in Sachsen“ waren 
die Ideen so vielfältig und bunt wie der 
Landesverband selbst. Die Antrags- 
und Redaktionskommission hatte 
dann die schwierige Aufgabe, diese 
156 Thesen zu sichten, zu verdichten 
und zu entscheiden, welche davon die 
Grundlage für den Mitgliederentscheid 
bilden würden. Dabei hat sie versucht, 
die Essenz der Ideen zu 15 Thesen zu 
destillieren.

Einig waren sich die Mitglieder vor 
allem in den Themenfeldern Bildung, 
Verkehr, Strukturentwicklung. So 
behandelten die beliebtesten und am 
meisten diskutierten Thesen die Forde-
rungen nach kostenfreien, inklusiven 
und lebenslangen Lernen, nach einem 
flächendeckenden und kostenfreien 
ÖPNV und nach einer Rekommunali-
sierung der Daseinsvorsorge. Diese 
Themen wurden auf fast jeder Regio-
nalkonferenz ausgewählt und erörtert. 

Deswegen finden sich diese Themen 
auch in den 15 Thesen wieder, die 
schlussendlich im Mitgliederentscheid 
gewählt wurden. Nach dem 31. Okto-
ber standen dann diese 15 Thesen im 
Mittelpunkt der letzten fünf Regional-
konferenzen im November. Gemeinsam 
wurden Pro und Contra erarbeitet und 
diskutiert. Dabei ging es um die eigene 
Willensbildung innerhalb der Partei, 
aber auch schon um die Argumentation 
der Schwerpunkte in Vorausschau auf 
die Landtagswahl. Am 30. November 
endete die bisher größte Mitgliederbe-
fragung der LINKEN in Sachsen. Unser 
Landesgeschäftsführer Thomas Dud-
zak hat richtigerweise auch nochmal 
betont: „Bei anderen diktieren große 
Konzerne und Geldgeber die Agenda, 
bei uns entscheiden die Mitglieder.“

Wir können beim nächsten Mal 
trotzdem auch etwas besser machen: 
Die Einladung der Genoss*innen vor 
Ort verbessern oder mehr Thesen 
am Ende zur Wahl stellen. Das alles 
schmälert trotzdem nicht den Er-
folg der Pionierleistung des ersten 
Mitgliederentscheides der LINKEN in 
Sachsen. Das Konzept hat trotz einiger 
Makel großes Potenzial für kommende 
Mitgliederbefragungen. Wir werden an 
den Schwächen arbeiten, fest steht 
aber trotzdem: Basis war und ist bei 
uns stets Boss!

Was bleibt also nach 156 Thesen und 
spannenden 13 Regionalkonferenzen? 
Die Gewissheit, dass Basisdemokra-
tie bei uns bombig funktioniert. Der 
Entschluss, dass wir dieses Konzept 
in Zukunft öfter anwenden wollen. 
Die Hoffnung, dass sich in Zukunft 
noch mehr Genoss*innen beteiligen 
werden. Und vor allem die Begeiste-
rung über den Ideenreichtum unserer 
Mitglieder.

Sachsens Linke

Dezember 2018

Um eine 
Erfahrung 
reicher
 
Unser erster Mitgliederentscheid über ei-
ne Spitzenkandidatur und unsere erste 
Mitgliederbefragung im Landesverband 
sind nun passé. Ich freue mich, dass wir 
diesen Weg gegangen sind und glaube, 
hinter die basisdemokratische Bestim-
mung von Spitzenkandidaturen werden 
wir in Zukunft kaum mehr zurückfallen 
können. 

Ein großes Experiment war vor allem 
die Mitgliederbefragung zu den Schwer-
punktthemen. Während Personalent-
scheidungen einfach umzusetzen sind, 
stellten sich hier viele Fragen: Wie schafft 
man Raum für Debatte? Welche Thesen 
kommen in die Abstimmung? Wie genau 
wird abgestimmt? Das alles war für uns 
neu und auf die gemachten Erfahrungen 
können wir aufbauen. Gut funktioniert 
haben unsere Regionalkonferenzen, auf 
denen eifrig diskutiert worden ist und bei 
denen viele Genossinnen und Genossen 
zahlreiche Ideen eingebracht haben. 

Aber es gab auch kritische Stimmen: Die 
Thesen für die Abstimmung seien nicht 
zugespitzt genug und eine Entscheidung 
folglich schwer gewesen. Da ist etwas 
dran und da müssen wir das nächste Mal 
nachjustieren. Es gab außerdem einige 
ungültige Stimmen – vor allem weil die 
Abstimmungsscheine mit den Eidesstatt-
lichen Erklärungen meist nicht mitge-
schickt worden sind. In unserer Anleitung 
war das Verfahren zwar anschaulich und 
eindeutig erklärt, aber da war es wohl wie 
daheim mit dem IKEA-Regal: Auspacken 
und Loslegen geht über das Lesen von 
Anleitungen. Den Abstimmungsschein 
werden wir beim nächsten Mal also bes-
ser markieren müssen. 

Zum Glück werden wir auch aus klei-
nen Fehlern klüger und so freue ich mich 
schon auf die nächsten Urabstimmungen 
bei uns im Landesverband. Der Anfang ist 
gemacht.

Die Basis bleibt Boss
Caroline Niwinska blickt zurück auf die Regionalkonferenzen

Aktuelle  
Informationen

stets auch unter  
www.dielinke- 

sachsen.de 
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Die Wölfe sind zurück

Die Wölfe, das weiß jedes Kind
Schon immer Schweinehunde sind
Weil sie nachts die Schafe reißen
Und manch alte Frau verspeisen
Als Räuber waren sie verhasst
Von Jägern erschossen, in Fallen ge-
fasst
Also haben sie sich aus Deutschland 
getrollt
Denn niemand hat sie mehr gewollt
Dann kam eine Zeit, da kam es man-
chen so vor
Es fehle etwas in der Natur
Mit ihren universellen Gaben
Wenn wir keine Wölfe haben
Die Welt sei erst wieder im Gleichge-
wicht
Wenn der Wolf geachtet wird, wie jeder 
Bösewicht  
Alsbald wurde im Fernsehen geschil-
dert
Wie die ersten Wölfe eingewildert
So ein Wolf  ist eigentlich ganz friedlich
Und die kleinen Welpen, ach wie nied-
lich
Doch es kamen auch Wölfe aus den 
Westen
In Nadelstreifen, nicht immer die Be-
sten
Um den maroden Osten zu sanieren
Und dabei kräftig abzukassieren
Sie graben keine Höhlen, sondern 
wohnen gepflegt
Und werden umsorgt, von den Banken 
gehegt
Sie haben sich eingelebt, gesetzlich 
geschützt und unversehrt
Sogar mit dem Bundesverdienstkreuz 
zuweilen geehrt
Die schlimmsten Räuber werden auch 
nicht erledigt
Sondern in Bronze gegossen und als 
Denkmal verewigt!

• Peter Poeschmann, November 2013

Zu „Meinen die das ernst? Nr. 10: 
Antisemitismus“, Sachsens Linke! 
11/2018, S. 10

Auch Palästinenser*innen 
sind Semit*innen

Auch ich widerspreche öfters ver-
kürzter Kapitalismuskritik, z. B. der 
Trennung von Industrie- und Finanz-
kapital (sind schon lange verbunden) 
und der Ersetzung der Systemkritik am 
Kapitalismus durch eine Kritik an Per-
sonen. Außerdem bin ich gegen jeden 
Antisemitismus, insbesondere gegen 
das typisch antisemitische Vorurteil, 
dass Israel der jüdische Staat sei (d.h.: 
„Alle Jüd*innen nach Israel!“). Viele 
Jüd*innen sind z. B. Deutsche, wäh-
rend viele Israelis keine Jüd*innen sind 
und der Staat Israel nicht in jüdischer 
Tradition steht, wozu auch die Dialo-
gorientierung und die Beachtung der 
zehn Gebote gehören, sondern in der 
Tradition des europäischen Nationalis-
mus. Ist es da ein Wunder, wenn viele 
Menschen in Israel benachteiligt wer-
den, insbesondere Nichtjüd*innen, 
wie auch die jüngsten Gesetzesver-
schärfungen beweisen, Geflüchtete 
bekämpft, enge Bündnisse mit ande-

ren rassistischen Regierungen insbe-
sondere aus NATO-Staaten geschlos-
sen, Andersdenkende verfolgt werden 
und israelische Fahnen bei PEGIDA-
Demonstrationen zu sehen sind? So-
wohl nach Abstammung und Sprache 
als auch nach Zeugnis der hebrä-
ischen Bibel (Nachfahren Abrahams) 
sind Palästinenser*innen und sonstige 
Araber*innen Semit*innen. Ist somit 
die Verbreitung von Vorurteilen gegen 
diese ebenfalls Antisemitismus? Wel-
chen Antisemitismus von sich links 
verstehenden Personen gibt es, etwa 
der Antisemitismus einiger Antideut-
schen? Und sind eine Bekämpfung des 
Antiimperialismus und damit eine Un-
terstützung des Imperialismus über-
haupt links?

• Uwe Schnabel, Coswig

Schluss mit der  
Aufrüstung!

Forderungen nach hohen Rüstungs-
ausgaben, wie sie jetzt die Verteidi-
gungsministerin im Aufrüstungsplan 
für 2019 mit 46 Milliarden Euro nebst 
einer Modernisierung der derzeitigen 
Standards darstellt, sind utopisch. Der 
Bevölkerung fehlen die dazu erforder-
lichen Summen zur Lösung ihrer wirt-
schaftlichen und sozialen Probleme! 
Alle diese Maßnahmen sind nur will-
kommene Positionen für die Rüstungs-

Industrie und lassen erkennen, dass 
Kriegsspiele von christlich geführten 
Regierungen begonnen wurden und 
werden. Dabei werden die vielen Men-
schenopfer ignoriert! Die weltweit 
christliche Parole „Frieden auf Erden 
und allen Menschen ein Wohlgefal-
len“ darf nicht unbeachtet bleiben! Sie 
muss in einer weltumspannenden Ab-
rüstungs-Konferenz gesichert werden! 
Die Menschheit hat sich den Frieden 
verdient!

• Hermann Thomas, Wilsdruff

Ein Jahr Mitglied bei 
DIE LINKE

Hallo, liebe Genossinnen und Genos-
sen! Ich bin 15 Jahre alt und mit 14 
Jahren in unsere Partei eingetreten. 
Zudem bin ich seit dem letzten Jahr 
Mitglied des Kreisvorstandes Säch-
sische-Schweiz Osterzgebirge und 
jüngster Landesparteitagsdelegierter 
für die Jahre 2019/2020. Nach der 
letzten Bundestagswahl ist mir klar 
geworden, dass wir einen politischen 
Neustart in Deutschland brauchen, der 
sich links der Mitte orientieren muss. 
So fasste ich den Entschluss, in DIE 
LINKE einzutreten, um aktiv für eine 
sozialere und solidarische Gesellschaft 
einzutreten. Meine Grundüberzeugung 
ist, dass der Kapitalismus in der heu-
tigen Form nicht mehr auf lange Zeit 

funktionieren wird. Deshalb denke ich, 
dass wir einen modernen demokrati-
schen Sozialismus brauchen, der so-
ziale Gerechtigkeit herstellt. Natürlich 
ist dies nicht so schnell zu erreichen, 
wir müssen erst die Umverteilung des 
Reichtums von oben nach unten durch-
führen. Diese Gerechtigkeitswende 
schafft nur DIE LINKE. Außerdem ist 
mir der ökologische Aspekt sehr wich-
tig, da es meine Generation sein wird, 
die die Folgen des Klimawandels in ih-
rem größten Ausmaß spüren wird. Ge-
nau dies gilt es zu verhindern. Ich hoffe 

auf einen gutes Wahljahr 2019 für DIE 
LINKE, vor allem darauf, dass wir min-
destens wieder die zweitstärkste Kraft 
in Sachsen werden.  

• Luca-Alexander Lobe, Heidenau

Leserbriefe
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Hinter diesem sperrigen Namen ver-
birgt sich der neue Bezirk der Dienst-
leistungsgewerkschaft ver.di, der 
den gesamten Süden Sachsens von 
Plauen bis Görlitz umfasst und durch 
den Zusammenschluss der bisherigen 
Bezirke Zwickau-Vogtland, Chemnitz-
Erzgebirge und Dresden-Ostsachsen 
gebildet wurde. 

Die „alten“ Bezirksvorstände hatten 
durch intensive Diskussionen mit den 
Mitgliedern Ende 2017 die Fusion be-
schlossen, die seit April dieses Jahres 
intensiv vorbereitet wurde und mit 
der Bezirkskonferenz am 3. November 
2018 im Dresden ihren Abschluss und 
Höhepunkt fand. 

Frank Bsirske, Vorsitzender von ver.
di, der zur Gründung des neuen 
Bezirkes gekommen war, umriss in 
seinem fast einstündigen Referat die 
Aufgaben, vor denen Gewerkschaften 
im Allgemeinen und besonders ver.
di stehen. Dabei ging er auch auf die 
Besonderheiten der neuen Bundeslän-
der und speziell Sachsens ein. Fehler 
in der sächsischen Wirtschaftspolitik 
seit der Wende, Deindustrialisie-
rung ganzer Regionen und damit 
verbundene hohe Arbeitslosigkeit, 
Abwertung ostdeutscher Erwerbsbio-
graphien und Führungserfahrungen 
bilden eine Grundlage für Resignati-
on, Enttäuschung und auch Wut. Es 
wird nun auch Aufgabe des neuen 
Bezirksvorstandes von ver.di-SWOS, 
wie es in der Kurzform heißt, sein, die 
politische und Bildungsarbeit unter 
den Kolleginnen und Kollegen zu 
verstärken, um rechtem Gedankengut 
entgegenzuwirken. 

Zum Vorsitzenden des neuen Be-
zirkes, der mit 680.000 Mitgliedern 
der größte und mitgliederstärkste 
ver.di-Bezirk in ganz Deutschland ist, 
wurde Klaus Tischendorf (MdL, DIE 
LINKE) gewählt, der über viele Jahre 
Erfahrung in Gewerkschaftsarbeit 
verfügt. Gemeinsam mit seinem bei-
den Stellvertreterinnen Heike Thoms 
aus Chemnitz und Sonja Franke aus 
Dresden sowie dem 34-köpfigen 
ehrenamtlichen Vorstand, unterstützt 
von über 60 hauptamtlichen Mitar-

beiterinnen und Mitarbeitern an den 
Standorten des großen Bezirks, muss 
er ver.di fit machen für die Zukunft. 

Fragen des Kampfes um flächende-
ckende Tarifbindung in Sachsen und 
um gerechte Löhne, der Meisterung 
der Anforderungen der Digitalisie-
rung, aber auch die Mitgliedergewin-
nung und Mitgliederbetreuung, die Zu-
sammenführung von Fachbereichen 
und Personengruppen (z. B. Senioren, 
Frauen, Jugend) stehen auf der Agen-
da. Bis zum nächsten Gewerkschafts-
tag von ver.di im  September 2019 

werden weitere Organisationswahlen 
auf den nächsten Ebenen auch viel 
Zeit und Arbeitskraft binden.

Wichtigste Stütze für die Arbeit in 
der Fläche sind die elf Ortsvereine 
Plauen, Zwickau, Chemnitz, Frei-
berg, Döbeln, Mittweida, Dresden, 
Pirna, Bautzen, Görlitz und Zittau, 
die Ansprechpartner und „Gesicht“ 
der Gewerkschaft vor Ort sind. Viele 
Mitglieder der LINKEN engagieren 
sich dort gemeinsam mit parteilosen 
Kolleginnen und Kollegen, aber auch 
besonders Mitglieder der SPD.

Licht aus − Spot an! Hartwig Runge, 
als Ingo Graf in seinem früheren Sän-
ger- und Moderatorenleben von Funk 
und Fernsehen bekannt und beliebt, 
trägt seine selbst vertonte Botschaft 
„Eine Welt für alle“ vor. So geschehen 
Mitte Oktober 2018 bei Jour fixe, dem 
unkonventionellen Gesprächskreis 
an der Leipziger Dependance der 
RLS Sachsen. Um Bert Brecht ging 
es an diesem Abend, und mit seinem 
friedenspolitischen Opener hatte 
Runge-Graf thematischen Anlauf ge-
nommen, um des Jahrhundertdichters 
„Anmut sparet nicht noch Mühe“ als 
völkerverbindende Strophe der Natio-
nalhymne nach Joseph Haydns Musik 
zu intonieren. 

Ja, der „olle Gadebuscher“, Jahrgang 
1938, weiß sich immer noch in Szene 
zu setzen. Einmal Künstler, immer 
Künstler. Aber wichtiger: Er mischt 
sich noch immer ein, wenn es um 
die großen Fragen in Politik, Kultur  
und Gesellschaft geht. Denn Hartwig 
Runge ist vor allem ein politischer 
Mensch, einer mit entschieden links-
demokratischem Standpunkt, dem 

originelles (Quer-)Denken und öffentli-
ches Deklamieren Bedürfnis und Spaß 
im Brechtschen Sinne sind. Das war 
auch schon zu seinen Zeiten als Schla-
gersänger so, als er in den 1960er 
und 70er Jahren zu den Berühmt-
heiten der Szene zählte. Anders als 
die meisten seiner Zunft gab sich der 
telegen-smarte Sonnyboy mit seichten 
Herz-Schmerz-Reimen nicht lange ab. 
Wenn er nicht selbst textete, verliehen 
gedankenreiche Worte namhafter 
Poeten seinen Liedern chansonhafte 
Qualität. Die Älteren haben sie sicher 
noch im Ohr, die schönen Verse der 
Lyriker Jens Gerlach („Ein Jahr ist ein 
Hauch“) und Heinz Kahlau („Wenn du 
nicht da bist“) oder die des Schriftstel-
lers Helmut Richter („Ich weiß nicht“).

Dass sich Grafs Titel wohltuend von 
geistfreiem Trallala abhoben, hatte 
seinen Grund. Schließlich war er vor 
seiner Musikerkarriere passionierter 
Mathe/Physik-Lehrer. Hatte ihn 
schon sein naturwissenschaftlicher 
Bildungshintergrund einzigartig in 
der Glitzerwelt der leichten Muse 
gemacht, wuchs das Erstaunen noch, 

als er auf dem Höhepunkt seiner Popu-
larität selbstbestimmt als Hartwig 
Runge in seinen Pädagogenberuf 
zurückkehrte und zudem das Diplom 
eines Philosophen erwarb. Die Welt 
nicht nur zu interpretieren, sondern 
sie verändern zu helfen, war ihm kein 
Lippenbekenntnis. So machte er nach 

der Wende für die PDS im Leipziger 
Stadtrat reale Kulturpolitik. 

Der singende Komponist-Lehrer-
Philosoph, nach eigenen Worten ein 
„universeller Dilettant“, blieb auch als 
Ruheständler ein hellwacher Zeit-
genosse. Wer ihn einmal am Klavier 
erlebte, wenn er das Schneiderlied 
über den Leipziger Immobilienpleitier 
in köstlichem Moritatenstil zelebrierte, 
weiß, wovon die Rede ist. Bis auf den 
heutigen Tag ist Runge immer gut 
für intellektuelle Eskapaden. Seine 
Freunde erfreuen sich seiner politisch-
dialektischen Collagen und seiner 
intelligenten Wortspiele, die oft in 
absichtsvoll aberwitzigen Verballhor-
nungen gipfeln. Die machen auch vor 
dem eigenen Namen nicht halt, sodass 
er seine Post nicht selten in jugend-
lichem Übermut mit Grafingo, Graf 
Ingo Hartwig von der Runge oder gar 
EGO-&INGOmane zeichnet. Man mag 
es nicht glauben: Am 26. Dezember 
vollendet der unermüdlich Kreative 
sein 80. Lebensjahr. Salut, Hartwingo!

Foto: Dr. Giesela Neuhaus

Ver.di-Bezirk Sachsen West-Ost-Süd gegründet
Heiderose Gläß war dabei und blickt zurück

Salut für einen „universellen Dilettanten“
Hartwig Runge alias Ingo Graf wird 80. Von Wulf Skaun
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Unsere kreisweite AG Soziales hat sich 
im Sommer 2017 zusammengefunden 
und seit Anfang 2018 darf ich sie leiten. 
Tatkräftige organisatorische Unterstüt-
zung erhalte ich dabei von Annett Bör-
ner aus Gelenau, ebenfalls Mitglied im 
Kreisvorstand und Leiterin der AG Asyl.

Alle Themen, die in Sozialpolitik und 
Gesellschaft aktuell sind und uns be-
wegen, versuchen wir zu beleuchten 
und aufzuarbeiten. Meist bereite ich 
das inhaltlich vor. In unseren Treffen 
wird dies einleitend vorgetragen und es 
bringen sich dann alle Mitglieder mit ih-
ren Erfahrungen und Vorstellungen ein. 
Wenn es das Thema hergibt, arbeite ich 
es als Handreichung auf, wie bei unse-
rem Thema „Schwerbehinderung/Er-
werbsunfähigkeit“. Zu diesem Treffen 
war auch eine Betroffene anwesend, 
die mit Mitte 30 als zweifache Mutter 

und Selbstständige schwer erkrankte 
und dadurch schwerbehindert und er-
werbsunfähig wurde. Sie schilderte ih-
ren Weg und die Erfahrungen u. a. bei 

der Beantragung von Sozialleistungen 
und dem Grad der Behinderung.
Sollte ein Thema anstehen, auf das an-
dere Mitglieder inhaltlich besser spe-
zialisiert sind, wird es durch sie vor-
bereitet, wie das Thema „Moderne 
Kindertagesbetreuung“. Auch dazu hat-
ten wir viel zu erzählen und konnten 
auch Vergleiche zu früher ziehen, durch 
die Anwesenheit und Erfahrungen un-
serer älteren Mitglieder. Bei unserem 
Treffen zu „Pflege“ haben wir uns auf 
Pflege durch Angehörige zu Hause be-
zogen. Das Thema hieß „Und plötz-
lich pflege ich“ und beinhaltete wichti-
ge Punkte wie Pflegegrad beantragen, 
den Medizinischen Dienst der Kranken-
kassen sowie die Rechte und Möglich-
keiten pflegender Angehöriger. Dazu 
wurden auch persönliche Erfahrungen 
eingebracht, was dieses Treffen wieder 
sehr bewegend machte.

Im Oktober 2018 haben wir in Schwar-
zenberg eine Lesung unseres Dresd-
ner Genossen Birger Höhn aus seinem 
Buch „Auf dem Weg zu mir selbst – In-
nenansichten eines Menschen mit Au-
tismus“ organisiert, um auch dieses 
Thema zu beleuchten und die Öffent-
lichkeit dafür zu sensibilisieren.

Anfang 2019 wird es das nächste Tref-
fen geben. Die Zusammenkünfte sind 
im Abstand von ca. zwei Monaten ge-
plant, versetzt um einen Monat zu den 
Treffen der AG Asyl, weil einige Mitglie-
der in beiden AGs aktiv sind. Die Zu-
sammenarbeit macht uns viel Freude 
und lebt von unseren vielfältigen Erfah-
rungen. Wir sind eine bunte Truppe aus 
Jung und Älter und freuen uns über wei-
tere interessierte Mitglieder.

• Kathleen Noack

Wieder ist ein Jahr viel zu schnell vor-
bei. Ein Jahr, das geprägt war von vie-
len Aktivitäten im Kreis, von der Vor-
bereitung auf die anstehenden Wahlen 
2019 und natürlich vom großen Fleiß 
unserer Genossinnen und Genossen 
sowie der Abgeordneten in den Par-
lamenten. Es ist als wäre die Bundes-
tagsfahrt im Januar eben erst gewe-
sen. Ich denke auch daran, wie wir 
im Kreisvorstand zur Klausur erste 
Schritte zur Neuorganisation unse-
rer Arbeit festgelegt haben. Über das 
Jahr gesehen hat sich die Beratung der 
Ortsvorsitzenden sehr schnell zu einer 
sehr guten Veranstaltung entwickelt. 
Die Kreisvorstandssitzungen wur-
den inhaltlich sehr gestrafft, da eini-
ges an Arbeit in den geschäftsführen-
den Kreisvorstand ausgelagert wurde. 
Beste Voraussetzungen, um im nächs-

ten Jahr einen anderen Rhythmus der 
Kreisvorstandssitzungen einzuführen. 

Für alle Genossinnen und Genossen 
waren natürlich die Veranstaltungen 
und Kranzniederlegungen am 1. Mai, 
am 8. Mai, zum Tag der Mahnung und 
Erinnerung im September oder am 9. 
November wichtig. Der 8. März war für 
viele Frauen ein persönliches Erleb-
nis, da sie von der Linken eine Nelke 
oder eine Rose geschenkt bekommen 
haben. Diese Tradition ist schon gar 
nicht mehr weg zu denken aus unse-
rer Arbeit. 

Erinnern möchte ich auch an unsere 
Landkreistour, wo wir wieder auf den 
Märkten unseres Kreises Gesicht ge-
zeigt haben und viele Gespräche füh-
ren konnten. Auch Wandern mit Links 

hat in diesem Jahr einen regen Zu-
spruch gefunden und war eine wirk-
lich tolle Veranstaltung. 

Im Laufe des Jahres wurden in ver-
schiedenen Ortsverbänden auch neue 
Ortsvorstände gewählt, was natürlich 
auch dazu führt, dass Bewegung in die 
Basisgruppen gekommen ist. Insge-
samt habe ich im gesamten Jahr eine 
lebhafte Basis kennengelernt, die ger-
ne diskutiert, aber auch mit Proble-
men nicht hinter dem Berg hält. Nicht 
vergessen möchte ich dabei die Arbeit 
unserer AGs beim Kreisvorstand. Die-
se haben es in diesem Jahr geschafft, 
eine stabile Arbeit zu leisten und auch 
in der Öffentlichkeit aktiv zu werden. 
Dabei wurden neue Netzwerke ge-
knüpft, was auch zur Anerkennung au-
ßerhalb unserer Partei geführt hat.

Erinnern möchte ich auch an die Bü-
roeinweihung in Marienberg, die Ver-
anstaltung mit Katja Kipping in Stoll-
berg, mit Caren Lay in Brünlos, an die 
Stammtische und die öffentlichen 
Fraktionssitzungen der Kreistagsfrak-
tion. Wahrscheinlich habe ich einige 
Sachen vergessen, weil wir eben ein 
sehr aktiver Kreisverband sind.

Aus diesem Grund möchte ich mich 
bei allen Genossinnen und Genossen 
unseres Kreisverbandes ganz herzlich 
für die geleistete Arbeit 2018 bedan-
ken und wünsche mir, dass wir diesen 
Schwung mit in das Wahlkampfjahr 
2019 hinüber nehmen. Ich wünsche al-
len ruhige und friedliche Weihnachts-
tage und ebenso einen guten Rutsch 
ins neue Jahr. Vielen Dank an alle, 
Glück Auf!

DIE LINKE. Kreisverband Erzgebirge

2. Februar 2018, 10:00 bis 16:00 Uhr, 
Buntes Haus – Hotel Erbgericht Seiffen, 
Hauptstraße 94, 09548 Kurort Seiffen

Vorläufige Tagesordnung:

1. Begrüßung, Wahl der Arbeitsgremien 
2. Bericht der Kreistagsfraktion

3. Beschluss, ob die GMV eine Präfe-
rierung der Kandidat*innen für die Lan-
desliste für die Landtagswahl 2019 vor-
nehmen soll
4. Wahlen
•	 Direktkandidat*innen für die Land-

tagswahlkreise (WK13, WK14, 
WK15, WK16, WK17)

•	 Wahl der Kandidat*innen für die 
Landesliste für die Landtagswahl 
2019

•	 Präferierung der Kandidat*innen 
für die Landesliste für die Land-
tagswahl 2019

•	 Wahl der Kandidat*innen für die 
Kreistagswahl 2019

•	 Wahl der Vertreter*innen für die 
Landesvertreter*innenversammlu
ng zur Aufstellung der Landesliste 
für die Landtagswahl 2019

Die konkretisierte Tagesordnung be-
schließt die Gesamtmitgliederver-

sammlung. Der Kreisvorstand der 
LINKEN lädt alle Mitglieder des Kreis-
verbandes und die, die im Erzgebirgs-
kreis wohnen und nicht organisiert 
sind, herzlich ein. Interessierte Bürge-
rinnen und Bürger sind ebenfalls herz-
lich eingeladen. 

Die Gesamtmitgliederversammlung 
wurde am 10.10. 2018 durch den Kreis-
vorstand und am 26.10. 2018 durch den 
Landesvorstand (DS B6-158) einberu-
fen. Die vorläufige Tagesordnung wurde 
am 10.10.2018 beschlossen. Ebenfalls 
wurde beschlossen, dass die Veröffent-
lichung der Einladung in der Landeszei-
tung Ausgabe Dezember 2018 und in 
der Kreiszeitung Ausgabe Januar 2019 
erfolgt. Diese Veröffentlichungen gel-
ten als offizielle Einladungen.

Holger Zimmer,  
Kreisvorsitzender

Auszug aus dem Beschluss zum Wahl- 
und Aufstellungsverfahren:

(4) Bei der Nominierung sind Landes-
vorstand, SpitzenkandidatIn, Lan-
desrat, Kreisvorsitzende und Frakti-
onsvorstand an folgende Prämissen 
gebunden, von denen nicht abgewichen 
werden darf: 
b)
Unter den nominierten Personen müs-
sen die Kreisverbände der dreizehn 
Kreise (Landkreise bzw. kreisfreie 
Städte) bis Platz 20 mit einer/einem 
KandidatIn vertreten sein. Über die 
Durchführung einer Präferierung von 
KandidatInnen entscheidet die jeweili-
ge Kreiswahlversammlung. Wenn eine 
Präferierung beschlossen wurde, wird 
sie durch die Kreiswahlversammlung 
durchgeführt. Das Ergebnis dieser Prä-
ferierung soll entsprechend berück-
sichtigt werden. 

Einladung zur Gesamtmitgliederversammlung 

Das war 2018 bei den erzgebirgischen Linken

Falsch & richtig

In der letzten Ausgabe veröffentlich-
ten wir auf dieser Seite ein Foto von 
einer Demonstration für Demokratie 
und gegen Rechtsextremismus. 
Irrtümlich hieß es, diese habe in 
Stollberg stattgefunden. Richtig 
ist: Schwarzenberg. Wir bitten den 
Fehler zu entschuldigen.

Der Kreisvorsitzende Holger Zimmer blickt zurück und sagt danke

AG Soziales freut sich über weitere Mitglieder
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Liebe Genossinnen, liebe Genossen,
liebe Freundinnen, liebe Freunde,

ich bedanke mich für das in mich ge-
setzte Vertrauen als Kreisvorsitzender 
des Zwickauer Kreisverbandes. Die 
Vorbereitung dieser Veranstaltung war 
nicht ganz einfach, daher vielen Dank 
an alle Beteiligten, welche an dieser 
Veranstaltung mitgewirkt haben und 
natürlich auch an alle Anwesende. 
Durch Eure tolle Mitarbeit konnten wir 
den engen Zeitplan halten.

Ich möchte mich an dieser Stelle bei 
Sandro Tröger für die geleistete Arbeit 
als Kreisvorsitzenden der letzten Jahre 
persönlich und im Namen des Kreis-
vorstandes bedanken und wünsche 
Ihm für die Zukunft alles Gute.

Für die wichtigsten Aufgaben in den 
nächsten Wochen und Monaten se-
he ich die Vorbereitungen der Kom-
munal-, Landtags- und Europawahlen. 
Diese müssen wir durch klare The-
men, Bürgernähe und vor allem Team-
geist definieren. 

Wir müssen vor allem eine Partei, DIE 
LINKE, darstellen und geschlossen 
auftreten. Wir haben nicht die LINKE 
gegründet, um uns jetzt zu spalten! 
Nur gemeinsam sind wir stark. 

Die Arbeit vor Ort muss in den Mittel-
punkt gestellt werden, jede Gemeinde 
hat ihre speziellen Probleme, decken 
wir diese auf und packen diese an. Wir 
müssen für die hiesigen Leute und de-
ren Sorgen da sein.

Probleme wie der ländliche Raum im 
demographischen Wandel und des-
sen Abkopplung, ÖPNV, Ärzte auf 
dem Land, Versorgung auf dem Land, 
Chancengleichheit bei der Bildung, 
kostenlose Bildung für alle Menschen 
und die Stärkung des Ehrenamtes/
Vereinsarbeit auf allen Gebieten, dies 
sind für mich einige wichtige Themen 
in unserem Landkreis.

Es ist jetzt schon wieder Dezember 
und ich möchte gleichzeitig die Chan-
ce nutzen, euch allen und euren Ange-
hörigen ein friedliches und glückliche 
Weihnachtsfest, sowie ein erfolgrei-
ches und gesundes Jahr 2019 zu wün-
schen.

• Heiko Döhler, Kreisvorsitzender

Am 18. November nahmen 126 der 
608 wahlberechtigten GenossInnen 
und zwei Gäste in der Sachsenlandhal-
le Glauchau an drei inhaltlich und auch 
zeitlich ambitionierten Versammlun-
gen der Kreisorganisation teil. Neben 
dem 11. Kreisparteitag standen auch 
die Kreiswahlversammlungen zur Wahl 
der LandesvertreterInnenversammlung 
sowie der BundesvertreterInnenver-
sammlung an. Es war eine große Her-
ausforderung an Willen und Disziplin 
aller Teilnehmer, um das satzungskon-
form und in hoher Qualität zu schaffen. 
Dank der sehr guten Vorbereitung und 
der sachlichen und engagierten Arbeit 
der Tagungsleitung und aller Kommissi-
onen ist das voll gelungen.

Das Grußwort des Landesvorstandes 
trug Genosse Stefan Hartmann vor. Mit 
fühlbarem persönlichem Engagement 
erreichte er die Teilnehmer besonders 
durch seine Ausführungen zum Prob-
lem der Ursachen für die gegenwärtige 
verstärkte Migration und die hilflosen 
Versuche der Mächtigen, diese einzu-
dämmen. Was als Bekämpfung der Ur-
sachen ausgegeben wird, ist in Wirk-
lichkeit hauptsächlich die Abschottung 
der Festung Europa durch Geld für kor-
rupte Despoten. Die wirklichen Ursa-
chen sind Kriege, an denen auch die 
EU satt verdient, und die jahrhunderte-
lange Ausbeutung und Vernichtung der 
natürlichen Ressourcen in der dritten 
Welt durch die entwickelten kapitalisti-
schen Länder. Zur Lage unserer Partei 
rief Genosse Hartmann  dazu auf, „zu 
lernen, uns gegenseitig zu ertragen“, 
auch wenn in Einzelfragen unterschied-
liche Erfahrungen und Standpunkte be-
stehen. 

Beim Blick in die Gesichter der Teilneh-
mer war unübersehbar, dass sich die 
Altersstruktur in der Kreisorganisation 
deutlich verändert. Neben den erfah-
renen GenossInnen sieht man erfreut 
immer mehr junge Gesichter. Seit dem 

letzten Parteitag in Frühjahr sind sie-
ben neue Mitstreiter unserer Partei bei-
getreten. Das „Mittelalter“ ist im Saal 
deutlich unterrepräsentiert. 

Ein Schwerpunkt der Beratungen war 
die Wahl von Kreisvorstandsmitglie-
dern. Zum neuen Vorsitzenden des 
Kreisverbandes wurde mit 111 Ja-Stim-
men der bisherige stellvertretende Vor-
sitzende Heiko Döhler  (Ortsverband 
Werdau) gewählt. Als stellvertreten-
de Vorsitzende erhielt Marina Salzwe-
del (Ortsverband Glauchau) mit 113 Ja-
Stimmen das Vertrauen. Zu Mitgliedern 
des Kreisvorstandes wurden Anna-Gina 
Hahn und Roland Schröder jeweils mit 
deutlicher Mehrheit nachgewählt. Eva 
Rösler wurde zum Mitglied der Kreisfi-
nanzrevisionskommission nachgewählt 
und Sascha Wünsch als Delegierter 
zum Landesrat.

Als Delegierte zum Landesparteitag 
wurden gewählt: Anna-Gina Hahn (OV 
Glauchau), Simone Hock (OV Zwickauer 
Oberland), Gisela Prochatzky (OV Ho-
henstein-Ernstthal), Marlies Schneider 
(OV Glauchau), Sabine Zimmermann 
(MdB, OV Werdau), Michael Berger (OV 
Glauchau), Heiko Döhler (OV Werdau), 
Christian Fraß (OV Glauchau), Steffen 

Gruna (OV Werdau), Alexander Weiß 
(OV Hohenstein-Ernstthal) und René 
Hahn (OV Zwickau).

Die Diskussion diente der Weichenstel-
lung für die nächstjährigen Wahlen in 
den Kommunen, für den Landtag und 
für das EU-Parlament. Großen Raum 
nahm das Thema „Zustand unserer Par-
tei auf Bundesebene“ ein. Wie wir dem 
politischen Gegner das Material liefern, 
damit er uns genüsslich als nicht wähl-
bar diffamieren kann, ist nicht weiter 
zu ertragen. Genossin Sabine Zimmer-
mann (MdB) initiierte einen Antrag, in 
dem die Führung der Partei DIE LINKE 
eindringlich aufgefordert wird, die vor-
handenen Meinungsunterschiede zu 
einigen wichtigen Fragen in der inner-
parteilichen Diskussion und nicht über 
die Medien zu klären. Der 11. Kreispar-

teitag stimmte dieser Resolution zu. 
Einstimmige Zustimmung fand auch ein 
Antrag des Stadtverbandes Zwickau, 
der fordert, dass „der Kreisverband 
Zwickau der Partei DIE LINKE die linke 
Sammlungsbewegung ‚Aufstehen‘ un-
terstützt. Er wird versuchen sich, wo 
organisatorisch möglich, an Aktionen 
zu beteiligen, die vom Grundsatzpro-
gramm der LINKEN abgedeckt sind. Er 
leistet, ähnlich wie gegenüber anderen 
politischen Gruppierungen in Zwickau, 
im Rahmen seiner Möglichkeiten na-
mentlich mit materiellen Ressourcen 
(wie z.B. Lautsprechern, Räumen, sons-
tiger Logistik) Unterstützung.“ 

Ein neuartiges Element beim 11. Kreis-
parteitag war ein „Frauenplenum“. 
Zwei Genossinnen und ein Genosse 
trugen in Gesprächsform einen inte-
ressanten Text vor, der zum Thema 
der Geschlechtergerechtigkeit zum 
Nachdenken anregte. Es wurde deut-
lich, dass linkes Denken und Kampf 
für Geschlechtergerechtigkeit sich ge-
genseitig bedingen. Nicht nur die jün-
geren GenossInnen fühlten sich ange-
sprochen. Dieses Frauenplenum war 
kein Pausenfüller, wie die Aufmerk-
samkeit der Versammlungsteilneh-
menden bewies.

11. Kreisparteitag der Zwickauer LINKEN

Dank & Ausblick

DIE LINKE. Kreisverband Zwickau

Redaktions-
schluss für die  
Tage der  
Demokratie 2019
Auch 2019 wird es im Landkreis 
über das Bündnis wieder die Ta-
ge der Demokratie und Toleranz 
geben. Diese finden vom 29. Ap-
ril bis zum 8. Mai 2019 statt und 
stehen unter dem Motto „Mut 
– Freiheit – Wahrheit“. Redakti-
onsschluss für Veranstaltungen 
ist der 28. Januar 2019. Bis dahin 
müssen alle Veranstaltungen im 
Koordinierungsbüro im Alten Ga-
someter in Zwickau eingereicht 
sein.

• Simone Hock, Mitglied im Bei-
rat des Demokratiebündnisses

Wilfried Bartsch berichtet von den Ergebnissen
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In selbstbewusster Gelassenheit 
verlief die jüngste Kreiswahlkonferenz 
in Meißen. Natürlich klappen nicht alle 
Vorhaben auf Anhieb. Aber was klappt, 
hat Hand und Fuß.

Ein ganz gewöhnliches Superwahljahr 
wirft seine Schatten voraus und man 
kennt seine Pappenheimer – sowohl 
die Konkurrenz als auch den gemein-
samen Gegner. Der neu gewählte 
Oberbürgermeister von Meißen hat 
es uns unlängst erklärt: „Rot-Rot-
Grün verhindern“ ist durchaus ein 
ehrenwertes politisches Ziel, wenn 
man der CDU so eng verbunden ist. 
Das rechtfertigt natürlich auch die 
dankbare Verwendung von Stimmen, 
die im ersten Wahlgang noch der AfD 
gehört hatten.

Während die Stimmzettel gemäß der 
Listenaufstellung gedruckt wur-

den, blieb Zeit für eine erfrischend 
lebendige Aussprache. Bärbel Heym, 
Fraktionsvorsitzende im Kreistag, 
informierte über den Arbeitsstand des 
geplanten Zukunftsforums des Land-
kreises Meißen. Das Amtsblatt des 
Kreises hob die Mitwirkung der Links-
fraktion bei dieser wissenschaftlich 
und technisch untersetzten Planung 
hervor. Heym wertet diese erstmalige 
Anerkennung als Zeichen, dass DIE 
LINKE im Kreistag nicht nur gehört 
wird, sondern durchaus ein positives 

Echo im bürgerlich dominierten Kreis 
hervorrufen kann. Dieser Prozess wird 
öffentlich und betont demokratisch 
geführt, um zweifelhafte Kräfte vor die 
Tatsache zu stellen, dass Demokratie 
bei uns ein gelebter Wert ist.

Tilo Hellmann machte unter anderem 
auf die Ungerechtigkeiten aufmerk-
sam, die eine Verbeamtung von Leh-
rern schafft. Es ist zu befürchten, dass 
ältere Lehrer, die den Aufbau ab 1990 
getragen haben, ebenso leer ausgehen 
wie die über 900 „Professoren und 
Hochschullehrer neuen Rechts“, die 
der Freistaat bereits verschaukelt hat.
Ungewohnt offensiv wurden unsere 
linken Unternehmer im Landkreis 
beleuchtet. U. Keil, einst Abteilungslei-
ter Automatisierung im VEB Stahlwerk 
Gröditz, gehört zu denen, die den 
Sprung in die Selbständigkeit wagen 
mussten und auf den Füßen gelandet 

sind. Ebenso wurde eine Genossin aus 
Moritzburg gewürdigt, die als einzige 
linke Gemeinderätin über Jahrzehnte 
die Fahne hoch gehalten hat und im 
Betrieb ihres Mannes arbeitet.

Auch „regionale Gerechtigkeit“ wurde 
angesprochen. Radebeul ist im Kreis-
vorstand zwar nicht vertreten, lieferte 
aber als „Exportschlager“ einen gelun-
genen Plakatentwurf an den Nachbar-
kreis, der auch dort gut ankam. DIE 
LINKE im Landkreis zeigte sich auch 
hier lebendig und kampfbereit für das 
Wahljahr 2019.

Besondere Anerkennung zollte die 
Konferenz der Kreisvorsitzenden Uta 
Knebel mit einmal 70 und einmal 
66 von 72 möglichen Stimmen bei 
der Wahl zur Landes-Vertreterver-
sammlung und der Vertreter-Wahl zur 
Europa-Liste.

Selbst ist der Kreisverband
Reinhard Heinrich über die Kreiswahlkonferenz in Meißen

DIE LINKE. Kreisverband Meißen

Kurz berichtet

Vor einigen Tagen besuchten 
auf Einladung von MdL Kerstin 
Lauterbach asylsuchende Frauen 
den Sächsischen Landtag. Außer-
dem hatten sie den Wunsch, den 
Dresdner Zwinger zu besichtigen. 
Im Landtag gab es nach einem 
gemeinsamen Mittagessen eine 
Führung durch das Landtagsgebäu-
de und anschließende Gespräche 
mit dem Besucherdienst und 
Kerstin Lauterbach. Die Frauen 
waren sehr interessiert und aufge-
schlossen. Am späten Nachmittag 
ging es wieder nach Hause. Ein 
Dankeschön gilt auch der Diakonie 
und dem Busunternehmen Lange 
aus Großenhain. 

• Harald Kühne

Natürlich ist Berlin ein Irrenhaus. Und 
es ist auch noch nicht erwiesen, ob 
es auf Dauer gut ist, die Republik von 
dort aus regieren zu lassen. Diese 
Meinung herrscht jedenfalls in Bonn 
vor, wenn man dem Referenten des 
Innenministeriums glauben darf, dem 
die Teilnehmer der politischen Bil-
dungsfahrt zum Bundestag am ersten 
Tage lauschen durften.

MdB Dr. André Hahn hatte eine Reise-
gruppe unseres Kreises zusammen-
trommeln lassen, weil die Pressestel-
le der Bundestagsverwaltung das so 
einplant. Das Kommen und Gehen im 
Bundestag – und in der Bundeshaupt-
stadt.

Etwas bizarr war es schon, aus-
gerechnet in dem Ministerium mit 
der höchsten Sicherheitsstufe für 
Besucher, jedoch recht geringer 
Sicherheitsstufe für Minister und 
Staatssekretäre zu verweilen und 
einem Dr. jur. zuhören und Fragen 
stellen zu dürfen, der eigentlich nichts 
dazu sagen darf, wie es ist, dafür viel, 
wie es sein sollte. Ein Ministerium 
für „Inneres, Bau und Heimat“ hatte 
sich der bairische Bua von der CSU 
gewünscht – und es auch bekommen. 
„Noch so ein Sieg – und wir sind nicht 
mehr da“ – hatte schon der antike 
König Pyrrhus geschlussfolgert.

Wenn die Bundestagsverwaltung 
glaubt, den Politik-Interessierten 
aus der Provinz einen Besuch dieses 
Ministeriums eine Freude zu machen 
– nun gut. Dieses – seit Beginn der 
Legislatur – auch für unser Heimat-
land zuständige Haus erweckt im 
Hinterkopf des Besuchers eher die 
Melodie von „Heimatland reck‘ deine 
Glieder“. Zum Glück begleitete uns 

eine wirklich gute Stadtführerin, die 
bei Wikipedia auch als Politikerin (Ab-
geordnetenhaus Berlin) geführt wird, 
durch das aus Städten zusammen-
gezimmerte Bundesland Berlin und 
machte feinsinnig auf den Charakter 
dieser „Städte“ aufmerksam. Wir 
bekamen ein Bild von den sozialen 
Verhältnissen der letzten 200 Jahre, 
ohne jede Zille-Gemütlichkeit und 
ohne jeden Icke-Übermut, wohl aber 

mit tiefen Einblicken, aus welchen 
Quellen sich diese Berliner Besonder-
heiten speisen.

Im Hotel – einer tadellos modernen 
Übernachtungsfabrik – war Gelegen-
heit, sich für Tag zwei zu stählen. Ein 
Stück Mauer-Museum wurde besich-
tigt, bevor es zum Essen ging. Im 
Gebäude des ARD-Hauptstadtstudios 
– ohne damit irgendeine Erfahrung zu 
verbinden außer, dass man dort auch 
nur mit Wasser kocht. Der Besuch 
des Bundestages – auch wieder voller 

sicherheitsbetonender Restriktionen 
für die Gäste – verlief über Erwarten 
interessant. Die Volksvertreter waren 
ausgeflogen in ihrer Wahlkreise und 
so wurde es schön. Frau Merkel 
weilte in Chemnitz zum Gespräch mit 
besorgten Bürgern. Daher konnte der 
zuständig(gemachte)e Referent, ein 
Historiker, im leeren Plenarsaal ein 
wenig aus dem Nähkästchen seiner 
persönlichen Demokratie-Forschung 

plaudern. Der Bücherfreund war auf 
einem Flohmarkt auf den Juristen 
Rudolf von Gneist (19. Jh.) gestoßen – 
wofür wir Wikipedia bemühen müssen 
– und wusste Zusammenhänge von 
der Monarchie zum Verfassungsstaat 
herzuleiten, wo uns der Mund offen 
stand. Auch das – aus Sicht der Nazis 
– „glückliche Zusammentreffen“ des 
Reichstagsbrandes mit der Machter-
greifung der NSDAP, wodurch dieser 
Tagungsort der Demokratie schon 
mal aus der Welt war, stellte er uns 
lebhaft vor Augen.

Im Anschluss berichtete André Hahn 
von seiner parlamentarischen Arbeit 
– insbesondere von den betonartigen 
Fraktionszwängen – und gab uns 
noch seinen Newsletter „Roter Hahn“ 
mit auf den Weg, worin er konti-
nuierlich immer wieder die Wähler 
„daheim“ über seine Arbeit informiert.
 
• Reinhard Heinrich

Reisen bildet
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Alle Bekundungen der Koalition in der 
Debatte zum Strukturwandel in der 
Lausitz und zum Infrastrukturausbau 
sind wertlos. Denn die Elektrifizierung 
der Bahnstrecke Dresden-Bautzen-
Görlitz wird auch weiterhin im Rah-
men des Bundesverkehrswegeplanes 
nicht in die Kategorie „vordringlicher 
Bedarf“ hochgestuft. Mit dieser Ent-

scheidung hat die Elektrifizierung 
auch in den kommenden 15 Jahren 
kaum Aussicht auf Realisierung. Dabei 
ist es schon ebenso lange her, dass 
Deutschland und Polen einen Staats-
vertrag genau zu diesem Vorhaben ge-
schlossen haben – den bislang nur die 
polnische Seite erfüllt. Das ist untrag-
bar! Für die Lausitz ist das ein fata-

les Zeichen: Sie soll weiter abgehängt 
bleiben. Nur eine Elektrifizierung der 
Strecke würde Fernzugverkehr und ei-
ne weitere Taktverdichtung ermögli-
chen, um bessere Pendelbeziehungen 
herzustellen. 

Das alles ist umso enttäuschender, 
da nicht zuletzt Andrea Nahles einen 

Sonderverkehrswegeplan für die Lau-
sitz und Ministerpräsident Kretsch-
mer eine ICE-Verbindung gefordert 
hat. Diese Versprechen waren offen-
bar nichts wert, da diese Parteien die 
Regionnun  erneut im Regen stehen 
lassen.

• Caren Lay

DIE LINKE.Kreisverband Bautzen

Enttäuschende Entscheidung für die Lausitz

Direktkandidierende gewählt
Ein Bericht von Kreisgeschäftsführer Felix Muster
Auf seiner Kreiswahlversammlung 
in Pulsnitz am 17.11. hat der Kreis-
verband DIE LINKE Bautzen seine 
Direktkandidat*innen für die Landtags-
wahl 2019 aufgestellt:

Wahlkreis 52 Bautzen 1 (Region 
Oberland/Bischofswerda):
Felix Muster (37, Diplom-Forstwirt), 
Sohland a. d. Spree, gewählt mit 97 
Prozent

Wahlkreis 53 Bautzen 2 
(Region Kamenz):
Marion Junge (55, Diplom-Lehrerin, z. 
Zt. Landtagsabgeordnete), Kamenz, 
gewählt mit 88 Prozent 

Wahlkreis 54 Bautzen 3 
(Region Radeberg):
Silvio Lang (34, Angestellter), Dresden, 
gewählt mit 88 Prozent 

Wahlkreis 55 Bautzen 4 
(Region Hoyerswerda):
Ralph Büchner (57, Angestellter), Ho-
yerswerda, gewählt mit 92 Prozent

Wahlkreis 56 Bautzen 5 
(Region Bautzen):
Heiko Kosel (52, Rechtsanwalt, 
Landtagsabgeordneter), Malschwitz 
OT Wartha, gewählt mit 59 Prozent bei 
einer weiteren Kandidatur von Andrea 
Kubank (Diplomagraringenieurin) aus 
Bautzen, die mit 38 Prozent unterlag.

Bei der Wahl des ersten Präferierungs-
platzes des Kreisverbandes für die 
Landesliste setzte sich Marion Junge 
mit 57 Stimmen gegen Felix Muster (24 

Stimmen) und Andrea Kubank (9 Stim-
men) durch. Der zweite Platz soll auf 
einer Versammlung im März entschie-
den werden. Auf der Kreismitgliederver-
sammlung wurde bei einer turnusmä-
ßigen Wahl des Kreisvorstandes Marion 
Junge aus Kamenz als Kreisvorsitzende 
wiedergewählt, genauso wie der 
bisherige Kreisgeschäftsführer Felix 
Muster aus Sohland a. d. Spree und 
Kreisschatzmeister Jens Dietzmann aus 
Kamenz. Sorbenpolitischer Sprecher 
wurde erneut Heiko Kosel  aus Wartha 
(Malschwitz). Neuer Jugendpolitischer 
Sprecher ist Maximilian Barthel aus 
Bautzen. Weitere Mitglieder des Kreis-
vorstandes sind: Viola Berger (Otten-
dorf-Okrilla), Andrea Kubank (Bautzen), 
Jessica Pohl (Elstra), Angelika Krönert 
(Bautzen), Agnes Marie Wessela (Crost-
witz), Rüdiger Thürling (Neschwitz) und 
Ralph Büchner (Hoyerswerda). 

Des Weiteren wurden die Delegier-
ten zum Landesparteitag DIE LINKE. 
Sachsen 2019/20 und die Vertreter 
für die Bundeskonferenz zur Aufstel-
lung der Europawahlliste gewählt. Die 
Partei verabschiedete einstimmig einen 
Dringlichkeitsantrag gegen eine weitere 
Privatisierung des Lausitzer Seenland-
klinikums in Hoyerswerda.

In ihrer Rede bezog sich Marion Junge 
vor allem auf die Vorbereitung der Wahl-
en und rief zu einem entschlossenen 
Wahlkampf auf. Die aktive Gestaltung 
des Strukturwandels in der Lausitz mit 
den Akteuren und Einwohnern vor Ort 
sehen wir als eine wichtige Schwer-
punktaufgabe für die nächsten beiden 
Jahre. Der Kreisvorstand stellte einen 
Programmentwurf für die Kreistagswahl 
2019 vor und übergab ihn vorerst der 
Basis zur Diskussion.

Stiftung für das  
sorbische Volk  
sicher finanzieren!

Im Rahmen der Haushaltsberatungen 
hatte die Linksfraktion im Kulturaus-
schuss eine Erhöhung der Zuschüsse 
des Landes an die Stiftung für das 
sorbische Volk im Vergleich zum 
Regierungsentwurf in Höhe von je 
120.000 Euro auf 6.280.700 Euro 
beantragt. Dies lehnte die Mehrheit 
ab. Wir wollten, dass der Freistaat 
Sachsen einen Impuls zur Dynami-
sierung der Zuwendungen an die 
Stiftung für das sorbische Volk gibt 
– auch als Anregung an die anderen 
Zuwendungsgeber Bund und Land 
Brandenburg. Denn ohne Dynami-
sierung droht der Stiftung durch die 
jährlichen Teuerungsraten mittelfri-
stig eine Unterfinanzierung. Deshalb 
hatten Vertreter des sorbischen 
Volkes diese Forderung erhoben, 
damit der Verfassungsauftrag des 
Freistaates Sachsen zur Bewahrung 
und Entwicklung sorbischer Sprache 
und Kultur erfüllt werden kann. 
Entsprechend argumentiert auch der 
sorbische Dachverband Domowina 
in seiner Zuarbeit an den Europa-
rat bezüglich der Umsetzung der 
Europäischen Sprachencharta und 
des Rahmenübereinkommens zum 
Schutz nationaler Minderheiten.

Leider hat die Koalition nicht die 
Beweglichkeit aufgebracht, un-
serem Antrag auf Dynamisierung zu 
folgen, obwohl der Freistaat bei der 
Bereitstellung der Mittel für die Digi-
talisierung der sorbischen Sprache 
vergleichbar agiert hat.

• Heiko Kosel, MdL

Was zu lange währte, wird endlich fast 
gut: Knapp fünf Jahre nach dem Land-
tag Brandenburg hat auch der Säch-
sische Landtag eine sorbische Be-
nennung. So steht am Neubau des 
Parlaments nun auch „Sakski krajny 
sejm“. Und das in gleicher Größe wie 
das Deutsche. So haben wir sorbische 
Abgeordneten das fraktionsübergrei-
fend schon lange gefordert. Damit hat 
sich der Gesetzgeber in seinem Ge-
bäude der Verfassung angenähert, 
die das sorbische Volk als gleichbe-
rechtigt feststellt. Allerdings fehlt am 
Haupteingang, dem Altbau, wo außer-
halb der wenigen Plenarsitzungstage 

praktisch der gesamte Besucherver-
kehr stattfindet und sich die Beflag-

gung befindet, immer noch das Sorbi-
sche. Hier heißt es nach vor lediglich 

„Sächsischer Landtag“. Das ist eine 
halbherzige Lösung.

Man sieht also selbst an einem Tag 
wie diesem, dass wir in Sachsen von 
einem Umgang der Landespolitik mit 
dem sorbischen Volk auf Augenhöhe 
noch entfernt sind. Dem näherzukom-
men dient die von uns beabsichtig-
te Novellierung des Sorbengesetzes, 
über die wir mit Fachleuten beim „Sor-
bischen Tag“ der Landtagsfraktionen 
der LINKEN aus Sachsen und Bran-
denburg in Bautzen diskutiert haben. 

• Heiko Kosel, MdL

Landtag endlich „Sakski krajny sejm“, aber nur halbherzig
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Der Pionier war der Sohn eines Ritter-
gutsbesitzers von Gundorf-Neuscher-
bitz, besuchte die Thomasschule und 
studierte an der Leipziger Universität. 
Sein Name: Karl Erdmann Heine.

Seine Lebensdaten: 1819 bis 1888. 
Vielen Leipzigern, anno 2018, ist sein 
Name geläufig, denn die Karl-Heine-
Straße ist eine der quirligsten und in-
teressantesten im westlichen Stadt-
gebiet. 

Bei einer Zufallsumfrage, die ich dort 
kürzlich machte, bemerkte ich, dass 
der Namensgeber für die meisten ein 
bekannter Unbekannter ist. Da könn-
ten die nicht nur lesbaren, sondern 
im wahrsten Sinne auch sehenswer-
ten 54 Seiten, jetzt bei „moritzpress“ 
erschienen, abhelfen.

Christian von Aster, Schriftsteller, Re-
gisseur, Drehbuchschreiber, an sei-
ner Seite Sergej Schell als Illustrator, 
fabulieren, jeder auf seine Art, zwi-
schen Architektur, Industrie und Vi-
sionen.

Schon das erste Kapitel über einen 
schicksalhaften Schlummertrunk in 
„Auerbachs Keller“ berührt Goethes 
„Faust“ auf geheimnisvolle Art und 
Weise. Man bemerkt im Text die vielen 
Anführungszeichen, die auf wörtliche 
Rede hindeuten. Und obwohl diese 
(phantasievoll mit Alkohol angerei-
chert) niemals so gesprochen wurde, 
es gibt keine Zeitzeugen, hofft man ab 
und an, dass es vielleicht doch so war.

Das betrifft auch das Protokoll einer 
symbolisch gutsherrlichen Begeg-

nung im stadtbekannten Johanna-
park des Jahres 1887. Was sich da 
auf einer Bank zwischen dem hüs-
telnden, alternden Heine und dem 
Selbstgespräche führenden Max 
Klinger abgespielt haben könnte, ist 
wunderbar erdacht und originell ge-
zeichnet.

Fazit: Es braucht nicht immer die üb-
lichen 300 Seiten, die über Karl Hei-
ne vor Jahren schon mal gedruckt 
wurden, um dieses Denkmal zum Le-
ben zu erwecken. 

„Der Pionier“ – erzählt von Christi-
an von Aster, mit Illustrationen von 
Sergej Schell, ist bequem über www.
moritzpress.de zu bestellen.

ISBN 978-3-00-060338-9

Der Bezwinger des Leipziger Westens
Ein Buch nähert sich auf originelle Art einem Pionier. Von Michael Zock

„Wenn Prosa ihre Poesie verliert und 
nach Anwendung ruft, dann schlägt die 
Stunde des Strategen“ (Seite 588)
 
Wer hatte geahnt, dass der je nach 
Standpunkt berühmte oder berüchtigte 
Kapitalismuskritiker Karl Marx mit sei-
nem Leben und Werk noch einmal so 
eine Konjunktur erleben würde. Schon 
vor dem Marx-Jahr 2018 (1818-1888) 
legte Jürgen Neffe eine Biografie dieses 
Mannes vor, die zum Bestseller wurde: 
„Marx – Der Unvollendete“.

Wenigstens bis zum Ende der Lektüre 
lässt Neffe einen zum Bewohner in
Marx́  Gedankengebäude werden. Da-
nach kann man ja wieder in die herr-
schende neoliberale Realität aus-
ziehen. Mancher wird bleiben, neu 
einziehen, neue Ideen mitbringen und 
sie fortentwickeln wollen.

Zunächst aber erfährt man, wie Marx 
quasi eingerichtet war. Der Autor führt 
durch den „Maschinenraum des kapi-
talistischen Systems“ (Seite 420), er 
bekommt einen Überblick über die po-
litischen, philosophischen und ökono-
mischen Theorien. Das „Kreativteam“ 
Marx und Engels, das eine langjährige 
Zusammenarbeit und darüber hinaus 
eine Freundschaft verband, bekommt 
in dem Buch mehrfach einen breiten 
Raum eingeräumt. Deutlich wird zu-
dem, dass Marx Schwierigkeiten hatte, 
konstruktiv mit Einwänden seiner so-
zialistischen Gegnerinnen und Gegner 
umzugehen.

Neben einem umfassenden Überblick 
über seine wissenschaftlichen Studien 
bekommt man auch Charakterstudien 
von Marx geliefert. Eine Fundgrube, die 
über viele Nebeneingänge den Zugang 
zu Marx́  Denken, Leben und Handeln 
eröffnen, sind zahlreich erhalten ge-
bliebene Briefe, aus denen der Buchau-
tor vielfach zitiert. Deutlich wird: Marx 
passt in keine Schublade, in die ihn 
vor allem spätere Vertreterinnen und 
Vertreter der reinen Lehre oft stecken 
wollten.

Aber gehen wir auf einzelne Aspekte 
des revolutionären Querkopfes ein. Ein-
fach war es nie, einfach hat er es zeit-
lebens auch anderen nicht gemacht. 
Schon das Verhältnis zu seinem Vater 
war nicht komplikationslos. Der hatte 
Angst, dass aus seinem Sohn ein „ar-
mes Poetlein“ werden würde. Am Ende 
wurde er doch Jurist und ein Philosoph, 
der die Welt verändern wollte. 

Mit Lyrik hat er es dennoch versucht, 
war jedoch genauso wie mit seiner Phi-
losophie wenig erfolgreich. Denn die 
Welt wartet noch immer auf ihre Aus-
führung mit einem Happy End, das 
sich nicht nur auf Marx-Lesekreise be-
schränkt. Nur in seiner Kapitalismus-
analyse behielt er Recht, worauf Neffe 

mehrfach hinwies; exemplarisches Bei-
spiel ist die Finanzkrise anno 2008.

Teilweise erschütternd lesen sich die 
Zeilen, die das Privatleben von Karl 
und seiner Frau Jenny zum Inhalt ha-
ben. Einfach nur furchtbar, die Ehe-
leute verlieren vier ihrer Kinder, früh, 
sehr früh. Sieben schwere Schwanger-
schaften musste die einstige Baronin 
erdulden. Hinzu kam noch ein unehe-
liches Kind, das ihr Karl in ihrer Abwe-
senheit mit der Haushälterin Helene 
Demuth produziert. Am Ende – ver-
kehrte Welt. Jenny bittet ihn um Ver-
gebung. „Die Ungleichung ist aufge-
gangen, die Liebe wiederhergestellt ...“ 
(Seite 284).

Ein anderes Kapitel ist ein sehr dunk-
les, es geht um sein ganz spezielles 
Verhältnis zu Ferdinand Lassalle. Erst 
waren sie Gefährten im gemeinsamen 
Kampf, dann gingen sie auseinander. 
Wie hätte die Geschichte der Arbei-
terbewegung verlaufen können, wenn 
ihre Partnerschaft dauerhaft erhalten 
geblieben wäre? So aber erging sich 
Marx gegenüber Lassalle, der wie er 
jüdische Wurzeln hatte, verstärkt in 
antisemitischen Ausfällen. Der trau-
rige Höhepunkt: Marx schimpfte ihn 
einen „jüdischen Nigger“. Wurde hier 
der Samen für den bis heute grassie-
renden Antisemitismus innerhalb der 
Linken gelegt? Der derart Angegriffene 
starb 1864 in einem Duell.

Doch das Duell zwischen den Genos-
sen ging mit verteilten Rollen auf an-
deren Schauplätzen weiter. Denn 
auf Widerspruch und Einsprüche An-
dersdenkender war Marx nicht zu gut 

sprechen. So wurden oft aus Genos-
sen Gegner. Wie haltlos der jahrelang 
Staatenlose dabei sein könnte, mö-
ge ein Brief an Engels (1859) zeigen: 
„Liebknecht ist ebenso schriftstelle-
risch wie er unzuverlässig und charak-
terschwach ist, wovon ich Näheres zu 
berichten haben werde. Der Kerl hät-
te diese Woche einen definitiven Ab-
schiedstritt in den Hintern erhalten, 
zwängen nicht gewisse Umstände, ihn 
einstweilen noch als Vogelscheuche zu 
verwenden“ (Seite 558). Solche Töne 
bekam manch anderer gleichfalls aus 
dem Marxschen Munde beigebracht. 
Hingewiesen sei noch einmal auf Las-
salle.

Warum lässt mich das jetzt an heute 
aktuelle Zustände in real existieren-
den linken Parteien denken, wo man 
sich in gewissen Zyklen in nach innen 
gerichteten Grabenkämpfen vor den 
tatsächlichen Problemen der Außen-
welt versteckt? Da sind wahrlich noch 
viele Gräben zuzuschütten, um ei-
ne Aktionsfähigkeit herzustellen, die 
schließlich nicht nur die Verbesserung 
der „Lage der arbeitenden Klasse Eng-
lands“ (Engels, 1845), sondern welt-
weit bewirkt. Ein Jahr nach dem Tod 
von Marx schrieb Friedrich Engels: „Ich 
habe mein Leben lang das getan, wozu 
ich gemacht war, nämlich zweite Vio-
line zu spielen, und glaube, meine Sa-
che ganz passabel gemacht zu haben. 
Und ich war froh, so eine famose erste 
Violine zu haben wie Marx“ (Seite 588). 
Mögen auch schiefe Noten dabei ge-
wesen und nicht wenige Missklänge in 
Marx‘ Denkkompositionen zu finden 
sein: Tot ist er nicht. Bis in die Gegen-
wart lädt er zur Auseinandersetzung 
ein.

Die hier besprochene Marx-Biografie 
dürfte eine solche Einladung erneuern 
und viele andere so in den Bann zie-
hen, so wie es bei mir der Fall war.
 
Jürgen Neffe: Marx - Der Unvollendete,  
1. Auflage, 2017, C. Bertelsmann,  
München. ISBN: 978–3– 570–10273–2

Der Unvollendete
Die Marx-Biografie von Jürgen Neffe zieht 
René Lindenau in ihren Bann
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Die Liebknechts haben deutsche 
Geschichte geschrieben. Zugleich 
wurden sie wie nur wenige Familien 
von den Wirren der Zeit und diver-
sen Schicksalsschlägen gezeichnet, 
von denen die Ermordung Karl Lieb-
knechts – zusammen mit der Rosa 
Luxemburgs – am 15. Januar 1919 der 
tragischste war. Nur wenige Wochen 
vor dem 100. Jahrestag des folgen-
reichsten politischen Doppelmordes 
des 20. Jahrhunderts besuchten am 
ersten Dezembertag auf Einladung 
der Leipziger LINKEN die beiden En-
keltöchter Maja und Marianne Lieb-
knecht Leipzig. Am Vorabend hatten 
sie an der Ausstellungseröffnung im 
Berliner Käthe-Kollwitz-Museum zum 
Frühwerk des Malers Robert Lieb-
knecht teilgenommen. Die beiden Da-
men waren schon 2003 zusammen 
in der Messestadt gewesen. Diesmal 
kamen sie aber nicht allein, sondern 
hatten sieben Angehörige der beiden 
nächsten Generationen mitgebracht. 

Im Gepäck befanden sich auch zwei 
wertvolle Leihgaben für eine klei-
ne Sonderausstellung des Stadt-
geschichtliche Museums über den 
Großvater, die im Januar 2019 eröff-
net werden soll. Da ist zum einen das 
berühmte Porträt Karl Liebknechts, 
das der jüngere Liebknechtsohn Ro-
bert – Vater von Marianne – 1930 
in zwei Fassungen malte. Fast sen-
sationell ist zum anderen die kleine 

Schreibtafel aus Elfenbein, die noch 
einen handschriftlichen Einkaufszet-
tel von Karl Liebknecht enthält. Beide 
Exponate werden gewiss auf reges In-
teresse stoßen. 

Nach einem launigen Fußmarsch der 
elf „Liebknechts“ durch die Karl-Lieb-
knecht-Straße, die von den Leipzi-
gern liebevoll „Karli“ genannt wird, 

fand im rappelvollen Geburtshaus 
von Karl Liebknecht in der Braustraße 

15 eine Geschichtsstunde der beson-
deren Art statt. Unter großer Anteil-
nahme des Publikums berichteten die 
beiden Enkeltöchter aus ihrem be-
wegten Leben. „Die Ermordung mei-
nes Großvaters war eine Tragödie für 
die Welt“ sagte Marianne Liebknecht, 
„weil er einen weiteren Krieg verhin-
dern wollte.“ „Mein Vater hat den 
Mord nie verkraftet“, ergänzte Maja 

Liebknecht, die Tochter des ältesten 
der drei Liebknechtkinder. Ihr Vater 

Wilhelm, genannt „Helmi“, ging 1928 
in die Sowjetunion, und wohl nur sein 
berühmter Nachnahme rettete ihn 
vor stalinistischen Repressalien. Sei-
ne 1932 in Moskau geborene Tochter 
Maja zog in den 1960er Jahren in die 
DDR, um als Dolmetscherin zu arbei-
ten; noch heute ist der russische Ak-
zent unverkennbar.

Ihre 77jährige Cousine Marianne re-
det hingegen im feinsten Wieneri-
schen Dialekt. Mit ihren Eltern Robert 
und Hertha floh sie 1943 als Zweijäh-
rige von Paris in die Schweiz und ging 
nach Kriegsende in Frankreich in die 
Schule; später verschlug es sie nach 
Österreich. Sie arbeitete jahrzehnte-
lang als Tänzerin und Architektin und 
ist auch heute noch künstlerisch sehr 
aktiv. 

Zum Schluss des bewegenden Nach-
mittags signierten die beiden Lieb-
knechtenkelinnen mit Engelsgeduld 
dutzende Exemplare der jüngst er-
schienenen Nummer 15 der Rosa-
Luxemburg-Forschungshefte aus der 
Feder von Annelies Laschitza, die un-
ter dem Titel „Karl Liebknecht: Advo-
kat und Parlamentarier mit Charis-
ma“ dieser Tage erschienen ist. Nach 
einer Autogrammstunde ging es am 
Ende eines denkwürdigen Tages, der 
allen Beteiligten noch lange in Erin-
nerung bleiben wird, mit dem Zug zu-
rück nach Berlin.       

Ulrike Dura Vize-Direktorin des Stadtgeschichtlichen Museums Leipzig, 
Marianne und Maja Liebknecht, Kulturbürgermeisterin Dr. Skadi Jennicke.

Dr. Volker Külow blickt zurück auf einen denkwürdigen Tag

Kleines Reiseprotokoll  
Organisiert von den sächsischen LINKEN fuhren wir drei Tage nach Trier. Aufgeschrieben 
von Dr. Waltraud Böhme auf der Rückreise am 21.10.2018 
Hier in Trier, seiner Geburtsstadt, ehr-
te man endlich mit einem halbjährigen 
Programm
Karl Marx als weltbekannten Mann.
Zur 200. Geburtstagsfeier haben sich 
über 100.000 Gäste auf den Weg nach 
Trier gemacht. 
Die zahlreichen Chinesen hatten so-
gar eine 5,5 Meter hohe Statue von 
Marx als Geburtstagsgeschenk mitge-
bracht.
Sie steht nun mitten in der Stadt un-
weit der zweitausend Jahre alten Porta 
Nigra aus der Römerzeit.
Erfreulich, wenn auch nicht von unnö-
tigem Kitsch befreit,
war man nun endlich für die Ehrung 
des großen Sohnes der Stadt bereit.
Dass man um Karl Marx 2018 so einen 
Trubel macht,
haben wir vor zwei Jahrzehnten noch 
nicht gedacht.
Marx hat herausgefunden, wie der Ka-
pitalismus funktioniert.
Dieses Wissen brauchen sie in der 
heutigen Krisenzeit auch, meinen bür-
gerliche Herrscher und ihre Denker 
seit etwa zehn Jahren nun ganz unge-
niert.

Vor 25 Jahren wurde Marxens Lehre 
noch überall verbannt,
und im Osten wurden viele Karl-Marx-
Straßen einfach umbenannt.
Durch zwei von vier Marx-Ausstellun-
gen sind wir erwartungsvoll gegangen.
Viel Interessantes hat in den Vitrinen 
gelegen oder an Decken und Wänden 
gehangen.
Auch die Gästeführerinnen waren bes-
tens mit dem Leben und Schaffen von 
Marx und mit der Geschichte seiner 
Zeit bekannt
und haben uns so manche For-
schungsneuheit genannt.
Viel Dichtung und manche Wahrheit 
hingegen vermittelten die zwei als 
Marx und Engels in historischen Kos-
tümen erschienenen Gästeführer für 
die Gruppe eins zum Schluss,
wobei bei einem solchen Theaterauf-
tritt wohl nicht alles wissenschaftlich 
belegt sein muss.  

Doch was ich am Ende unserer Fahrt 
unbedingt noch sagen muss:
Die kurze interessante Bildungsreise 
auf den Spuren von Karl Marx war ein 
echter Genuss. 

Den Organisatoren, der Reiseleiterin 
Daniela und dem Busfahrer Steffen 
sowie den jungen Genossen aus Trier 
und vom Conny-Ernst-Team sag‘ ich 
herzlich danke schön
bevor wir nun beim Halt in Chemnitz, 
Dresden und Pirna für heute auseinan-

der geh‘n.
Kommt alle gut nach Hause und denkt 
daran,   
dass man sich vielleicht 2020 zum 
200. Geburtstag von Friedrich Engels 
bei einer Bildungsreise nach Wupper-
tal-Barmen wiedersehen kann.

Liebknechts Enkeltöchter in Leipzig
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Die Nazivergangenheit Deutschlands 
wird heute in vielen Bereichen der Ge-
sellschaft, sei es in Kunst oder Bildung, 
behandelt und aufgearbeitet. Wir wer-
den mit dem Bewusstsein erzogen, 
dass wir als Deutsche eine besondere 
Verantwortung tragen, dass wir mög-
lichst sensibel mit der Geschichte um-
gehen sollen. Nach dem Zweiten Welt-
krieg gab es in mehreren deutschen 
Städten Gerichtsverfahren, bei denen 
die Verbrecher zur Rechenschaft ge-
zogen wurden, sowie eine sogenannte 
Entnazifizierung.

In Spanien, einem Land, das ebenfalls 
über 35 Jahre einem faschistischen 
Diktator unterstand, gab es so etwas 
nicht. Nachdem Francisco Franco 1975 
starb, wurde ein Gesetz verabschiedet, 
das heute als „Pakt des Schweigens“ 
bekannt ist. Im Gegenzug dazu, dass 
alle politischen Gefangenen nach der 
Diktatur freigelassen wurden, blieben 
alle beteiligten Faschist_innen straf-
frei. Bis zum heutigen Tag. Das Aus-
maß dieses Umgangs mit Geschichte 
wurde mir erst wirklich klar, als ich im 
Oktober mit dreizehn anderen Mitglie-
dern der Linksjugend [́ solid] Sachsen 
erst nach Barcelona, dann nach Mad-
rid und schließlich nach Bilbao im Nor-
den Spaniens reiste. Mitglieder junger 
spanischer Parteien, Podemos und die 
Izquierda Unida (Vereinte Linke), teil-
ten uns mit, dass die Partido Popular, 
eine mit ca. 20 Prozent im Parlament 
vertretene Partei, zu großen Teilen aus 
ehemaligen Franquist_innen besteht. 
Des Weiteren musste ich schockiert 
feststellen, dass in der Nähe von Ma-
drid ein gigantisches Franco-Denkmal 
in den Berg gehämmert ist, eine Basi-
lika, in der der Diktator begraben liegt. 

Nach einem sechs Kilometer langen 
Marsch zu dem Ort, an dem sich auch 
gern mal Gruppierungen mit neofa-
schistischer Ausrichtung versammeln, 
fanden wir ein riesiges, mit Blumen be-
decktes Grab vor. Wahrlich ein Anblick, 
bei dem einem übel werden kann. 

Doch das Land hat auch ansprechen-
dere Seiten. Wir wurden mit offenen Ar-
men und vielen kleinen Leckereien bei 

Podemos und der IU empfangen, durf-
ten zwei äußerst unterhaltsame und 
interessante Führungen über den spa-
nischen Bürgerkrieg sowie durch die 
Außenbezirke Madrids miterleben und 
bekamen die Gelegenheit, alternative 
spanische Bars und Buchläden zu ent-
decken. 

Außerdem bekamen wir einen Einblick 
in innerpolitische Krisen des Landes, 

das „seine Kultur an den Rest der Welt 
verkauft“ (Zitat einer feministischen 
Aktivistin in Barcelona). Durch die Ban-
kenkrise, die bereits zehn Jahre zurück 
liegt, kam es zu über 400.000 Zwangs-
räumungen in ganz Spanien, wodurch 
viele Menschen auf der Straße lande-
ten. Die PAH (lit.: Plattform für durch 
Hypotheken Betroffene) ist ein Verein 
engagierter Aktivist_innen, die den Be-
troffenen dieser Immobilienkrise dabei 
helfen, Geld zu sammeln oder mit den 
Banken zu verhandeln. Wir bekamen in 
Madrid die Chance, einer ihrer Sitzun-
gen beizuwohnen. 

Während unserer zehntägigen Reise 
lernten wir viele verschiedene, positi-
ve wie auch negative, Facetten Spani-
ens kennen und eins ist sicher: Von der 
Arbeit spanischer linker Vereinigungen 
können wir uns noch viel abschauen.

Jugend

¡Hasta pronto!
Bildungsreise der Linksjugend Sachsen  
nach Spanien. Von Jennifer Trueltzsch

Meinen die 
das ernst?
Nr. 11: Eheprivilegien  
abschaffen

Hier stellen wir euch jeden Monat 
eine Forderung aus dem Links- 
jugend-Wahlprogramm vor.

Die Forderung: 

Heiraten sollte keine rechtlichen 
Folgen haben. Menschen, die Ver-
antwortung für Kinder übernehmen, 
sollten Ziel staatlicher Familienpoli-
tik werden. Eine Alternative wäre ein 
Wahlverwandtschaftsmodell.

Die Begründung:

Trotz der Einführung der eingetrage-
nen Partnerschaften steht die Ehe 
nicht allen offen. Singles oder Perso-
nen, die polyamore Beziehungen füh-
ren (also mehr als eine_n Partner_in 
haben), können nicht heiraten. Auch 
sie übernehmen aber Verantwortung 
sowohl für Kinder als auch fürein-
ander und sollten daher als Famili-
en verstanden werden. Selbst wenn 
man zu denen gehört, die heiraten 
können (und wollen), setzen etwa die 
steuerrechtlichen Privilegien Anreize 
zu einem Ein-Verdiener_innen-Haus-
halt, was für den_die den Job redu-
zierende Partner_in nicht selten et-
wa zu Altersarmut führt. Also: Ja, wir 
meinen das ernst!

Kürzlich führte einer unserer Facebook-
posts zu einem kleinen Shitstorm. Der 
Grund: Ein Bild von Frauen, die sich an 
den Händen halten – eine von ihnen 
trug ein Kopftuch. Der neutrale oder 
gar positive Bezug auf Verschleierung 
scheint derzeit gehäuft für Empörung 
zu sorgen. Das Kopftuch wird als unter-
drückendes patriarchales Symbol ge-
sehen.

Ein patriarchales Symbol

Das Kopftuch als Teil der Bekleidungs-
vorschriften des Islam (die gelten üb-
rigens auch für Männer) ist in seinen 
Ursprüngen nicht gerade emanzipato-
risch. Kopftücher sind dabei kein rein 
islamisches Phänomen: Für Nonnen ge-
hören sie zur Ordenskleidung und or-
thodoxe Jüdinnen bedecken ihr Haar 
mit Perücken oder Tüchern. Auch im or-
thodoxen Christentum tragen Frauen* 
Kopftücher. Seine Bedeutung ist nicht 
immer religiös. Noch im 20. Jahrhun-
dert war das Tragen von Kopftüchern in 
Deutschland üblich. Den Kopf in der Öf-
fentlichkeit unbedeckt zu lassen ist ei-
ne relativ neue Entwicklung.

Was ein Symbol wie das Kopftuch be-
deutet, ist immer eine Frage der Aus-
legung. In gewisser Weise ist zum Bei-

spiel ein Rock auch ein patriarchales 
Symbol. Ein Mini kann als ein die Frau 
sexualisierendes Kleidungsstück ver-
standen werden oder auch als selbst-
bewusstes Statement in memoriam an 
die Freie Liebe und die 68er-Bewegung. 
Unsere Kleidung ist aufgeladen mit 
verschiedensten Deutungen – für vie-
le Muslima ist das Kopftuch einfach ihr 
selbstbestimmtes Bekenntnis zu ihrem 
Glauben.

Der Zwang

„Die werden doch alle gezwungen“, 
wird an dieser Stelle gern eingewendet. 
Nun, jeder Person dürfte klar sein, dass 
das keinesfalls immer zutrifft. Frauen* 
mit islamischem Hintergrund pauschal 
zu unterstellen, sie seien unterdrückt 
von ihrer Familie, ist rassistisch und 
zeugt von der fehlenden Akzeptanz an-
derer Lebensweisen. Zudem wird die 
verschleierte Frau, der die Solidarität 
vermeintlich gelten soll, somit zum pas-
siven Opfer ihre Situation degradiert 
und nicht als Akteurin betrachtet, die 
für sich selbst handeln und ihre Situ-
ation selbst bewerten kann. Natürlich 
ist jeder Zwang scheiße und in entspre-
chenden Fällen ist es Pflicht, sich so-
lidarisch zu zeigen. Aber gleiches gilt 
auch für den Zwang, das Kopftuch abzu-

legen. Es handelt sich letztendlich um 
eine persönliche Entscheidung.

Das Private ist politisch

Oft wird eingewendet, dass es eben kei-
ne persönliche Entscheidung ist und 
dabei auf Länder wie Saudi-Arabien 
verwiesen, wo Verschleierung im öf-
fentlichen Raum Pflicht ist. Wie ange-
führt: Es ist unstrittig, dass ein Zwang 
zur Verschleierung scheiße ist. Aber 
den Kampf um Frauenrechte im islami-
schen Raum auf Bekleidungsvorschrif-
ten herunterzubrechen ist absurd. Es 
gibt noch viele andere Kämpfe auszu-
tragen: So hat nach wie vor jede Frau in 
Saudi-Arabien einen Vormund, dessen 
Erlaubnis sie etwa zum Reisen braucht. 
Weiterhin herrscht eine umfassende 
Geschlechtertrennung etwa an Unis, in 
Stadien oder im Einkaufszentrum.

Und nun?

Statt patriarchale Praxen anderer zu 
kritisieren, sollte mensch lieber das ei-
gene patriarchale Verhalten in Frage 
stellen. Dann kann mensch Muslima 
mit Kopftuch unterstützen, statt sich zu 
entsolidarisieren. 

• Nele Werner

Von Kopftuch und Shitstorm

Termine
09.12., 13 Uhr, Wahlfabrik, Dresden: 
Planungstreffen Pfingstcamp 2019

14.-16.12.: Klausur des Beauftrag-
tenrats

18.12., 18 Uhr, SLUB Dresden:  
2. Treffen des Wahlkombinats
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Am 17. und 18. Oktober 2018 fand im 
Europaparlament in Brüssel das ers-
te Geflüchteten- und Migranten-Par-
lament statt. Anwesend waren 30 
selbstverwaltete Geflüchteten- und 
Migrantenorganisationen aus 16 Län-
dern. Die etwa 120 Teilnehmerinnen 
folgten der Einladung der Konfödera-
len Fraktion der Vereinten Europäi-
schen Linken/Nordischen Grünen Lin-
ken, GUE/ NGL.

Um diese Anhörung Wirklichkeit wer-
den zu lassen, hatten vier Geflüch-
teten-Netzwerke monatelang ihre 
Kollektive, Aktionsgruppen und Per-
sönlichkeiten mobilisiert. Die Inter-
nationale Koalition der Geflüchteten 
und Migranten ohne Papiere (CISPM), 
das Netzwerk Ideen und Vorschläge 
von Geflüchteten für Europa (RISE), 
das Europäische Netzwerk der Mig-
rantenfrauen (ENMW) und der Weltrat 
der Hazaras Afghanistan (WHC) ha-
ben sich gegenseitig Mut gemacht, in 
Brüssel ans Podium zu treten und öf-
fentlich ihre Stimme zu erheben, um 
von ihren Kämpfen zu berichten. Raus 
aus den Hinterhöfen Europas für ein 
selbstbestimmtes Leben in Anerken-
nung, Würde und Respekt.

„Es wird so viel über uns geredet, ge-
schrieben und entschieden von den 
Populisten, den Journalisten und in 
der Politik. Dabei bin ich immer wie-
der überrascht, wie wenig in den Par-
lamenten Europas über die Probleme 
und Forderungen von Geflüchteten 
wirklich bekannt ist“, brachte es Ali 
auf den Punkt. Er ist als Dissident aus 
dem Sudan geflohen und engagiert 
sich seit vielen Jahren in der Gruppe 
Lampedusa in Hamburg, welche der 
GUE/NGL-Fraktion vor einem Jahr den 
Vorschlag für diese Initiative gemacht 
hat. „Warum spricht man nicht mit 
uns? Wir sind doch diese Menschen“, 
sagte er als erster Redner des Ge-
flüchteten und Migranten-Parlament 
in einer Debatte auf Augenhöhe und 
getragen von gegenseitigem Respekt.

Es ist nicht leicht für die Anwesenden, 
ihre Geschichten zu erzählen und sie 
dabei wieder zu durchleben: den Ver-
lust von Angehörigen, die Entbehrun-
gen der Flucht, die Schmerzen, die 
Ungewissheit und den Krieg. Deshalb 
startete diese Zusammenkunft auch 
mit einer Schweigeminute für all die 
Opfer der weltweiten Flucht- und Mi-
grantenströme, welche auf der Suche 
nach einem besseren Leben umge-
kommen sind. Zehntausende davon 
sind allein im Mittelmeer ertrunken.

Eines wird bei den Redebeiträgen von 
Menschen aus Afghanistan, Soma-
lia oder dem Kongo deutlich: Sie alle 
haben die gleichen Probleme in Euro-

pa und niemand verlässt gerne seine 
Familie, sein ganzes soziales Leben 
und macht sich auf in ein unbekann-
tes Land, dessen Sprache man nicht 
spricht. Das ist immer nur der letzte 
Schritt nach langen Jahren der Ver-
zweiflung, großen Leids und einer 
ausweglosen Perspektive. „Wir for-
dern unsere Rechte ein und wir fürch-
ten niemanden“, sagt Salah, der seine 
beiden Brüder in Libyen verloren hat. 
„Wir alle wissen, dass unser Länder 
von korrupten Eliten und gewissenlo-
sen Diktatoren regiert werden, aber 
wir haben immer selber gegen den 
Terrorismus angekämpft. Für eine bes-
sere Zukunft. Nach der Intervention 
durch die Nato-Luftangriffe und dem 
Staatszerfall Libyens erscheint mir der 
Tod meiner beiden Brüder auf einmal 
so sinnlos.“

Manal aus Syrien berichtete von ihren 
traumatisierten Kindern, welche sich 
gar nicht für die dänische Gesellschaft 
öffnen können, ohne gleichzeitig mit 
einem Therapeuten auch über die 
Nahtoderlebnisse beim Kentern ihres 
Bootes vor der griechischen Insel zu 
sprechen, das die Hälfte der Insassen 
nicht überlebten. „Wie sollen wir uns 
integrieren, wenn wir mit unseren Brü-
dern und Schwestern in Lagern sitzen, 
weggesperrt hinter hohen Zäunen und 
an den Stadträndern, ohne das Recht 
sich frei zu bewegen, zu arbeiten und 
etwas neues aufzubauen“, fragt Kone 
aus Italien?

Die erste Podiumsdiskussion trug den 
Titel „Kampf für fundamentale Rech-
te und gegen Ausbeutung“ und wurde 
von der Abgeordneten Cornelia Ernst 
(DIE LINKE) eröffnet. Sie war mit ih-
rem Team federführend bei der Pla-
nung der GUE-Initiative des Geflüchte-
ten- und Migranten-Parlament. „Sollte 
es uns wirklich ernst damit sein, Ge-
flüchtete und Migranten in unserer 
Gesellschaft willkommen zu heißen, 
müssen wir ihnen endlich auch auf Au-
genhöhe begegnen und sie für sich 
selbst sprechen lassen“, sagte sie. 
„Uns geht es dabei um eine Struktur, 
die Geflüchtete und Migranten auf eu-
ropäischer Ebene als Akteure stärkt. 
Wir haben das Europaparlament, das 
zweifellos die politische Vielfalt Eu-
ropas widerspiegelt. Wo aber bleiben 
die Millionen Geflüchteten und Mig-
ranten in der EU? Deren Vertretung 
muss jetzt entstehen. Und wir meinen 
es wirklich ernst damit. Es geht uns 
um eine Struktur, die von den europäi-
schen Institutionen respektiert wird.“

An thematischen Baustellen für solch 
eine Vertretung mangelt es sicher 
nicht. Tracey Ayero aus Uganda en-
gagiert sich in den Niederlanden für 
die Rechte afrikanischer Homo-, Bi-, 
Trans- und Intersexueller (LGBT) und 
erzählt von erniedrigenden Praktiken 
bei der Bearbeitung von Asylanträgen 
von Menschen aus diesem Personen-
kreis. Siliman aus Italien beschrieb die 
zunehmend rassistische Praxis der 

populistischen Regierung sowie die 
Ausbeutungsbedingungen in der Land-
wirtschaft. „Immer wieder kommen 
in Italien Geflüchtete durch veraltete 
Landwirtschaftsmaschinen und we-
gen inakzeptabler Arbeitsbedingun-
gen ums Leben.“

Die französische Abgeordnete Marie-
Christine Vergiat (Front de gauche) 
moderierte eine Podiumsdiskussion, 
bei der es um die Verantwortung der 
EU für Flucht und Migration ging.
„Geflüchtete Frauen sind neben den 
patriarchalen Strukturen zusätzlichen 
Unterdrückungsmechanismen ausge-
setzt. Sie haben keinen legalen Sta-
tus, können Vergewaltigungen oder 
Misshandlungen nicht anzeigen, da ih-
nen dann die Abschiebung droht“, er-
läutert Anna Zobnina vom European 
Network of Migrant Women.

Andere Beiträge drehten sich vor al-
lem um die Fluchtursachen, die Ab-
schottungspolitik sowie die rechtliche 
Situation von Geflüchteten in Euro-
pa. Abdul Halim Hamaidi vom „World 
Hazara Council“ beschrieb dabei die 
anhaltende Zerstörung Afghanistans 
durch das Handeln der westlichen 
Staaten und die besondere Ausgren-
zung der Bevölkerungsgruppe der Ha-
zara. „Die EU-Staaten verursachen 
durch die andauernden Waffenexporte 
und Rüstungsdeals die Verschärfung 
vieler Konfliktherde“, sagte Anzouma-
ne von CISPM aus Frankreich. „Statt 
des Ausbaus der europäischen Gren-
zagentur Frontex sollte man lieber fi-
nanzielle Hilfen der EU für den Aufbau 
der Volkswirtschaften in Afrika und 
dem Nahen Osten zur Verfügung stel-
len“ ergänzte Razia Arooje von RISE.

In der Nacht vor der Anhörung einig-
ten sich die Netzwerke auf eine Reso-
lution mit Forderungen, wie der Aus-
setzung von bilateralen Abkommen, 
welche Abschiebungen erleichtern, 
einer echten Freizügigkeit und dem 
Ende der Kriminalisierung von Solida-
ritätsnetzwerken. Die Gruppe Lam-
pedusa in Hamburg hatte dafür eigens 
einen Kameramann aus Kamerun und 
einen afghanischen Radiomoderator 
mitgebracht, um die Veranstaltung in 
einem Filmprojekt zu dokumentieren.
Der Auftakt für ein verstärkte europä-
ische Zusammenarbeit der Netzwer-
ke ist gemacht und das Geflüchteten- 
und Migranten-Parlament soll künftig 
jährlich stattfinden – am besten in Zu-
sammenarbeit mit den anderen Frak-
tionen. Ein starkes Zeichen für den 
Schutz der Grundrechte und gegen 
eine inhumane Asyl- und Migrations-
politik. Im Einsatz für das gemeinsa-
me Fundament, auf dem unsere Idee 
eines solidarischen Friedens-Projekts 
Europa immer noch steht.

DIE LINKE im Europäischen Parlament

Den Geflüchteten eine 
Stimme geben
Heraldo Hettich über das erste europäische Geflüchteten- und Migranten-Parlament

European United Left /  
Nordic Green Left
European Parliamentary 
Group
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Linke Haushaltspolitik wirkt! Auf mei-
ne Vermittlung hin steigt der deutsche 
Beitrag zum Entwicklungsprogramm 
der Vereinten Nationen (UNDP) in den 
nächsten drei Jahren um insgesamt 60 
Millionen Euro.

Wie kam es dazu? Der Leiter des UN-
DP, Untergeneralsekretär Achim Stei-
ner, sprach mich im Mai an und mach-
te mich auf die schwierige Finanzlage 
seiner Organisation aufmerksam. Es 
fehlen vor allem frei verfügbare Mittel, 
also solche, die nicht ausschließlich 
für einen bestimmten Zweck oder ein 
bestimmtes Projekt vorgesehen sind. 
Mit frei verfügbaren Mitteln ließe sich 
viel besser auf aktuelle Entwicklungen 
und insbesondere Krisensituationen 
reagieren. 

Nun bin ich im Haushaltsausschuss 
Berichterstatter unserer Fraktion für 
das fachlich zuständige Bundesminis-
terium für Entwicklung und Zusam-
menarbeit (BMZ). Darüber hinaus liegt 
mir das Themenfeld der Entwicklungs-
zusammenarbeit politisch und per-
sönlich sehr am Herzen. Darum ar-
rangierte ich mit der Unterstützung 
des Fraktionsvorstandes ein Fachge-
spräch zwischen Herrn Steiner und 
den Berichterstatter*innen der üb-
rigen Fraktionen im Haushaltsaus-
schuss. Insbesondere gegenüber den 
Vertreter*innen der Regierungskoali-
tion konnte der Untergeneralsekretär 
seine Forderungen anbringen – und 
das mit Erfolg! Ein entsprechender Än-
derungsantrag zum Bundeshaushalt 
wurde in der Bereinigungssitzung des 
Haushaltsausschusses eingebracht 
und bestätigt.

Das UNDP ist eine der größten Or-
ganisationen innerhalb der Verein-
ten Nationen. Es arbeitet in über 170 
Staaten, spielt eine Schlüsselrolle bei 
der Umsetzung der Nachhaltigkeits-
ziele der Agenda 2030 und setzt sich 
innerhalb der UN für die Belange von 
Entwicklungsländern ein. Dessen Auf-
gaben sind die Entwicklung demokra-
tischer Regierungsführung, Armuts-
bekämpfung, Krisenprävention und 
Wiederaufbau, die Umsetzung von 
Nachhaltigkeitsprinzipien bei Umwelt- 
und Energiepolitik, die Prävention und 
Bekämpfung von HIV/AIDS sowie die 
Herausgabe des alljährlichen Human 
Development Report. Die Erhöhung 

der Mittel für den Kernhaushalt des 
UNDP ist aber noch aus einem wei-
teren Grund sehr wichtig: Die Verein-
ten Nationen betrachten die Zunahme 
bilateraler Entwicklungsverträge in 
den letzten Jahren mit großer Sorge. 
Das heißt, dass entsprechende Pro-
jekte zwischen zwei Staaten ausge-
handelt werden, der Rest der Weltge-
meinschaft bleibt außen vor. Hinter 
solchen Verträgen stehen aber immer 
handfeste wirtschaftspolitische In-
teressen des jeweils stärkeren Ver-
handlungspartners. Nehmen wir das 
Beispiel China: ehemals selbst Emp-
fänger von Entwicklungsgeldern, jetzt 
die zweitgrößte Volkswirtschaft der 

Welt und einer der größten Geldgeber 
auf dem afrikanischen Kontinent. Was 
dort als Entwicklungszusammenar-
beit bezeichnet wird, ist faktisch eine 
aggressive und für die empfangenden 
Staaten langfristig schädliche Land-
nahme. Dergleichen ließe sich aber 
auch über die EU oder die Bundesre-
publik Deutschland sagen, denn ein-
seitig nützliche Handelsbeziehungen 
kennen keine Moral. Insofern ist die 
Stärkung der multilateralen Entwick-
lungszusammenarbeit von überstaat-
lichen Organisationen wie den Ver-
einten Nationen ein Beitrag für mehr 
Gerechtigkeit in den internationalen 
Beziehungen.

Der Mietenwahnsinn trifft die ärme-
ren Menschen überproportional stark. 
Dies wurde bereits durch zahlreiche 
Studien bewiesen und zeigt sich noch 
einmal in der Antwort der Regierung 
auf eine Anfrage von uns. Darin ging 
es um die Entwicklung der so genann-
ten „Kosten der Unterkunft“ (KdU),  
die Menschen in Hartz IV zur Beglei-
chung ihrer Wohnkosten zugestanden 
werden. Diese werden kommunal fest-
gelegt und auf Grundlage von Wohn-
fläche und Miethöhe errechnet. 

Laut Gesetz sollen die Kosten der Un-
terkunft „angemessen“ ausfallen. Die-
se Angemessenheitsgrenzen werden 
jedoch nur schleppend angepasst. 
In der Zwischenzeit werden die Leis-
tungsbeziehenden angehalten, die 
Wohnkosten durch Umzüge in günsti-
gere Wohnungen zu senken. Dies be-
fördert die soziale Entmischung. Die 
Ärmeren werden aus vielen Stadt-
teilen verdrängt und wohnen zuneh-
mend konzentriert. So treffen das 

Kind des Bankers und das Kind einer 
aufstockenden Alleinerziehenden im 
Alltag kaum noch aufeinander. Durch 
die Mietsteigerungen sind kaum noch 
günstige Wohnungen zu finden. Die 
Leistungsbeziehenden stehen nun 
vor der Entscheidung: Sparen ich den  
„nicht angemessenen“ Teil der Miete 
vom Munde ab oder teile ich die  Woh-
nungen mit zusätzlichen Mieterinnen? 

Unsere Kleine Anfrage sollte nun klä-
ren, wie sich die Kosten der Unter-
kunft in den letzten Jahren entwickelt 
haben und wie sich die Wohnflächen-
standards veränderten. Die anerkann-
ten Unterkunftskosten sind in den Jah-
ren 2011 bis 2017 um rund 25 Prozent 
gestiegen. Im annähernd gleichen 
Zeitraum, von 2011 bis 2016, stiegen 
die Mieten laut dem Index des Statis-
tischen Bundesamts im bundesweiten 
Durchschnitt um 6,6 Prozent. Dieses 
Verhältnis zeigt die zunehmende Spal-
tung beim Wohnen. Menschen mit ge-
ringen Einkommen sind am stärksten 

von Mietsteigerungen betroffen. In 
Sachsen fiel zu Zunahme zwar nicht 
ganz so stark aus, aber auch hier stie-
gen die Kosten der Unterkunft von 
2011 bis 2017 um mehr als 18 Pro-
zent, in Dresden sogar um 30 Pro-
zent. Die durchschnittliche Wohnflä-
che sank im Bundesdurchschnitt in 
diesem Zeitraum von 63,35 auf 61,27 
Quadratmeter. In Sachsen sank sie 
noch rapider: von einstmals 60,36 auf 
57,37 Quadratmeter. DIE LINKE for-
dert, dass mehr staatliches Geld in 
den öffentlichen Wohnungsbau ge-
steckt wird. Nur wenn ausreichend 
bezahlbare Wohnungen geschaffen 
werden, kann den Ärmeren eine an-
gemessene Unterkunft zur Verfügung 
gestellt werden. Zudem müssen bun-
desweit bessere Standards für die re-
gionale Berechnung der angemesse-
nen Kosten der Unterkunft festgelegt 
werden. Dazu bringen wir demnächst 
einen Vorschlag in den Bundestag ein.

• Katja Kipping und Caren Lay

DIE LINKE im Bundestag

Hartz IV-Beziehende als Opfer des Mietenwahnsinns
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Links wirkt! 
Michael Leutert freut sich darüber, dass die Vereinten Nationen 
mehr Geld für Entwicklungszusammenarbeit bekommen

Das Hauptquartier der Vereinten Nationen in New York City.
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„Bürgernahe Kommunen“ sind Aus-
druck guter lokaler Regierungsführung 
und gelebter Demokratie. Sie orientie-
ren sich in ihrer Arbeit an den Bedürf-
nissen und Problemen der Bürgerinnen 
und Bürger, sind serviceorientiert, ver-
stehen sich als transparente und offene 
Dienstleister und beteiligen ihre Bür-
gerinnen und Bürger an kommunalen 
Entscheidungsprozessen, so die aktu-
elle Darstellung auf einem Internetpor-
tal. 

In demokratisch verfassten Gesell-
schaften gehört es zu den allgemei-
nen Regeln, dass kommunale Verwal-
tungen dem Wohl der Allgemeinheit 
verpflichtet sind und den Menschen zu 
dienen haben.1

Im Verwaltungslexikon steht unter 
dem Stichwort „Bürgernähe“: „Orien-
tierung von Planung, Verwaltung und 
Politik an den unmittelbaren Problem-
lagen und Interessen der betroffenen 
Bürger unter Berücksichtigung der be-
sonderen örtlichen, sozialen und öko-
nomischen Verhältnisse: z.B. Planung 
in direktem Kontakt mit den Bürgern 
(zielgruppenadäquate Formen der Par-
tizipation), benutzerorientierte Pla-
nung von stadtteilspezifischem Bedarf, 
klientel- und publikumsorientierte 
Verfahren und Umgangsformen der 
bürgernahen Verwaltung.“2

Bürgernahe Verwaltung
Wenn von „Bürgernähe“ die Rede ist, 

meint das mehr als nur räumliche Nä-
he zwischen Bürger und Verwaltung, 
hier geht es um die Qualität der Bezie-
hungen: 

�� einmal um all das, was unter „Bür-
gerfreundlichkeit“ der Verwaltung 
fällt wie freundliches Erscheinungs-
bild, freundliche Bedienung, verständ-
nisvoller Umgang mit dem Bürger usw. 
und zum

Die Bürgernahe Kommune
�� zweiten um die Qualität der erbrach-

ten Leistung selbst, inwieweit der sub-
stanzielle Gehalt der Leistung der vom 
Bürger benötigten Hilfe, Beratung oder 
Information entspricht. 

Als bürgernah kann eine von der Ver-
waltung erbrachte Leistung nur dann 
angesehen werden, wenn sie beiden 
Aspekten nachkommt. Eine unzurei-
chende Leistung nur in einer „freund-
lichen Hülle“ verpackt, wird beim Bür-
ger wenig Gefallen finden.

Für eine bürgernahe Verwaltung ste-
hen insbesondere folgende Handlungs-
richtungen und Maßnahmen: 

�� die Kommunikation mit den Bür-
gern, die Information der Bürger und 
die Bürgerbeteiligung an Verwaltungs-
entscheidungen;

�� die räumliche Erreichbarkeit, Ver-
teilung und Dezentralisierung des An-
gebotes an Verwaltungsleistungen für 
die Bürger;

�� die Gestaltung von Öffnungszeiten 
der Verwaltung und möglichst geringe 
Wartezeiten für die Bürger ;

�� die bürgerfreundliche Gestaltung 
der räumlich-baulichen Gegebenheiten 
der Verwaltungseinrichtungen (z.B. 
der Warteräume) und der Angebote 
(z.B. Qualität und Verständlichkeit der 
Formulare, Merkblätter usw.);

�� die Nutzung neuer Technik für die 
bürgerfreundliche Organisation der 
Verwaltungstätigkeit (z.B. Internet).

Lokale Agenda 21
Mit dem Konzept „Bürgernähe“ ver-

suchten Verwaltungen schon in den 
1970er und 80er Jahren dem Unbeha-
gen und der Kritik an ihrem bürokra-
tischen Verhalten zu begegnen. Zu-
nächst geschah dies mit einfachen 
Instrumenten wie der Einrichtung von 
Bürgerberatungsstellen oder Bürge-
rämtern. Bald wurde jedoch erkannt, 

dass Bürgernähe tatsächlich erst dann 
erreicht werden kann, wenn das ge-
samte System der Verwaltung in sei-
nem Denken und Handeln, also die 
gesamte Verwaltungskultur mit der 
Orientierung auf den Bürger verän-
dert wird. Neben Zweckmäßigkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Rechtmäßig-
keit avancierte Bürgernähe zu einem 
vierten Hauptkriterium für erfolg-
reiches Verwaltungshandeln. 

Einen kräftigen Impuls und eine 
große Chance erhielt das Konzept der 
bürgernahen Kommunalverwaltung 
durch den von der UNO-Konferenz 
von Rio de Janeiro 1992 ausgelösten 
Lokalen Agenda 21-Prozeß. In der Er-
klärung von Rio wurde dazu aufgeru-
fen, dass jede Kommunalverwaltung 
in einen Dialog mit ihren Bürgerinnen 
und Bürgern treten soll. Über bisherige 
formale Formen der Bürgerbeteiligung 
hinaus sollen die Bürger im weitesten 
Sinne in Entscheidungs- und Abwä-
gungsprozesse eingebunden werden. 
Es geht darum, den Sachverstand, die 
Lebens- und Berufserfahrungen der 
engagierten Bürger zu nutzen. Für die 
Verwaltung können sich bei dialogo-
rientierter bürgernaher Arbeit u.a. fol-
gende Vorteile erschließen: 

�� Informationszuwachs für die Ver-
waltung;

�� bessere öffentliche Resonanz auf die 
Arbeit der Verwaltung;

��Abbau von Vorurteilen, erhöhte 
Kompromissbereitschaft;

�� höhere Verantwortungsbereitschaft 
und Motivation in der Verwaltung;

�� positivere Einstellung der Bürger für 
ehrenamtliches bürgerschaftliches En-
gagement.3

Bürger oder Kunden
In Deutschland wurde Anfang der 

1990er Jahre als Reaktion auf die ein-

setzende kommunale Haushaltskri-
se zunächst mit dem „Neuen Steue-
rungsmodell“ ein Verwaltungsbild in 
die Welt gesetzt, das die Kommunen 
als Dienstleistungsunternehmen defi-
nierte. Mit einer „schlanken“ Verwal-
tung glaubte man das Arkanum einer 
erfolgreichen Kommune gefunden zu 
haben. Da die Bürger auf die Rolle des 
zahlenden Kunden und die kommunale 
Vertretungskörperschaft auf die Funk-
tionen eines Aufsichtsrates reduziert 
wurde, stieß dieses Verwaltungsmo-
dell alsbald auf ganz erhebliche Um-
setzungs- und Akzeptanzprobleme. 
Offenkundig entsprach die betriebs-
wirtschaftliche Betrachtungsweise 
nicht dem politischen Charakter der 
kommunalen Selbstverwaltung.

Der aus dem kommerziellen Bereich 
stammende Begriff der „Kundenorien-
tierung“ wurde häufig mit „Bürgernä-
he“ gleichgesetzt. Der Begriff Kunden-
orientierung greife jedoch zu kurz und 
öffne Tür und Tor für oberflächliche 
Rhetorik und Etikettenschwindel, kam 
postwendend die Kritik. Denn die Bür-
ger treten der Verwaltung nicht nur als 
Kunden gegenüber, sondern zumindest 
auch in ihrer zivilgesellschaftlichen 
Rolle als Akteure und Mitgestalter des 
kommunalen Gemeinwesens. Die Ein-
wohnerschaft dürfe nicht zum Konsu-
menten fremdbestimmter Angebote 
gemacht werden. 

So blieb das Konzept „Kundenori-
entierung“ hinter dem älteren Konzept 
„Bürgernähe“ zurück und ließ außer 
acht, dass eine kommunale Verwal-
tung, wenngleich sie nach dem Haus-
haltsgrundsatz der Sparsamkeit zu 
agieren hat, nicht kommerziell aus-
gerichtet sein kann und nicht nur gut 
funktionieren soll, sondern bürger-
schaftliche Legitimation besitzt und 
die Herausforderungen des Zusam-
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beschlossenen Haushalts finanziert.

menlebens in der Kommune lösen soll. 

Das Konzept Bürgerkommune
Während sich in anderen europä-

ischen Ländern bereits das Grundver-
ständnis zur kommunalen Selbstver-
waltung verändert hatte und die Ideen 
der Lokalen Agenda 21 aufgenommen 
wurden, wurde in Deutschland dann 
nachholend Ende der 1990er das Kon-
zept der Bürgerkommune in die Dis-
kussion eingebracht. Im Kern sollte es 
zunächst beim Reformmodell Bürger-
kommune darum gehen, aufbauend auf 
dem Leitbild der kundenorientierten 
Verwaltung, eine verstärkte Einbezie-
hung der Bürger in allen Phasen des 
kommunalen Entscheidungs- und Pro-
duktionsprozesses vorzusehen und das 
freiwillige Engagement der Bürger 
stärker zu fördern. 

In einer Studie der Fernuniversität 
Hagen wurde 2002 dann festgestellt: 
„In der kommunalen Praxis erfreut 
sich das Konzept der Bürgerkommu-
ne einer wachsenden Beliebtheit. Man 
hofft, durch den stärkeren Einbezug 
der Bürger Politik(er)verdrossenheit 
abzubauen, die gravierenden Haus-
haltsprobleme teilweise zu reduzieren 
und neue Impulse für die mittlerweile 
ins Stocken gekommene Verwaltungs-
reform geben zu können.“4

Mit dem Konzept der Bürgerkommu-
ne sollten folgende Zielstellungen er-
reicht werden:

��Akzeptanz: höhere Bürgerzufrie-
denheit mit kommunalen Dienstlei-
stungen und Planungsprojekten;

��Demokratisierung: stärkere Teil-
nahme der Bürger an der demokra-
tischen Willensbildung und Revitali-
sierung der kommunalen Demokratie;

��Solidarität: Stärkung der Unterstüt-
zungsnetzwerke der Bürger;

��Effizienz: Entlastung der kommu-
nalen Haushalte;

��Effektivität: bessere Politikergeb-
nisse im Sinne der politischen Zielset-
zungen.

In der Bürgerkommune sollte dabei 
der Bürger in seinen drei Rollen (1) 
als politischer Auftraggeber, (2) als 
Adressat der kommunalen Leistungen 
und (3) als Mitgestalter des Gemeinwe-
sens begriffen werden.

Bilanz und Herausforderungen
Untersuchungen zeigen, dass das 

Konzept „Bürgerkommune“ sich nicht 
zu einem Selbstläufer entfaltet hat und 
in der praktischen Umsetzung ins Sto-
cken geraten ist: „Oft fehlt den Kom-
munen das entsprechend qualifizierte 
Personal. Beteiligungs- und Modera-
tionskompetenzen finden erst allmäh-
lich Eingang in die Verwaltungsausbil-
dung. Wer stärker beteiligt, muss mit 
Konflikten rechnen, die es dann zu be-
arbeiten gilt. Bürgerschaftliches En-
gagement ist freiwillig und lässt sich 
nur begrenzt als Lückenbüßer einset-
zen. Vielen Kommunen, besonders 
wenn sie unter Haushaltssicherung ste-
hen, fehlen finanzielle und rechtliche 
Handlungsspielräume, ohne die eine 
Stärkung der Bürgerrolle nur geringe 
Chancen hat.“5

Trotz vielfältigen Engagements sei es 
in den letzten 15 Jahren nicht gelungen, 
„insgesamt den Abstand zwischen Be-
reitschaft und faktischem Engagement 
nennenswert zu verringern. Bei jungen 
Menschen ist er sogar größer gewor-
den. Angesichts der hohen Wertschät-

zung und gezielten Anstrengungen 
überrascht auch, dass die bundeswei-
te Engagementquote nicht wesentlich 

angewachsen ist.“ Negativ wirke sich 
auch aus, „dass zu große Arbeitsmarkt-
nähe zum Rückzug engagierter Mittel-
schichten beiträgt. Die Daten für die 
jüngere Generation legen nahe, dass 
z.B. die Verdichtung von Bildungsgän-
gen und erhöhte berufliche Mobilitäts-
anforderungen zum Rückgang des En-
gagements beitragen.“

Hinzu komme weiterhin, dass beim 
Engagement in der Bürgerkommu-
ne eine soziale Selektion stattfinde, da 
bürgerschaftliches Engagement und 
Bürgerbeteiligung an soziale Voraus-
setzungen geknüpft sind, von Bildung 
und Sozialstatus abhängig sind. Mit 
der sozialen Spaltung der Gesellschaft 
werde diese Tendenz noch zunehmen. 
Zudem habe der Aufschwung rechts-
populistischer Akteure und Parteien 
„die bürgerschaftliche Perspektive zu-
gleich verdüstert und anspruchsvoller 
gemacht.“  Die Leitidee „Bürgerkom-
mune“ werde daher „ohne einen demo-
kratisch-menschenrechtlich geschärf-
ten Blick auf die Initiativen und das 
Engagement aus der Bürgerschaft kei-
ne Zukunft haben.“6

Neue Möglichkeiten für die Bürger-
kommune eröffnen sich mit dem Inter-
net und der onlinebasierten Beteiligung 
wie u.a. durch E-Mail, Mailing-Lists, 
Internetforen, soziale Netzwerke, On-
linebefragungen, virtuelle Bespre-
chungen mit Interessenvertretern oder 
auch die Online-Dialoge. Aber der Ein-
satz elektronischer Abstimmungs- und 
Kommunikationsmittel könne mitun-
ter auch Manipulationsmöglichkeiten 
eröffnen, da keine Gewähr dafür be-
steht, dass sich tatsächlich nur Bür-
ger und Einwohner der Kommune be-
teiligen. Das kann dann zu verzerrten 
Ergebnissen führen. In der Verwal-
tung erfordere eine onlinebasierte Par-
tizipation zudem eine Funktions- und 
Kompetenzentflechtung, wenn es nicht 
nur darum gehen soll, bestehende Pro-
zesse elektronisch und transparent ab-
zubilden.7

Werde die Idee der Bürgerkommune 
unreflektiert forciert, politisch halbher-
zig oder handwerklich mangelhaft um-
gesetzt, bestehe – entgegen der eigent-
lichen Zielrichtung – sogar die Gefahr, 
Politikverdrossenheit kontraproduktiv 
zu verstärken. Daraus ergibt sich das 
Plädoyer für transparente, klar verein-
barte Spielregeln für das Zusammen-
spiel von Bürgerschaft, Politik und 
Verwaltung sowie für eine gründliche 
strategische wie operative Arbeit im 
Sinne eines professionellen Partizipa-
tionsmanagements.8

Offensichtlich sieht es so aus, als ha-
be das Konzept der Bürgerkommu-
ne seine Zukunft noch vor sich. Ge-

fragt ist dabei eine neue demokratische 
Kultur, die den gewachsenen Betei-
ligungsansprüchen der Bürgerschaft 
Rechnung trägt und gemeinsame Lern-
chancen durch die Kombination von 
vielfältigen Formen demokratischer 
Beteiligung eröffnet. Das erfordert u.a.

��Kommunikation zwischen Rat, Ver-
waltung und Bürgerschaft auf Augen-
höhe: 

„Das Bild von denen da oben und de-
nen da unten ist nicht nur falsch, es be-
fördert auch Ressentiments und Popu-
lismus… Wir arbeiten gemeinsam an 
Problemen und Vorstellungen eines 
guten Zusammenlebens. Dazu gilt es 
sich offen zu zeigen, keine versteckten 
Agenden zu verfolgen und alle Betei-
ligten auf den gleichen Informations-
stand zu bringen. Wir machen keine 
Public Relation und ,verkaufen’ nie-
mandem etwas, sondern kommunizie-
ren auf Augenhöhe miteinander.“

��Kontinuierliche Beteiligung der 
Bürgerschaft an den Entscheidungs-
prozessen in der Kommune: 

„Die Vorstellung, Beteiligung sei so 
etwas wie eine Kundenbefragung am 
Anfang eines Planungsprozesses, bei 
der man die Wünsche der Bürger ein-
sammelt und dann mit Experten kon-
ventionell weiterentwickelt, ist veraltet. 
Die Planungsphase 0 reicht nicht aus. 
In der kokreativen Kommune ist Be-
teiligung eine stetiger, kontinuierlicher 
Prozess, der sowohl alle Planungspha-
sen einzelner Vorhaben als auch die 
Zusammenhänge zwischen den Vorha-
ben in den Blick nimmt.“

Kontinuierliche Beteiligung und 
Kommunikation auf Augenhöhe ver-
langt auch, die Bürgerschaft ausrei-
chend darüber in Kenntnis zu setzen, 
was denn in den öffentlichen Ratssit-
zungen zur Entscheidung ansteht. Da 
reicht es heute nicht mehr aus, bloß 
die Tagesordnung der öffentlichen Sit-
zungen öffentlich bekannt zu geben. 

Die Sitzungsvorlagen öffentlicher 
Sitzungen unter Geheimhaltung zu 
stellen, wie das immer noch in eini-
gen sächsischen Kommunen geschieht, 
passt eher zur obrigkeitsstaatlichen 
Ordnungskommune des vorvorigen 
Jahrhunderts als zur modernen bürger-
nahen Kommune des 21. Jahrhunderts.

„Der interessierte Zuhörer sollte so-
weit wie möglich in die Lage versetzt 
werden, den öffentlichen Ratssitzungen 
nicht nur beizuwohnen, sondern ihnen 
auch folgen zu können. Ohne Kennt-
nis der Beratungsvorlagen fällt das zu-
meist besonders schwer. Durch eine 
frühzeitige Zurverfügungstellung der 

Beratungsunterlagen des öffentlichen 
Sitzungsteils könnte der Informations-
rückstand, den die Zuhörer gegenüber 
den Räten und der Verwaltung haben, 
reduziert werden. Technisch lassen 
sich Beratungsunterlagen heute leicht 
und kostenneutral über das Internet zur 
Verfügung stellen. Teilweise wird hier-
von auch bereits Gebrauch gemacht. 
Der verstärkte Einsatz dieses Mittels 
zur frühzeitigen Information könnte 
dazu beitragen, die öffentlichen Bera-
tungen und Entscheidungen für den in-
teressierten Bürger leichter verständ-
lich zu machen.“9

��Eine Fehler- und Innovationskultur: 
„Wo Neues ausprobiert, Ideen entwi-

ckelt und Projekte umgesetzt werden, 
passieren Fehler. Eine innovative Zu-
sammenarbeit ist nur möglich, wenn 
man offen und lernbereit ist und mit 
Fehlern und Schwierigkeiten lösungs-
orientiert umgeht. Eine solche Kultur 
der Zusammenarbeit muss eingeübt 
werden.“10

AG
—

1 Vgl. Verfassung des Freistaates Sach-
sen, Art. 82, Abs.1.
2 Verwaltungslexikon, 3. neu bearb. 

Aufl., Nomos Verlagsgesellschaft 2003, 
S. 177.
3 Vgl. Lokale Agenda 21-Anstöße zur 

Zukunftsfähigkeit, Verlag W. Kohlham-
mer 2000, S.187.
4 www.fernuni-hagen.de/POLAD/Pro-

jekt.htm
5 P.-S. Roß / R. Roth: Bürgerkommune/

KOMMUNE 2030, Beteiligung der Ba-
sis, www.treffpunkt-kommune.de/betei-
ligung-der-basis, 12.09.2018.
6 P.-S. Roß / R. Roth: Bürgerkommu-

ne. Potentiale und Grenzen einer de-
mokratischen Leitidee, eNewsletter 
Netzwerk Bürgerbeteiligung 01/2018 v. 
26.03.2018, www.buergergesellschaft.
de
7 Vgl. Hartmut Bauer / Christiane 

Büchner / Lydia Hajasch (Hrsg.): Par-
tizipation in der Bürgerkommune, Uni-
versitätsverlag Potsdam 2017, KWI 
Schriften 10, S. 28 f.
8 Vgl. P.-S. Roß / R. Roth: Bürgerkom-

mune. Potentiale und Grenzen einer de-
mokratischen Leitidee.
9 Krebs: Der kommunale Öffentlich-

keitsgrundsatz, Hrsg. in Verbindung mit 
dem Deutschen Landkreistag, Boorberg 
Verlag 2016, S. 261. 
10 J. Rohr: Das Miteinander im Mit-

telpunkt, Bürgerkommune/KOMMU-
NE 2030, www.treffpunkt-kommune.
de/das-miteinander-im-mittelpunkt, 
12.09.2018.
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Gebietsreformen sparen kein Geld

Erstmals hat eine Studie wissen-
schaftlich die Auswirkungen von Ge-
bietsreformen untersucht. Das Ergeb-
nis ist verheerend: bei Gebietsreformen 
gibt es meist nur Verlierer, aber kaum 
Gewinner. Durchgeführt wurde sie 
vom Ifo Institut und vom Zentrum für 
Europäische Wirtschaftsforschung. 
Gebietsreformen gelten als Wunder-
waffe in Zeiten knapper kommunaler 
Kassen. Alle westdeutschen Bundes-
länder haben in den 1970er-Jahren Ge-
meinden und Landkreise zusammenge-
legt. In Ostdeutschland hält der Prozess 
unverändert an; Jahr für Jahr sinkt die 
Zahl der Gemeinden. Das Hauptargu-
ment: Größere Gemeindeverwaltungen 
seien günstiger, schlagkräftiger und 
deshalb besser für die Zukunft gerüstet 
als kleine Verwaltungen. Aber stimmt 
das wirklich?

Verwaltung nicht effizienter
Bei Gebietsreformen werden mehre-

re kleinere Gemeindeverwaltungen zu 
einer größeren Verwaltung zusammen-
gelegt. Das soll im Regelfall Geld spa-
ren oder zumindest die Leistungsfä-
higkeit der Verwaltungen verbessern. 
Dahinter steht die Idee sogenannter 
Skaleneffekte: Die größere Verwal-
tung soll mehr sein als nur die Summe 
mehrerer kleiner Verwaltungen. Ver-
waltungsleistungen sollen dann zu ei-
ner besseren Qualität und niedrigeren 
Kosten erbracht werden. Soweit die 
jahrzehntelang nahezu unangefoch-
tene Theorie. Vor kurzem haben For-
scher jedoch begonnen, sie empirisch 
zu überprüfen. Innerhalb kurzer Zeit 
ist eine inzwischen beachtliche Zahl 
von Evaluationsstudien entstanden – 
mit einem robusten und durchaus über-
raschenden Ergebnis: Es sind so gut 
wie keine Einspareffekte bei früheren 
Gebietsreformen nachweisbar.

In der Studie heißt es zusammen-
fassend: „Insgesamt finden sich ne-
ben einem signifikanten Ausgaben- 
und Defizitwachstum im Vorfeld von 
Gemeindefusionen kaum Nachweise 
von fiskalischen Effizienzrenditen 
durch Gebietsreformen. Insbesonde-
re erzwungene Gemeindezusammen-
schlüsse bergen jedoch das Risiko einer 
Verringerung der politischen Teilhabe 
und einer Instabilität der Neugemein-
den.“1

Leistungsqualität nicht verbessert
Die Ausgaben in brandenburgischen 

Gemeinden, die zwischen 2001 und 
2003 zu größeren Gemeinden fusio-
niert wurden, entwickeln sich – wie 

eine Statistik zeigt - im Durchschnitt 
sowohl vor als auch nach der Gebietsre-
form genauso wie nicht-fusionierte Ge-
meinden. Schlussfolgerung: Die Ver-
größerung der Gemeinden hatte keinen 
Effekt auf die kommunalen Ausgaben. 
Wenig deutet auch darauf hin, dass 
sich die Leistungsqualität oder Effi-
zienz von Kommunen durch Gebiets-
reformen verbessert. Schuldenstand, 
Wirtschaftswachstum oder Steuer-
einnahmen veränderten sich nach Fu-
sionen in der Regel nicht. Evaluiert 
wurden Gebietsreformen in unter-
schiedlichen Ländern, zu unterschied-
lichen Zeitpunkten, mit Gemeinden 
höchst unterschiedlicher Größenstruk-
tur und großen Unterschieden im Auf-
gabenbestand sowie für kommunale 
Gebietsreformen auf Gemeinde- und 
auf Kreisebene. Doch ob Dänemark, 
Niederlande, Finnland, Deutschland, 
oder Schweiz – das Ergebnis war stets 
nahezu das Gleiche. Vereinfacht aus-
gedrückt: Bei Gebietsreformen wer-
den mit viel Aufwand Schreibtische 
zusammengerückt. Ein ökonomischer 
Nutzen ergibt sich hieraus allerdings 
nicht.

Dazu die Studie: „Im Ergebnis wei-
sen bisherige Studien nicht darauf hin, 
dass Gebietsreformen zu einer Erhö-
hung der Qualität und Effektivität im 
Verwaltungshandeln geführt haben. 
Ein wichtiger Grund für fehlende Qua-
litätssteigerungen durch Gemeinde-
fusionen dürften die zunehmenden 
(räumlichen) Entfernungen in größe-
ren Einheiten sein. Hierdurch steigen 
Informationsaufwand und -kosten für 
die Verwaltung, z.B. durch längere 
Dienstreisen oder eine stärkere „For-
malisierung“ des Verwaltungshan-
delns als Reaktion auf zunehmende 
Anonymität – auch innerhalb der Ver-
waltung selbst.“2

Gebietsreformen verbessern also 
nicht unbedingt die Ausstattung mit 
öffentlichen Ressourcen. Ihre räum-
liche Verteilung ändert sich jedoch 
spürbar. In eingemeindeten Orten wer-
den Rathäuser und Gemeindeämter ge-
schlossen, Mitarbeiter ziehen in den 
neuen Hauptort oder müssen pendeln. 
Der Verlust des Verwaltungssitzes ko-
stet Kaufkraft und Einwohner. Studien 
können inzwischen überzeugend zei-
gen, dass Gebietsreformen das Gefäl-
le zwischen ohnehin prosperierenden 
städtischen Kerngebieten und dem Um-
land verstärken können. Diese Umver-
teilungseffekte von Gebietsreformen 
spielten in der Wissenschaft, aber auch 
in der öffentlichen Debatte bisher eine 

eher untergeordnete Rolle. Sie sollten 
jedoch verstärkt in den Blick genom-
men werden; Gebietsreformen können 
die anhaltende Landflucht noch zusätz-
lich befeuern.

Verlust an Bürgernähe
Die Hauptsorge bei Gebietsre-

formen ist jedoch der Verlust an Bür-
gernähe. Nicht nur räumlich neh-
men die Distanzen zu, der „Draht“ 
zwischen Lokalpolitik und Bürger-
schaft wird bereits rechnerisch län-
ger. Seit den flächendeckenden Ge-
bietsreformen der 1970er-Jahre gibt 
es 300.000 ehrenamtliche Mandats-
träger weniger in Westdeutschland. In 
Ostdeutschland sank die Zahl der eh-
renamtlichen Kommunalpolitiker zwi-
schen 1990 und 2017 von 120.000 auf 
37.000. Der Hauptgrund auch hier: Ge-
bietsreformen. Durch die Gemeinde-
fusionen reduzierte sich also die Zahl 
der lokalen Ansprechpartner erheb-
lich, während die Zahl der Probleme 
und Bürgeranliegen wohl kaum gerin-
ger geworden sein dürfte. Die sinkende 
Zahl von Gemeinderäten und Bürger-
meistern rüttelt auch an der Veranke-
rung der Demokratie in der Bevölke-
rung. In einigen deutschen Gemeinden 
hat der Gemeinderat inzwischen we-
niger Sitze als die Gemeinde Ortstei-
le. Etliche Bürger sehen in anonymen 
Großgemeinden ihre Interessen zuneh-
mend weniger bis gar nicht mehr ver-
treten. Es entsteht der Eindruck von 
der Politik „vergessen“ worden zu sein. 
Studien aus zahlreichen europäischen 
Ländern zeigen, dass Gebietsreformen 
zu einer niedrigeren Wahlbeteiligung 
bei Gemeinderatswahlen führen. Das 
Vertrauen in und das Interesse an der 
Lokalpolitik schwinden. Gebietsre-
formen sind keine rein technische Ver-
waltungsangelegenheit – sie berühren 
auch die Fundamente der Demokratie.

Populistische Strömungen
Stärken Gebietsreformen populis-

tische Strömungen, wird in der Studie 
die Frage gestellt und hierzu folgendes 
festgestellt: 

Die durch Gebietsreformen ausgelö-
ste Unzufriedenheit mit der lokalen De-
mokratie spiegelt sich auch im Wahl-
verhalten bei Landtagswahlen wieder. 
Für das österreichische Bundesland 
Steiermark wird gezeigt, dass nach der 
dortigen Gemeindegebietsreform 2015 
die Stimmanteile für die rechtspopulis-
tische Freiheitliche Partei Österreich 
(FPÖ) in fusionierten Gemeinden um 
2,6 % gegenüber nicht-fusionierten Ge-
meinden gestiegen sind. Die FPÖ hatte 
sich auf Landesebene dabei klar gegen 
die Gemeindegebietsreform positio-
niert.

Insgesamt weisen die jüngsten Studi-
en zu den Auswirkungen von Gebiets-
reformen auf substanzielle politische 
Kosten und damit bis dato deutlich un-
terschätzte Nebenwirkungen hin.

„In größeren Gebietseinheiten steigt 
die gefühlte Distanz zwischen Bürger 
und Kommunalpolitik. Zugleich kön-
nen räumlich heterogene Präferenzen 
nicht mehr so genau bedient werden 
wie in kleineren Einheiten. In der Fol-
ge sinken die Wahlbeteiligung und die 

Zahl der Kandidaten bei Kommunal-
wahlen. Zudem steigen die Stimman-
teile populistischer Parteien in von Ge-
bietsreformen betroffenen Regionen. 
Insbesondere der Einfluss von Gebiets-
reformen auf die demokratische Teil-
habe kam in der bisherigen Debatte 
deutlich zu kurz.“3

In der Studie wird auf eine Arbeit von 
Rösel und Sonnenburg (2016) verwie-
sen, in der erklärt wird, „dass die ge-
wachsene politische Distanz durch die 
Kreisgebietsreform 2011 in Mecklen-
burg-Vorpommern mit höheren Stim-
manteilen für die rechtspopulistische 
Alternative für Deutschland (AfD) bei 
der darauf folgenden Landtagswahl 
einhergeht. Die AfD konnte insbeson-
dere in den Gemeinden hohe Stimma-
nteile verbuchen, deren Einfluss auf 
Kreisebene (gemessen am Anteil der 
Wahlberechtigten) durch die Kreisge-
bietsreform 2011 besonders stark zu-
rückgegangen ist. Wachsende räum-
liche Entfernungen (also die Distanz 
zum Landratsamt), die zumeist eher im 
Fokus des öffentlichen Interesses ste-
hen, spielen dagegen eine eher unterge-
ordnete Rolle. Die Studie ist jedoch nur 
eingeschränkt kausal interpretierbar.“

Kosten-Nutzen-Bilanz
Mit Blick auf aktuelle Evaluationsstu-

dien kann man die Kosten-Nutzen-Bi-
lanz groß angelegter Gebietsreformen 
bestenfalls als gemischt bezeichnen. 
Größere Verwaltungseinheiten bedeu-
ten keineswegs automatisch niedrigere 
Ausgaben oder eine höhere Effizienz. 
Das gilt sowohl für Gebietsreformen 
auf Kreis- als auch auf Gemeinde-
ebene. Gebietsreformen haben aber 
nachweisbar unliebsame regional-
wirtschaftliche und politische Neben-
wirkungen. Diese Ergebnisse mahnen 
zur Zurückhaltung bei der Schaffung 
(zu) großräumiger Gebiets- und Ver-
waltungsstrukturen. Natürlich gibt es 
in Einzelfällen gute Gründe für frei-
willige Gemeindezusammenschlüsse. 
Im Allgemeinen sollten aber weniger 
eingriffsintensive Alternativen flä-
chendeckenden Gebietsreformen vor-
gezogen werden. Die Potenziale von 
interkommunaler Zusammenarbeit, 
Aufgabenneuzuordnungen zwischen 
staatlichen Ebenen oder Leistungsver-
gleichen bzw. „Benchmarks“ oder der 
Digitalisierung der öffentlichen Ver-
waltung werden häufig noch nicht an-
satzweise ausgeschöpft.
(Quelle: https://kommunal.de/gebiets-

reformen-sparen-kein-geld, 12.09.2018)
—

1 Gebietsreformen: Hoffnungen, Ri-
siken und Alternativen von Sebasti-
an Blesse und Felix Rösel, Januar 
2017, Ifo Working Paper No. 234, ht-
tp://www.cesifo-group.de/DocDL/wp-
2017-234-blesse-roesel-gebietsrefor-
men.pdf
2 Ebenda. 
3 Ebenda.
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Unseren  Leserinnen und Lesern wünschen wir ein frohes 
Weihnachtsfest und alles Gute für das neue Jahr 2019 !

Auf seiner Jahreshauptversamm-
lung am 3. Dezember wählte das Kom-
munalpolitische Forum Sachsen e.V. 
(KFS) einen neuen Vorstand, dem nun 
folgende Mitglieder angehören: Sabine 
Pester (Chemnitz) als neue Vorsitzen-
de; Konrad Heinze (Chemnitz), Lars 
Kleba (Dresden) und Mirko Schult-
ze (Görlitz) als Stellvertreter, Carola 
Goller (Dresden) als Schatzmeisterin 
sowie Thomas Scherzberg als Beisit-
zer. 

Nicht mehr für den Vorstand kan-
didierten Klaus Tischendorf und Sus-
anna Karawanskij. Klaus Tischendorf 
hatte dem Vorstand über Jahrzehnte 
angehört und seit 2014 den Verein als 
Vorsitzender geleitet. Susanna Kara-
wanskij ist seit September Sozialmini-
sterin im Land Brandenburg. 

Zu Beginn der Jahreshauptversamm-
lung wurde satzungsgemäß der Tätig-
keitsbericht für das Jahr 2017 erstattet. 

Wie im Bericht ausgeführt, konzen-
trierte sich die Veranstaltungstätigkeit 
des KFS 2017 im wesentlichen auf die 
Durchführung von Intensivseminaren, 
Tagesseminaren und Informationsver-
anstaltungen in verschiedenen Land-
kreisen. Behandelte Themen waren 
u.a.: Öffentlichkeitsarbeit und Kom-
munikation, Stadtentwicklung, Faire 
Beschaffung in der Kommune, Kom-
munaler Haushalt, Grundlagenwissen 
zum Kommunalen Mandat, Gesund-
heitsversorgung im ländlichen Raum, 
Bürgerbeteiligung, kommunale Se-
niorenbeiräte, Zeitsouveränität in der 
ehrenamtlichen Stadtratsarbeit, No-
vellierung SGB VIII, Praxis des Ver-
gaberechts für sächsische Kommunen. 
Insgesamt fanden 23 Veranstaltungen 
in 13 verschiedenen Orten statt, bei 
denen 325 Teilnehmer/innen gezählt 
wurden. Veranstaltungsorte waren: 
Brand-Erbisdorf (2)1, Chemnitz (3), 
Cunersdorf (1), Dresden (1), Franken-
berg (4), Freiberg (2), Hartmannsdorf 
(1), Hohnstein-Ernsttahl (1), Leipzig 
(1), Lugau (2), Moritzburg (1), Torgau 
(1), Zittau (3).

Ein Tätigkeitsgebiet von hohem Stel-
lenwert ist die Publikationstätigkeit in 
der Bildungsarbeit des KFS. Dafür ste-
hen drei Publikationsmedien zur Ver-
fügung: die Bücher der Reihe „Editi-
on KFS“, die 10x im Jahr erscheinende 
Zeitungsbeilage „Kommunal-Info“ 
und die 2017 neugestaltete Home-
page www.kommunalforum-sachsen.
de. Die als zusätzliche Informations- 
und Werbemöglichkeit für die Ange-
bote des Vereins eingerichtete Face-
book-Seite des KFS wurde bislang von 
über 460 Personen abonniert. 

Von der fachlichen Qualität der Publi-
kationen zeugt, dass Mandatsträger/in-
nen, Bürgermeister/innen, Stiftungen, 
Vereine und politisch interessierte Bür-
ger/innen innerhalb und außerhalb 
Sachsens die Bücher des KFS nach-
fragen. In der sächsischen Landes- und 
Universitätsbibliothek sind die Titel in 
der Regel ständig ausgeliehen und müs-
sen vorbestellt werden.

—
1 In Klammern die Anzahl der 
  Veranstaltungen. 

KFS wählte neuen Vorstand

Mirko Schultze, Carola Goller, Lars Kleba, Sabine Pester, Thomas Scherzberg, Konrad Heinze (v.l.n.r.)

Neue Publikationen

Die Kommunalakademie der Ro-
sa-Luxemburg-Stiftung hat aus ihrer 
Schriftenreihe „Crashkurs Kommune“ 
die Einführung „Linke Kommunalpoli-
tik“ in einer aktualisierten Neuausga-
be herausgebracht. Auf etwa hundert 
Seiten wird Einsteiger*innen und Fort-
geschrittenen ein Überblick über Mög-
lichkeiten und Grenzen linker Kommu-
nalpolitik gegeben. Es wird dargestellt, 
welche Herausforderungen sich für 
die Arbeit in den kommunalen Gre-
mien stellen und welche kommunalpo-
litischen Handlungsfelder sich auftun. 
Anhand aktueller Themenfelder, Bei-
spiele und vieler Verweise stellen die 
beiden Autorinnen (Claudia Leonhardt 
/ Felicitas Weck) linke kommunalpoli-
tische Handlungsspielräume dar, ge-
ben Hinweise zum Weiterlesen und An-
regungen zum eigenen linken Agieren 
in der Kommunalpolitik - damit manche 
Idee auch Realität werden kann. 

In dem neuen Handbuch „Das kom-
munale Mandat“ wird Gemeinde-, 
Stadt- und Kreisrätinnen und -räten 
ein elementares Handwerkzeug für ih-
re Tätigkeit in kommunalen Gremien 
und in kommunalen Betrieben bereit 
gestellt. Das Handbuch gliedert sich 
in zwei Teile: Im I. Teil, verfasst von 
Achim Grunke, werden die Rechte und 
Pflichten behandelt, die bei der Wahr-
nehmung des kommunalen Mandats 
im Gemeinderat und seinen Gremien 
bestehen. Der II. Teil, erarbeitet von 
Alexander Thomas, befasst sich dann 
mit den Rechten und Pflichten kommu-
naler Vertreter/innen in den Aufsichts-
räten kommunaler Unternehmen. 

Das „Handbuch für eine nachhaltige 
kommunale Umweltpolitik“ von Tho-
mas Scherzberg bietet einen umfang-
reichen Überblick und liefert zu jedem  
angesprochenen Thema sowohl grund-
sätzliche Informationen, mögliche 
Strategien als auch konkrete Ansätze 
für Beschlussanträge auf Gemeinde- 
und Kreisebene. 
Behandelt werden im Handbuch fol-
gende Themen: Siedlungsentwicklung, 
Immissionsschutz, Naturschutz und 
Tierschutz, Energie- und Klimapolitik, 
Nachhaltige Mobilität, Ressourcen-
schutz, Bodenschutz. Ein eigenes Ka-
pitel ist dem Ländlichen Raum gewid-
met. 



Die Lausitzer LINKE-Landtagsabgeord-
neten Kathrin Kagelmann und Mirko 
Schultze stellten mit ihrer Partnerauto-
rin Antonia Mertsching 15 Thesen für 
einen Strukturwandel in der Lausitz vor. 
Wir präsentieren Auszüge.

Das Ende des Braunkohlezeitalters 
geht alle an, schon wegen der Abbau-
Folgeschäden. Nimmt die Regierung 
die Bergbauunternehmen nicht in die 
Pflicht, bleiben alle auf den Kosten sit-
zen. Aber das ist nur ein Aspekt – die 
Lausitz braucht insgesamt eine gute 
Zukunft. Dazu liegen nun 15 Thesen 
vor. „Mit unserem Diskussionsangebot 
wollen wir der ,mentalen Schwermut 
einer Region‘ entgegentreten und zum 
,Klimawandel der anderen Art‘ moti-
vieren – für eine Lausitz als Labor für 
spannende Köpfe. Denn fehlende Köpfe 
werden eher unser Problem sein als das 
Geld“, so Kathrin Kagelmann. Ihr Kol-
lege Mirko Schultze stimmt zu: „Das 
Papier ist das erste Ergebnis eines 
Austausches mit 54 Organisationen 
und Persönlichkeiten.“ 

Die Lausitz brauche einen Um- und Auf-
bruch, der kulturelles Erbe, landschaft-
liche Vorzüge und neues Lebensgefühl 
verbindet. Die Zeit sei überreif, denn 
nicht nur die Beschäftigten brauchen 
Sicherheit. Die Hoffnung, es könne ein-
fach alles so weiterlaufen, trüge. Und 
nur die Bergbaufolgensanierung könne 
vielen Bergleuten eine langfristige 
Arbeitsperspektive geben. 

1. Neue Arbeitskultur

Statt auf Konzerne zu warten, wollen wir 
kleine bis mittlere Unternehmen in pri-
vatem, kommunalem oder vereins- bzw. 
belegschaftsgetragenem Eigentum för-
dern. Wir streben eine 30h-Arbeitswo-
che für die Region an und wollen für die 
Lausitz das Pilotprojekt eines perso-
nell, räumlich und zeitlich begrenzten 
Grundeinkommens starten. 
 
2.  Energieregion bleiben

Die Fachkräfte der Energiewirtschaft, 
die über 2030 hinaus in den auslau-
fenden Kohlekraftwerken oder Tage-
bauen beschäftigt sein werden, sind die 
umworbenen Fachkräfte einer postfos-
silen Wirtschaftsstruktur. Die Lausitz 
kann ihren Charakter als Energieregion 
bewahren – mit Energieerzeugung aus 
erneuerbaren Energien und als Stand-
ort für effiziente Technologien.

3. Bunte Werkstatt-Atmosphäre 
statt grauer Konferenzen

Ein „Strukturwandel von unten“ braucht 
einfache Diskussions- und Mitmachfor-
mate für alle, die sich einbringen wol-
len. 

4. Frei-Räume für Freigeister 

Bisher konzentrierte sich Ansiedlungs-
begleitung auf große industrielle Player 
auf teuren Gewerbegebieten. Startups 
oder Kreative scheitern dagegen häu-
fig bereits an der Standortwahl. Struk-
turwandel muss den regionalen Vorteil 
Leerstand ausspielen, indem kreative-
Köpfe kostenlos Frei-Räume für innova-
tive Projekte bekommen. 

6. Fonds Zivilgesellschaft Lausitz

Weil alte Beziehungsgeflechte den 
Zugang zu Fördermitteln erleichtern, 
drohen junge kreative Projekte diesen 
Wettlauf zu verlieren. Selbst wenn nicht 
alle Ideen umsetzbar erscheinen, eröff-
net der unabhängige Pioniergeist Chan-
cen. Gerade solche Akteure brauchen 
niedrigschwellige Zugänge zu Förder-
fonds. Deshalb ist die Idee eines Fonds 
Zivilgesellschaft Lausitz gut. 
 
7. Willkommensregion

Die Lausitzer Arbeitskräfte der Zukunft 
kommen nicht aus dem Nachbardorf, 
sondern aus allen Teilen der Welt. Dass 
sie bleiben, ist eine Chance. In der Lau-
sitz muss eine Imagekampagne zur 
Willkommenskultur entwickelt werden. 

8. Neues Lebensgefühl 

Alternative Wirtschafts-, Lebens- und 
Wohnformen ebenso wie differenzierte 
Kita- und Schulmodelle bis hin zu einer 
vielschichtigen Kulturszene schaffen 
eine attraktive Atmosphäre von Moder-
nität, Weltoffenheit und Umweltbe-
wusstsein. Die Lausitz sollte individu-
elle Wege eröffnen – beispielsweise 
genossenschaftliche oder gemein-
schaftliche Infrastruktur zur Nahver-
sorgung mit Nahrungsmitteln oder regi-
onalen Produkten. Mobile Fachärzte, 
Bibliotheken, mobile Bildungsangebote 
oder Sparkassen könnten regelmäßig 
durch die Lausitz touren.

11. Alternative Mobilität

Ein enges Netz an Zubringerstrukturen 
für Pendler, Reisewillige oder Touris-
ten soll vom Auto unabhängige Mobi-
lität ermöglichen. Dass Angebot muss 
fahrscheinlos und mit einheitlichem 
Ticketsystem funktionieren. Im Zusam-
menspiel von Schienennahverkehr und 
öffentlichem Nahverkehr, Rufbus oder 
Ruftaxisystemen sowie Carsharing, 
Leihfahrrädern oder Mitnahmestatio-
nen wird eine flächendeckende Struk-
tur aufgebaut, optimal angebunden an 
die Verkehrsknotenpunkte.

12. Überholen statt Einholen 

Ziel ist ein GigaBit-Netz mit symmetri-
schem Up- und Download. Nur so wird 
Breitband zum Standortvorteil. Wir wol-
len WLAN-Hotspots in Städten und an 
touristisch wichtigen Orten sowie eine 
Netzanbindung, die Homeoffice bei 
datenintensiven Berufen ermöglicht. 
 
13. Euro-Uni diskutieren

Die Hochschule Zittau/Görlitz ist ein 
wichtiger Bildungsstandort. Wir wol-
len die Lausitz als Bildungsraum in der 
Mitte Europas etablieren. Langfristig 
regen wir eine Diskussion um einen 
Universitätsstandort Lausitz an, der auf 
gleichberechtigte europäische Koope-
ration abzielt.

15. Rettet das Niemandsland!

Die Lausitz mit ihren Feldern, Wäldern 
und Seen ist eine ganz eigene Land-
schaft, in der Menschen noch Ruhe fin-
den. Wir sind überzeugt, dass die Lau-
sitz gerade aufgrund ihrer Natürlichkeit 
prädestiniert ist für ein besonderes 
Naherholungskonzept: weite lärmfreie 
Bereiche, nächtliche totale Dunkelzo-
nen und bewusst empfangsfrei gehal-
tene Bereiche. 

Das ganze Papier: bit.ly/2G8QJUT

Liebe Leserinnen  
und Leser,
 
„Antisemitismus gestern und heute – 
warum die Reichspogromnacht nicht nur 
Geschichte ist“ – das war eine wichtige 
Landtagsdebatte am Vorabend des  
9. November. Was in der Nacht zum 
10. November 1938 geschah, war das 
Ergebnis einer Geschichte, die lange vor 
1933 begonnen hatte, mit der Ausgren-
zung einer Menschengruppe und einer 
Religion. Das Ergebnis war Auschwitz. 

Wir dürfen nicht zulassen, dass so etwas 
wieder geschieht, und müssen uns 
gegen jeden Antisemitismus wenden. 
Es ist erst ein paar Wochen her, dass in 
Chemnitz ein jüdisches Restaurant atta-
ckiert wurde. In Sachsen gab es 2017 
insgesamt 118 Straftaten mit antisemi-
tischem Bezug, bis auf zwei waren alle 
rechtsmotiviert. 2018 wurden bisher  
72 antisemitische Straftaten registriert.

Wir hatten zu Jahresbeginn im Landtag 
beantragt, in Sachsen das Amt einer 
oder eines Antisemitismusbeauftragten 
einzurichten und an zentraler Stelle bei 
der Staatskanzlei anzusiedeln. Nach-
dem uns die Landesregierung zunächst 
erklärt hatte, das sei unnötig, hat der 
Staatskanzleichef im November gesagt: 
„Es ist uns als Staatsregierung ein 
zentrales Anliegen, einen Beauftragten 
für jüdisches Leben zu berufen, der res-
sortübergreifend die Präventions- und 
Interventionsarbeit der Staatsregierung 
koordinieren soll.“ Wir freuen uns über 
diesen Sinneswandel – aber er ist nur 
halbherzig: Die oder der Beauftragte 
soll im Kultusministerium arbeiten, das 
für die Schulen, also für Kinder und 
Jugendliche zuständig ist, nicht aber für 
die Erwachsenen. Und mit den kärg-
lichen 150.000 Euro, die dafür eingep-
lant sind, kann weder Antisemitismus 
wirksam bekämpft noch jüdisches Leben 
gefördert werden. Also: Nachbessern! 
Wir bleiben dran.

 

Rico Gebhardt 
Fraktionsvorsitzender
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Erneuerbar ist nicht genug!
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In Chemnitz, Leipzig und Dresden 
haben mindestens 700 Menschen 
keine Wohnung. Das sind nur dieje-
nigen, die sich bei den Behörden und 
den Anlaufstellen wie der Diakonie 
melden. Im Winter heißt Wohnungs-
losigkeit Lebensgefahr. Erneut hat 
die Linksfraktion das Thema auf die 
Tagesordnung gesetzt. 

Susanne Schaper, Sozial- und 
Gesundheitspolitikerin, erhob vier 
Forderungen (Drucksache 6/14579). 
„Wir wollen erstens eine Wohnungs-
notfallberichterstattung wie in Nord-
rhein-Westfalen. Es muss klar werden, 
wie viele Menschen wohnungslos oder 
davon bedroht sind.“ 

Mit den kommunalen Spitzenverbän-
den, Wohlfahrtsverbänden, Kirchen 
und Wohnungsloseninitiativen solle 
die Regierung zweitens ein Konzept 
mit Präventions- und Interventions-
maßnahmen erarbeiten. Dazu müss-
ten drittens die Ursachen der Woh-
nungslosigkeit erforscht werden. 
Denn die seien vor allem, aber nicht 
ausschließlich sozialer Natur. „Bisher 
werden Schulden und Sozialleistungs-
bezug als häufigste Gründe identifi-
ziert. Das ist kein Wunder, solange 
eine soziale Mindestsicherung sankti-
oniert werden kann“, so Schaper.

Viertens fordert die Linksfraktion ein 
Winternotprogramm. Der Freistaat 

solle die Städte und Gemeinden finan-
ziell in die Lage versetzen, Wohnungs-
losen an kalten Tagen kostenlose und 
anonyme Unterkünfte zu bieten. 

„Wer etwas will, findet Wege; wer 
etwas nicht will, findet Ausreden“ – so 
lasse sich die Haltung von CDU und 
SPD dazu zusammenfassen. Die hat 
sich auch in der aktuellen Landtags-
debatte nicht geändert. Die Landes-
regierung rede sich mit dem Hinweis 
heraus, dass die Kommunen für den 
Kampf gegen Obdachlosigkeit zustän-
dig sind, kritisiert Schaper. „Sie bemü-
hen sich nicht einmal um aussage-

kräftige Zahlen und verweisen auf den 
Bund, der eine Statistik plant. Aber 
selbst dafür müsste Sachsen zuarbei-
ten, was überdies nur der erste Schritt 
zur Lösung wäre. Also Schluss mit der 
Ignoranz!“

Wohnen sei ein Menschenrecht, das 
auch und gerade in einem reichen 
Land für alle gelte, so Schaper. „Daher 
müssen wir alles tun, um den Betrof-
fenen zu helfen. Wir dürfen es nicht 
zulassen, dass die Zahlen weiter stei-
gen. Wir dürfen es nicht zulassen, 
dass Menschen vor unseren Türen 
erfrieren!“

Wohnungslosigkeit heißt bald: Lebensgefahr! Kleine Unternehmen 
besser fördern! 

Unlängst stand die „Entwicklung 
des Wirtschaftsstandortes Sach-
sen“ auf der Tagesordnung des 
Landtags. Die Linksfraktion hatte 
per Großer Anfrage (Drucksache 
6/13484) dafür gesorgt. 165 
Fragen führten zu 400 Seiten 
voller Daten. Sachsens Wirt-
schaft ist unterm Strich weniger 
mittelständig, sondern vor allem 
durch Klein- und Kleinstunter-
nehmen geprägt – 90 Prozent 
haben weniger als zehn Beschäf-
tigte. Das wird sich nicht mehr 
ändern, meint Luise Neuhaus-
Wartenberg, Sprecherin für 
Mittelstand, Handwerk und 
Tourismus: „Die großen DAX-
Unternehmen werden sich nicht 
mehr ansiedeln. Wir müssen aus 
dem schöpfen, was da ist.“ 

Der Freistaat müsse kleine 
Betriebe besser unterstützen, 
denn die haben oft gar keine 
Zeit, sich durch den Dschungel 
der Förderrichtlinien zu kämp-
fen. Auch Nico Brünler, wirt-
schaftspolitischer Sprecher, 
dringt auf eine höhere Anwen-
dungsfreundlichkeit, damit die 
Unternehmen die Fördermittel 
auch wirklich abrufen können 
(Drucksache 6/15360). „Die 
Förderregeln müssen einfacher 
werden. Zudem sollte der Frei-
staat eigene Förderprogramme 
auflegen – bisher beteiligt sich 
Sachsen nur an Programmen des 
Bundes und der EU.“ Nötig seien 
auch gezielte Förderinstrumente 
für Unternehmensgründungen.

Der Binnenmarkt in Sachsen 
müsse gestärkt werden, so 
Neuhaus-Wartenberg: „Exporten 
im Wert von 41 Milliarden Euro 
standen im Jahr 2017 Importe 
im Wert von 24 Milliarden Euro 
gegenüber.“ Das mache die 
Wirtschaft anfällig für Erschütte-
rungen auf den internationalen 
Märkten. „Ein gestärkter Binnen-
markt und eine angemessene 
Exportquote schützen mög-
licherweise vor den Krisen des 
internationalen Finanzmarktes.“ 
Deshalb müssten auch die Löhne 
steigen, um die Kaufkraft im Frei-
staat zu erhöhen.

Eine weitere Baustelle: die 
Berufsausbildung Im Schnitt gibt 
es je nach Branche drei- bis vier-
mal mehr unbesetzte Lehrstellen 
als 2009. Neuhaus-Wartenberg: 
„Offenbar mangelt es den Aus-
bildungsberufen an Attraktivität. 
Ein Schritt könnte ein flächen-
deckendes Ausbildungsmindest-
gehalt sein, das an branchen-
übliche Tarife gebunden und 
gegebenenfalls durch Förderung 
mitfinanziert wird.“

Die Ideen liegen auf dem Tisch. 
Nun braucht es eine Regierung, 
die sie auch umsetzen will – 
damit sich der Wirtschaftsstand-
ort Sachsen gut entwickelt.
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Historische Aufgaben
Nach 1990 endete in vielen Regionen 
der DDR der Erz-, Salz- oder Kohle-
bergbau. Um die Sanierung zu bewäl-
tigen, wurden Bundes- oder Bund-
Länder-Gesellschaften gegründet. Die 
Bergleute bekamen eine Aufgabe, die 
sie  verstanden, die sie sicher manch-
mal schweren Herzens ausführten, die 
aber eine Bleibemöglichkeit bot. 

Sachsens Braunkohlereviere stehen 
bald vor ähnlichen Problemen. Die mit 
der Zeit außer Betrieb gehenden Kraft-
werke müssen abgebrochen und die 
Standorte saniert werden. Die Tage-
baue müssen langfristig aus der Berg-
aufsicht entlassen werden können, die 
Böden wiederhergestellt sein, in den 
entstehenden Seen soll man baden 
können, die Wälder sollen begehbar 
und mit dem Rad befahrbar sein.

Um das zu organisieren, fordert die 
Linksfraktion im Landtag eine Bund-
Länder-Gesellschaft (Drucksache 
6/15206). Dr. Jana Pinka, umweltpo-
litische Sprecherin, verwies auf die 
Wismut GmbH, die Lausitzer und Mit-
teldeutsche Bergbau-Verwaltungsge-
sellschaft (LMBV) und die Gesellschaft 
zur Verwahrung und Verwertung still-
gelegter Bergwerksanlagen. „Die Wis-
mut hat bisher sechs Milliarden Euro 
für die Sanierung ihrer Standorte in 
Sachsen und Thüringen eingesetzt und 
die LMBV für die ihrigen in Branden-
burg, Sachsen-Anhalt, Sachsen und 
Thüringen etwa elf Milliarden Euro.“ 

Die neue Gesellschaft solle Sachsen, 
Brandenburg, Sachsen-Anhalt und 
Nordrhein-Westfalen umfassen. Sie 
solle älteren Beschäftigten, die heute 
in der Kohle und in den Kraftwerken 
arbeiten, eine Brücke zur Rente bauen. 
„Wir legen einen Vorschlag für einen 
Beschäftigungsübergang vor. Mag 
sein, er ist nicht weitreichend genug. 
Aber ich habe bisher weder aus dem 
Bundestag noch aus den Landtagen 
etwas gehört, was der Arbeiterin oder 
dem Arbeiter als Perspektive angebo-
ten werden soll“, so Pinka. Finanziert 
werden solle die Gesellschaft haupt-
sächlich vom Bund und den betroffe-

nen Ländern, aber auch von den Berg-
bautreibenden und den Betreibern der 
Kraftwerke. Ihr Hauptsitz solle in Hoy-
erswerda sein. 

„Angesichts der Geschwindigkeit, mit 
der die Bedrohung des Klimawandels 
auf uns zukommt, müssen wir zügig 
handeln“, so Pinka. Das heiße: Zügig 
aus der Kohleverstromung aussteigen, 
den Bergleuten schnellstmöglich eine 
Beschäftigungs-Perspektive geben – 
und Sicherheitsleistungen der Berg-
bautreibenden einholen, damit nicht 
am Ende die Allgemeinheit blechen 
muss. Die Zeit drängt.
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Am 10. November 2018 fand im West-
flügel in Leipzig die kulturpolitische 
Konferenz der Linksfraktion statt. Am 
Tisch saßen Kunst- und Kulturschaf-
fende, Mitglieder der sächsischen Lan-
deskulturverbände, Politiker*innen, 
Kreativwirtschaftler*innen und Vertre-
tungen der Kultureinrichtungen zum 
Austausch, begrüßt vom Fraktionsvor-
sitzenden Rico Gebhardt. Drei groß-
artige Referent*innen aus Hamburg, 
Wien und Berlin sprachen zu den The-
men „Honoraruntergrenzen für alle!?“, 
„Ist die heutige Förderpolitik noch zeit-
gemäß?“ und „Gesicherte Zukunft und 
soziale Absicherung für Kunst- und Kul-
turschaffende – aber wie?“ 

Einigkeit bestand darin, dass Kunst 
und Kultur entscheidende Standort-
faktoren sind, die eine herausragende 
Bedeutung für die Gesellschaft haben, 
die Lebensqualität verbessern, Men-
schen bilden und eine kritische Aus-
einandersetzung mit der Wirklichkeit 
ermöglichen. Andererseits zeigte sich 
durch die zahlreichen Redebeiträge 
jedoch, wie prekär die Situation vie-
ler Kunst- und Kulturschaffenden ist, 
wie um knappe Fördermittel gekämpft 
werden muss und wie groß das Inter-

esse ist, an dieser Situation etwas zu 
ändern. Denn die Arbeit ist oft nicht 
existenzsichernd, Ateliers und Frei-
räume können nicht mehr gehalten 
werden. Das Durchschnittseinkom-
men ist erschreckend, bei den Frauen 
beträgt es gerade einmal 908 Euro im 
Monat. Von diesem Budget sollen sie 
sich dann noch selbst versichern und 
für die Rente vorsorgen. Wie lange 
kann das noch gut gehen? Trotz Nach-
besserungen bei der Finanzierung 

durch die Landesregierung zeichnet 
sich im Moment keine Lösung ab. Die 
ökonomische und soziale Basis für Kul-
turschaffende muss neu gedacht wer-
den; hierzu braucht es neue Ansätze. 
Diese fanden wir in der Diskussion mit 
den Teilnehmenden und damit auch 
viele Impulse für parlamentarische Ini-
tiativen. Es gibt viel zu tun.

• Franz Sodann, kulturpolitischer Spre-
cher 

Ein LKW-Fahrer im Erzgebirge steht 
jeden Morgen um fünf Uhr auf, sitzt 
dann den ganzen Tag am Steuer. Am 
Ende des Monats geht er mit rund 1.100 
Euro nach Hause – dem Mindestlohn. 
Als er nach zehn Jahren seinen Chef 
fragt, ob vielleicht 200 Euro mehr im 
Monat drin wären, lautet die Antwort: 
Du musst ja nicht hier arbeiten.

Eine Reinigungskraft putzt laut Ver-
trag zwei bis drei Stunden in einer Ein-
richtung. Tatsächlich braucht sie vier 
bis fünf Stunden – weil eine ordentli-
che Reinigungsleistung eben ihre Zeit 
braucht. Sie bekommt dann unterm 
Strich nicht einmal den Mindestlohn.

Das sind zwei Fälle unter hunderttau-
senden in Sachsen. Mehr als ein Drittel 
der Vollzeitbeschäftigten erhalten weni-
ger als 2.000 Euro brutto im Monat. Nur 
in Mecklenburg-Vorpommern ist dieser 
Anteil noch höher. 300.000 Beschäf-
tigte im Freistaat bekommen mehr 
Geld, seitdem der Mindestlohn gilt. 
Dass es ihn endlich gibt, ist erfreulich. 
Seine geringe Höhe ist es aber nicht. 
Sie wird es auch nach mickrigen Erhö-
hungen 2019 und 2020 nicht sein. 

„Für einen Mindestlohn, der vor Armut 
schützt – jetzt handeln, Herr Dulig!“ 
Das hat die Linksfraktion in einer aktu-
ellen Landtagsdebatte gefordert. Nico 
Brünler, Sprecher für Wirtschafts- 
und Arbeitsmarktpolitik, freut sich, 
„dass nun auch die SPD 12 Euro Min-
destlohn will. Das dürfte aber eine takti-
sche Reaktion auf ihre Wahlergebnisse 
in Bayern und Hessen sein.“ Schon vor 
einem Jahr habe die LINKE im Bundes-
tag beantragt, was Bundesarbeitsmi-
nister Heil jetzt bis 2020 umsetzen 
will: den Mindestlohn an der Mindest-

lohn-Kommission vorbei anzuheben. 
Das lehnte die SPD ab. Auch Sachsens 
SPD-Chef Dulig sieht einen Mindest-
lohn von 12 Euro nur als Langfristper-
spektive. Brünler: „Man kann natürlich 
warten, bis der Mindestlohn durch die 
normalen Anpassungen dieses Niveau 
erreicht hat. Aber das würde zehn bis 
zwölf Jahre dauern. Die Inflation würde 
den Großteil der Steigerungen auffres-
sen.“ Die Staatsregierung nehme es 
hin, dass viele, die den Wohlstand erar-
beiten, nicht von ihm profitieren. 

Dabei könne Sachsen etwas tun, um 
das Lohnniveau zu heben. Die Links-
fraktion schlägt ein neues Verga-
begesetz vor. Bei öffentlichen Aus-
schreibungen soll neben sozialen und 
ökologischen Aspekten ein spezifischer 
Mindestlohn gelten. Aufträge soll nur 
erhalten, wer seine Beschäftigten min-
destens in Höhe der untersten Ent-
geltgruppe des öffentlichen Dienstes 

entlohnt – das sind 11,24 Euro Stun-
denlohn. „Das wäre ein erster Schritt“, 
so Brünler. Susanne Schaper, Spre-
cherin für Sozialpolitik, pflichtet ihm 
bei: „CDU, CSU und SPD haben bis jetzt 
dafür gesorgt, dass der Mindestlohn 
nicht vor Armut schützt. Mit 8,84 Euro 
kann man selbst nach 45 Jahren in Voll-
zeit keine Rente oberhalb der Grundsi-
cherung erreichen.“

Auf ihrer jährlichen Renteninfo sehen 
der LKW-Fahrer und die Reinigungs-
kraft dann, dass sie im Rentenalter in 
die Grundsicherung fallen werden, so 
als hätten sie nie gearbeitet. Damit der 
Mindestlohn zum Leben reicht und eine 
Rente ermöglicht, die zumindest ein 
bisschen die Arbeitsleistung widerspie-
gelt, müsste er zügig auf 12,63 Euro pro 
Stunde steigen. Diese Zahl kommt von 
der Bundesregierung! Arbeit darf nicht 
arm machen, sondern sie muss ein 
Leben in Würde ermöglichen.

Konferenz „Kunst.Kultur.Perspektiven.“

Dieser Mindestlohn bleibt ein Armutslohn Reizstoffe sind Waffen 
– Einsatz begrenzen!

Bei Demonstrationen, Sitzblo-
ckaden oder hitzigen Fußball-
spielen wird oft Reizgas einge-
setzt, um Menschenmengen 
zu disziplinieren. Das ist immer 
gefährlich, egal ob Menschen 
gesundheitlich vorbelastet sind 
oder nicht – und das betrifft 
auch Unbeteiligte oder Polizeibe-
amte. Die Hersteller weisen dar-
auf hin, dass nach dem Kontakt 
mit Reizstoffen Erste Hilfe nötig 
ist – die ist aber bei Versamm-
lungslagen oft unmöglich. Des-
halb wollen wir strengere Regeln 
für den Einsatz von Reizstoffen 
gegen Menschen bei Versamm-
lungen. Die Staatsregierung 
soll sicherstellen (Drucksache 
6/14719), dass Reizstoffe nicht 
gegen Menschen eingesetzt 
werden, es sei denn, es müssen 
körperliche Eigen- und Fremdge-
fährdungen abgewehrt werden. 
Reizstoffe sollten nicht länger 
mittels Wasserwerfer eingesetzt, 
die Granatpistolen ausgemustert 
und jeder Einsatz dokumentiert 
werden. Denn es liegt in der phy-
sikalischen Natur dieser Einsatz-
mittel, dass sie nicht zielgerich-
tet beherrschbar sind.

 
Bahn frei für Hilfs- 
und Rettungsdienste!

Wer Auto fährt, wird schon ein-
mal auf der Autobahn im Stau 
gestanden haben – und wissen, 
dass die vorgeschriebene Ret-
tungsgasse zwischen zwei Spu-
ren oder, bei drei Spuren, zwi-
schen der mittleren und linken 
Fahrbahn keine Selbstverständ-
lichkeit ist. Viele Verkehrsteil-
nehmer fangen erst an zu ran-
gieren, wenn das Blaulicht schon 
von hinten naht. Das vergeudet 
wertvolle Zeit, sofern der Platz 
dann überhaupt noch ausreicht, 
um die Gasse zu bilden. Ein wei-
teres Ärgernis sind Gaffer, die 
langsam an Unfallstellen vorbei-
fahren und so oft weitere Crashs 
provozieren. Die Linksfraktion 
hat nun Vorschläge gemacht 
(Drucksache 6/14720), um diese 
Probleme anzugehen. 

So soll die Landesregierung die 
Plakataktion „Rettungsgasse ret-
tet Leben!“ um weitere Informa-
tionskampagnen ergänzen, etwa 
zum Thema „Gaffen“ bei Ver-
kehrsunfällen. Gegenüber dem 
Bund und der Innenministerkon-
ferenz sollte Sachsen auf eine 
bundesweite Kampagne dringen 
und darauf, dass Radiosender in 
Verkehrsdurchsagen zum Bilden 
von Rettungsgassen aufrufen. 
Anbieter von Navigationssys-
temen und Smartphone-Apps 
sollten dazu bewegt werden, 
sicherzustellen, dass ihre Geräte 
bei Verkehrsunfällen audiovisuell 
zum Bilden von Rettungsgassen 
auffordern.
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Ihre vierte öffentliche Fraktionssitzung 
führte die Linksfraktion am 13. Novem-
ber 2018 nach Leipzig. Thema war die 
Novelle des Polizeirechts, die von der 
CDU-SPD-Koalition angestrebt wird. 
Am Vormittag berieten die Abgeord-
neten darüber im „Haus des Buches“. 
Zu Gast war Sylvia Queck-Hänel, Ord-
nungsamtschefin in Görlitz. Wir sehen 
uns in unserer Kritik bestätigt, dass die 
Regierung unverhältnismäßig tief in die 
Grundrechte eingreifen will – und das 
für einen zweifelhaften Sicherheitsge-
winn. Alle Bürgerinnen und Bürger sol-
len zu potentiellen Gefährderinnen und 
Gefährdern erklärt werden. Eingriffs-
befugnisse der Polizei sollen greifen, 
ohne dass jemand eine Straftat vorbe-
reitet oder verübt hat. Damit werden 
Mittel der Terrorabwehr in polizeiliches 
Alltagshandeln überführt, Polizei und 
Nachrichtendienste vermischen sich. 
Beides ist hoch problematisch.

Der Nachmittag stand im Zeichen 
zweier Besuche bei Einrichtungen vor 
Ort. Eine Delegation stattete dem Kom-
munalen Streetwork der Stadt Leipzig 
einen Besuch ab. Die Abgeordneten 
bekamen einen Überblick über die Pro-
bleme in den Stadtbezirken. Street-
work stellt Kontakte zu Drogen- und 
Suchtberatung sowie anderen Hilfestel-
lungen her und will den Familien und 
Institutionen entglittenen Jugendlichen 
einen Zugang ebnen, um Wohnungslo-
sigkeit zu verhindern oder ihr zu ent-
kommen. Allerdings stoßen sie dabei 
auf einen „leergefegten Wohnungs-
markt“. Die Arbeit ist nicht ausreichend 
mit Personal ausgestattet und braucht 
dringend stärkere Unterstützung durch 
den Freistaat.

Eine zweite Delegation besuchte die 
Leipziger Dependance der Opferbera-
tung, die von den Regionalen Arbeits-
stellen für Bildung, Integration und 
Demokratie Sachsen e. V. (RAA) angebo-
ten wird. Die Engagierten berichten von 
steigenden Fallzahlen im Bereich ras-
sistisch motivierter Gewalt. Personell 
ist die Opferberatung nicht in der Lage, 
den Bedarf zu bewältigen – Gewalt- 
opfer, die oft einen Migrationshinter-
grund haben, brauchen persönlichen 
Beistand, was mit wenigen hauptamt-
lichen Kräften kaum zu stemmen ist. 
Zudem müssen Fördermittel jährlich 
beantragt werden. Die Unterbringung 
von Gewaltopfern falle schwer, wenn es 
sich nicht um häusliche Gewalt handle; 
dafür brauche es weitere Schutzein-
richtungen. Weil der Interventionsauf-
trag die Engagierten so stark fordere, 
bleibe kaum Zeit für Prävention; die 
Polizei habe sich aus der Präventions-
arbeit weitestgehend verabschieden 
müssen. Der Freistaat müsse mehr Mit-
tel für Prävention bereitstellen. Opfer 
rassistisch motivierter Gewalt müssten 
ein Bleiberecht bekommen, um in Straf-
prozessen als Zeugen verfügbar zu blei-
ben. Das hat die Linksfraktion im Land-
tag bereits gefordert. 

Den Tag rundete ein öffentliches Fach-
gespräch zum Polizeirecht ab. Auf dem 
Podium saßen Heiko Rosenthal (DIE 
LINKE), Ordnungsbürgermeister der 
Stadt Leipzig; Stadtrat Rainer Engel-

mann (DIE LINKE), die Rechtsanwältin 
Rita Belter sowie die Politikwissen-
schaftlerin Prof. Rebecca Pates. Ver-
anstaltungsort war der Offene Freizeit-
treff „Rabet“ in der Eisenbahnstraße, 
die Moderation übernahm der Innen-
politische Sprecher Enrico Stange. Die 
zuweilen emotionale Diskussion zeigte 
nicht nur die einhellige Ablehnung des 
Polizeigesetzes durch die Anwesenden, 
sondern auch die schlimmen Auswir-
kungen der Waffenverbotszone, die 
das CDU-geführte Innenministerium 
in diesem Quartier durchgesetzt hat. 
Anwohnerinnen und Anwohner berich-
teten von massiven Personenkontrollen 
gegen Menschen, die „nicht deutsch 
genug aussehen“. Ordnungsbürger-
meister Rosenthal versprach, vor Ort 
Diskussionen mit der Polizei zu organi-
sieren, um dem Problem zu begegnen.

Die CDU will mit dem Polizeigesetz vor 
denen auf die Knie fallen, deren politi-
sche Lebensversicherung die Angst ist. 
Angesichts der Mehrheitsverhältnisse 

im Landtag wird kein vernünftiges und 
verfassungsgemäßes Gesetz heraus-
kommen. Wir werden nötigenfalls auch 
vor dem Verfassungsgerichtshof für 
Sicherheit in Freiheit streiten.
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Wohin führt das neue Polizeigesetz?  

Plenarspiegel
November 2018
Die 81. und die 82. Sitzung des 
6. Sächsischen Landtages fan-
den am 7. und 8. November 2018 
statt. Die Fraktion DIE LINKE war 
mit diesen Initiativen vertreten:

Aktuelle Debatte

„Für einen Mindestlohn, der vor 
Armut schützt – jetzt handeln, 
Herr Dulig!“

Gesetzentwürfe

„Gesetz zur Regelung der Betei-
ligungs- und Mitbestimmungs-
rechte von Kindern und Jugend-
lichen im Freistaat Sachsen“ 
(Drucksache 6/14865)

Große Anfrage

„Entwicklung des Wirtschafts-
standortes Sachsen“  
(Drucksache 6/13484)

Anträge

„Gründung und Aufbau einer 
,Bund-Länder-Gesellschaft für 
Stilllegung, Sanierung und Rekul-
tivierung der deutschen Braun-
kohlereviere (GSRB)‘“ 
(Drucksache 6/15206)

„Wohnungslosigkeit im Freistaat 
Sachsen bekämpfen!“  
(Drucksache 6/14579)

Fachtagung 

„Chancen und Risiken der 
Digitalisierung für den Rechts-
staat besonders in den Berei-
chen Öffentlicher Sicherheit 
und Strafverfolgung vor dem 
Hintergrund der EU-Gesetzge-
bung“ 

Dienstag, 5. Februar 2019, 16.00 
bis 20.00 Uhr  

Sächsischer Landtag, Bernhard-
v.-Lindenau-Platz 1, 
01067 Dresden

Altbau, Raum A 400

Eintritt frei!

Termine
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